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1 ZIELE UND GRUNDLAGEN DES BEBAUUNGSPLANS 

1.1 Planungsanlass, Erforderlichkeit, Ziele der Planung  

Die Gemeinde Wustermark beabsichtigt bereits seit längerem die Entwicklung eines Gewerbe-

gebiets an der B5 und der L202. Dafür ist der Bebauungsplan Nr. W 5 „Gewerbegebiet Wuster-

mark Nord Teil 1“ der Gemeinde Wustermark am 14.03.2001 als Satzung in Kraft getreten. In 

den rund 25 Jahren, die zwischen dem Satzungsbeschluss des ursprünglichen Bebauungsplans 

und dem Änderungsbeschluss der vorliegenden 3. Änderung vergangen sind, wurden nur we-

nige bauliche Maßnahmen im Änderungsbereich der 3. Änderung realisiert. In dieser Zeit haben 

sich gewerbliche Entwicklungen an anderen Stellen der Gemeinde Wustermark vollzogen, ins-

besondere im Rahmen des Gewerbegebiets (Güterverkehrszentrums Berlin West Wustermark 

(GVZ)) östlich des Havellandkanals.  

In den letzten Jahren wurden nun konkrete Schritte unternommen, um das geplante Gewerbe-

gebiet Nord zu entwickeln. Auf einigen Teilflächen wurden Baugenehmigungen erteilt und mit 

Baumaßnahmen für verschiedene gewerbliche Nutzungen begonnen. Zudem wurde die Haupt-

erschließungsachse der L202 und des Kuhdammwegs ausgebaut bzw. neugebaut, so dass die 

Erschließung des Plangebiets deutlich verbessert werden konnte. Die notwendigen Anpassun-

gen an der Straßenplanung werden im Rahmen der 2. Änderung des Bebauungsplans planungs-

rechtlich gesichert. Die 2. Änderung ist am 28.03.2026 in Kraft getreten.  

Für die Flächen nördlich der B5 und westlich der L202 soll nun ebenfalls die weitere Entwicklung 

vorbereitet werden. Für diese Flächen wurde gemeinsam von Gemeinde und dem Flächeneigen-

tümer ETC Deutscher Industriebau GmbH das Rahmenkonzept „Gewerbegebiet Nord“ erstellt 

und im Jahr 2024 von der Gemeindevertretung beschlossen.  

Die Umsetzung des Rahmenkonzepts ist auf Grundlage des ursprünglichen Bebauungsplans 

nicht vollständig möglich. Grund dafür ist zum einen, dass die ursprünglich geplanten natur-

schutzrechtlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht mehr vollständig umsetzbar sind. 

Zum anderen ergeben sich aus dem Rahmenkonzept und der veränderten Straßenplanung An-

passungserfordernisse an einzelnen Festsetzungen des Bebauungsplans. Im Ergebnis ist daher 

eine weitere Änderung des Bebauungsplans Nr. W 5 „Gewerbegebiet Wustermark Nord Teil 1“ 

erforderlich. Die entsprechende Einleitung des Verfahrens zur 3. Änderung des Bebauungsplans 

hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark am 27.05.2025 beschlossen.  

Der Änderungsbereich der vorliegenden Änderung umfasst vorrangig die Flächen nördlich der 

B5, die im Bestand noch nicht bebaut sind. Daher sind verschiedene Teilflächen des ursprüngli-

chen Bebauungsplans nicht Gegenstand der 3. Änderung, da hier bereits Baugenehmigungen für 

die geplanten Bauvorhaben des Rahmenkonzepts bestehen und die Bauvorhaben bereits umge-

setzt werden.  
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Gegenstand der 3. Änderung sind insbesondere Anpassungen des Maßes der baulichen Nutzun-

gen (zulässige Gebäudehöhen), der überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen), der Grün-

festsetzungen, der Erschließungsflächen (Straßenverkehrsflächen und Geh-, Fahr- und Leitungs-

rechte) sowie die Neuerstellung der naturschutzrechtlichen Eingriffs- und Ausgleichsbilanzie-

rung und den dazugehörigen Maßnahmen.  

1.2 Lage und räumlicher Geltungsbereich 

Das Plangebiet liegt westlich der Metropole Berlin im Landkreis Havelland in der Gemeinde Wus-

termark. Das Plangebiet umfasst eine Fläche von rund 35,1 ha und befindet sich im Norden der 

Gemeinde Wustermark an der B5. Der räumliche Geltungsbereich der 3. Änderung wird wie folgt 

begrenzt:  

• Im Norden durch landwirtschaftlich genutzte Flächen  

• Im Osten durch die Landesstraße L202  

• Im Süden durch die B5  

• Im Westen durch das Umspannwerk Wustermark und durch landwirtschaftlich ge-

nutzte Flächen 

 

Abbildung 1: Übersichtsplan zur Lage des Plangebiets (© GeoBasis-DE / BKG 2026) 
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Der räumliche Geltungsbereich der 3. Änderung umfasst auf der Gemarkung Wustermark im 

Kreis Havelland die Flur 002 mit den Flurstücken 144, 150, 151, 152/5, 136/2, 137/2, 148, 322, 

1045, 1047, 906, 929, 932, 1044, 1340, 1341, 1343, 977, 971, 972 vollständig sowie die Flurstü-

cke 142, 152/6, 153/7, 905, 1345, 1347 anteilig.  

Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Erschließung und Bebauung des Plangebiets 

Änderungen der Flurstücksgrenzen durch Teilung oder Vereinigung von Flurstücken vorgesehen 

sind. Die Plangrundlage im Bebauungsplan sowie die Auflistung der Flurstücke beruht auf den 

Flurstücksgrenzen zum Zeitpunkt der Vermessung.  
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2 AUSGANGSSITUATION 

2.1 Bestandssituation  

Das Plangebiet der 3. Änderung befindet sich im nördlichen Teil der Gemeinde Wustermark 

westlich von Berlin. Es umfasst eine Fläche von rund 35,1 ha. Die Änderungsfläche wird vorran-

gig von weitläufigen landwirtschaftlich genutzten Flächen geprägt. Dort befinden sich insgesamt 

drei freistehende Freileitungsmasten, die im westlichen Bereich des Gebiets verteilt sind. Im Os-

ten des Plangebiets befindet sich eine rund 3,8 ha große Fläche, die aktuell zur Nutzung von 

Photovoltaik-Anlagen verwendet wird.  

In rund 110 m Entfernung befindet sich im Westen des Gebiets das Umspannwerk Wustermark. 

In südwestlicher Richtung grenzen einige mit Wohnbebauung bebaute Grundstücke unmittelbar 

an den Geltungsbereich. Durch das Plangebiet führt im südlichen Bereich die Straße „Am Um-

spannwerk“. Hierbei handelt es sich um die Erschließung des Umspannwerks Wustermark sowie 

der Wohngebäude am Umspannwerk.  

Im Norden grenzt der Änderungsbereich unmittelbar an weitere landwirtschaftlich genutzte Flä-

chen. In östlicher und südlicher Richtung befinden sich ebenfalls Flächen für die Landwirtschaft, 

jedoch stellen hier die Landesstraße L202 (im Osten) und die Bundesstraße B5 (im Süden) ver-

kehrliche Grenzen dar, sodass kein direkter räumlicher Zusammenhang entsteht.  

Im Zentrum der Fläche sowie im Nordosten werden zwei Teilflächen des ursprünglichen Bebau-

ungsplans aus dem Jahr 2001 bereits bebaut. Aktuell wird hier der Bau von mehreren Rechen-

zentren beziehungsweise zweier großflächiger Gewerbehallen vorbereitet, für die bereits eine 

Baugenehmigung besteht.  

Westlich der L202 im Süden des Änderungsbereichs befand sich zum Zeitpunkt der Aufstellung 

des ursprünglichen B-Plans ein landwirtschaftlicher Betrieb sowie mehrere bauliche Anlagen. 

Dieser wurde bereits in der ursprünglichen Planzeichnung als „entfallender Bestand“ gekenn-

zeichnet und später abgerissen. Diese Maßnahme wurde im Rahmen der damaligen Eingriffs- 

und Ausgleichsbilanzierung als Maßnahme der Entsiegelung festgehalten. Aktuell stellt die Flä-

che im Bestand eine landwirtschaftliche Brachfläche dar.  

2.2 Geltendes Planungsrecht 

2.2.1 Bebauungsplan Nr. W 5 „Gewerbegebiet Wustermark Nord Teil 1“ (2001)  

Der Bebauungsplan Nr. W 5 „Gewerbegebiet Wustermark Nord Teil 1“ der Gemeinde Wuster-

mark ist am 14.03.2001 in Kraft getreten. Dieser setzt als Art der baulichen Nutzung der Bauge-

biete mehrere Gewerbe-, Industrie- und Mischgebiete fest. Hierbei konzentrieren sich die aus-

gewiesenen Mischgebiete auf den südlichen Teil des Geltungsbereichs, welcher nicht Teil des 

Änderungsbereichs der 3. Änderung ist.  
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1. Änderung des Bebauungsplans  

Am 24.02.2006 wurde ein Teilbereich des ursprünglichen Bebauungsplans aufgrund eines Urteils 

des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg für unwirksam erklärt (Aktenzeichen OVG 12 

A 24.05). Dabei handelt es sich um die Teilfläche, welche durch die B5, die L202, den Kuhdamm-

weg und dem Havelkanal umgrenzt wird (siehe Abbildung 2). Die Gemeinde Wustermark hat mit 

Bekanntmachung vom 29.05.2006 verkündet, dass für diesen Teilbereich die Satzung des Be-

bauungsplans Nr. W 5 „Gewerbegebiet Nord Teil 1“ außer Kraft gesetzt wurde. Dies entspricht 

der 1. Änderung des Bebauungsplans.  

 

Abbildung 2:  Ursprünglicher Bebauungsplan Nr. W 5 "Gewerbegebiet Wustermark Nord Teil 1" aus dem Jahr 2001 

mit für unwirksam erklärten Teilflächen (rot umrandet) 

2. Änderung des Bebauungsplans  

Am 03.03.2020 hat die Gemeindevertretung in Wustermark die Einleitung des Verfahrens für 

die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. W 5 „Gewerbegebiet Wustermark Nord Teil 1“ be-

schlossen. Die 2. Änderung sieht inhaltlich insbesondere eine veränderte Verkehrsführung des 

Kuhdammwegs sowie der Kreuzungssituation an der Planstraße 1 einschließlich ihres Verlaufs 

vor. Um die Kuhdammbrücke aufgrund ihrer intensiven Nutzung durch Schwerlasttransporte zu 

verstärken, wurde an dieser Stelle ein zweispuriger Ausbau der Verkehrsfläche (Planstraße 2) 
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festgesetzt. Ziel war es hierbei, eine dritte leistungsfähige Verkehrsanbindung des Güterver-

kehrszentrums Berlin West Wustermark (GVZ) an das überörtliche Verkehrsnetz zu ermöglichen. 

Neben einem veränderten Verlauf der Verkehrsfläche des Kuhdammwegs (Planstraße 2) wurde 

auch die westliche Planstraße 1 neu definiert. Die ursprüngliche Kreuzungssituation wurde im 

Rahmen der 2. Änderung versetzt, sodass die Planstraße 1 und der Kuhdammweg nicht mehr 

direkt aufeinandertreffen. Die durch diesen Versatz der Planstraße 1 südlich entstehende Fläche 

wird der Teilfläche des Industriegebiets GI-2C zugeordnet.  

Die 2. Änderung wurde am 03.03.2026 als Satzung beschlossen und ist am 28.03.2026 durch 

Bekanntmachung im Amtsblatt der Gemeinde Wustermark in Kraft getreten.  

 

Abbildung 3:  2. Änderung des Bebauungsplans Nr. W 5 "Gewerbegebiet Wustermark Nord Teil 1“ 

3. Änderung des Bebauungsplans  

Der Änderungsbereich der 3. Änderung umfasst nun die restlichen Teilflächen nördlich der B5, 

auf denen bisher keine Bauprojekte mit Baugenehmigungen realisiert werden. Im Rahmen der 
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vorliegenden 3. Änderung werden einige Inhalte der 2. Änderung bereits wieder überplant. Da-

bei handelt es sich in erster Linie um die Fläche GI-2C südlich der Planstraße 1, die westlich in 

das Plangebiet führt.  

Für zwei Bauvorhaben, die dem Rahmenkonzept entsprechen und sich zentral beziehungsweise 

nordöstlich im ursprünglichen Geltungsbereich befinden, wurden bereits Baugenehmigungen 

ausgestellt und die Realisierung der Projekte gestartet. Hierbei handelt es sich um den Bau eines 

Rechenzentrums inklusive der technischen Anlagen sowie zweier großflächiger Gewerbehallen.  

 

Abbildung 4:  Änderungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. W 5 "Gewerbegebiet Wustermark Nord 

Teil 1" (rot umrandet), mit dem ursprünglichen Bebauungsplan sowie dem Änderungsbereich der 2. 

Änderung 

2.3 Übergeordnete Planungen 

2.3.1 Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) 

In den Ländern Berlin und Brandenburg existiert ein zweistufiges System der gemeinsamen 

Raumordnungsplanung. Als erste Stufe sind die Grundsätze der Raumordnung aus dem gemein-

samen Landesentwicklungsprogramm (LEPro 2007) zu berücksichtigen. Landesentwicklungs-

pläne bilden die zweite Stufe der Landesplanung. Am 1. Juli 2019 trat der Landesentwicklungs-

plan Hauptstadtregion (LEP HR) in Kraft. 
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Der LEP HR enthält die aktuell gültigen Ziele (Z) und Grundsätze (G) der Raumordnung. Während 

Bauleitpläne gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an landesplanerische Ziele anzupassen sind, unterliegen 

Grundsätze der planerischen Abwägung. 

Die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg setzt sich aus drei Strukturräumen zusammen: Berlin, 

Berliner Umland und weiterer Metropolenraum. Die Gemeinde Wustermark ist Teil des Berliner 

Umlands (Z. 1.1).  

Die Gemeinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg weist in der Festlegungskarte zum LEP HR 

für die geplante Fläche die raumordnerische Festlegung „Gestaltungsraum Siedlung“ aus (siehe 

Abbildung 5).  

Gemäß Festlegungskarte und Z 1.1 des LEP HR befindet sich der Änderungsbereich innerhalb des 

Gestaltungsraums Siedlung. Dieser ist in Berlin und im Berliner Umland der Schwerpunkt für die 

Entwicklung von Siedlungsflächen. Der Gestaltungsraum Siedlung ist nicht mit Bauflächen 

gleichzusetzen und die Gemeinden haben zu seiner Binnendifferenzierung (nachfolgende Pla-

nungsebenen) große Spielräume. Innerhalb des Gestaltungsraums ist dem fachrechtlich gebo-

tenen Freiraumerhalt oder auch Einschränkungen durch andere Planungen Rechnung zu tragen.  

 

Abbildung 5:  Ausschnitt aus der Festlegungskarte zum LEP HR mit Kennzeichnung des Plangebiets (blauer Kreis) 

Die Intention des Bebauungsplanes steht nicht im Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung.  

Relevante Grundsätze der Raumordnung sind wie folgt:  

G 2.2 Gewerbeflächenentwicklung  

Die Entwicklung von gewerblichen Bauflächen ist unter Berücksichtigung bzw. Be-

achtung der qualitativen Festlegungen zur Siedlungs- und Freiraumentwicklung in 
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der gesamten Hauptstadtregion möglich. Gewerbliche Bauflächen sollen bedarfs-

gerecht und unter Minimierung von Nutzungskonflikten an geeigneten Standorten 

entwickelt werden. 

Das Plangebiet des Bebauungsplans liegt im Bereich der ausgewiesenen Siedlungsentwicklung 

und widerspricht keiner Freiraumentwicklung.  

2.3.2 Regionalplan Havelland-Fläming 2020 / Regionalplan Havelland-Fläming 3.0 

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming hat in ihrer 

Sitzung am 25.06.2026 den Regionalplan Havelland-Fläming, bestehend aus textlichen und 

zeichnerischen Festlegungen mehrheitlich als Satzung beschlossen.  Der Regionalplan befindet 

sich gegenwärtig in der Genehmigung und ist daher bei der Aufstellung dieses Bebauungsplans 

zu berücksichtigen. 

Der Planentwurf enthält für das betreffende Gebiet nur die nachrichtlichen Übernahmen aus 

dem LEP HR. Nördlich des Änderungsbereichs befindet sich ein ausgewiesenes Vorranggebiet 

für Landwirtschaft, jedoch entstehen hierdurch keine Auswirkungen auf die Planung, da sich die 

Fläche außerhalb des Geltungsbereichs der 3. Änderung befindet. Es stehen mithin keine Abwä-

gungsbelange entgegen. 

 

Abbildung 6:  Ausschnitt aus dem zum Regionalplan Havelland-Fläming 3.0 mit markierten Plangebiet (roter Kreis) 

(Stand Juni 2025) 

2.3.3 Sachlicher Teilregionalplan Windenergienutzung 2027 

Der Sachliche Teilregionalplan Windenergienutzung 2027 (sTP Wind) legt auf Grundlage des Lan-

deentwicklungsplanes Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) mit dem Ziel 8.2 fest, dass 

in der Regionalplanung Gebiete für die Windenergienutzung festzulegen sind. Der sachliche Teil-
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regionalplan Windenergienutzung 2027 vertieft die Ziele der Raumordnung und setzt die Vor-

gabe des Brandenburgischen Flächenzielgesetzes um, bis zum 31.12.2027 mindestens 1,8 Pro-

zent der Regionsfläche für die Windenergienutzung auszuweisen. 

Der Sachliche Teilregionalplan Windenergienutzung 2027 ist mit der Bekanntmachung der Ge-

nehmigung im Amtsblatt Nr. 42 vom 23.10.2024 in Kraft getreten.  

Das Plangebiet des Bebauungsplanes ist nicht betroffen. 

 

Abbildung 7:  Ausschnitt aus der STRPW Festlegungskarte Windenergienutzung mit markiertem Plangebiet (roter 

Kreis) 

2.3.4 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Wustermark ist am 17.07.2006 in Kraft getreten. Für 

den vorliegenden Änderungsbereich sind in diesem FNP eine gewerbliche Baufläche mit der 

Kennzeichnung GE sowie ein Industriegebiet mit der Kennzeichnung GI ausgewiesen.  

Die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. W 5 „Gewerbegebiet Wustermark Nord“ Teil 1 setzt 

auf diesen Flächen ein Gewerbegebiet fest, sodass kein Widerspruch mit den Festlegungen des 

rechtswirksamen FNP besteht. Die im Flächennutzungsplan ausgewiesenen Grünflächen stim-

men ebenfalls mit den festgesetzten Grünflächen der vorliegenden Änderung überein.  

Zudem weist der FNP im Änderungsbereich eine Altlastenfläche sowie eine oberirdische Haupt-

versorgungs- und Hauptabwasserleitung aus. Dies steht den Planungen der vorliegenden 3. Än-

derung nicht entgegen.  
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Abbildung 8:  Ausschnitt aus Flächennutzungsplan der Gemeinde Wustermark (2006) mit markiertem Geltungsbe-

reich der 3. Änderung 

2.3.5 Integriertes Gemeindeentwicklungskonzept 2035 (INGEK)  

Die Gemeinde Wustermark verfügt seit dem Jahr 2006 über ein integriertes Gemeindeentwick-

lungskonzept (INGEK), welches eine konzeptionelle Gesamtperspektive für den Standort bein-

haltet und Entwicklungskonzepte für verschiedene Handlungsfelder beschreibt. Aufgrund des 

anhaltenden Wachstums in der Gemeinde und dem auslaufenden Zeithorizont der Version aus 

2006 wurde entschieden, das INGEK fortzuschreiben und dabei mit einem mittel- bis langfristi-

gen Zeithorizont bis in das Jahr 2035 zu prognostizieren. Hierfür wurden ein räumliches Leitbild, 

mehrere Leitziele innerhalb verschiedener Themenfelder (Wustermark5) sowie eine Umset-

zungsstrategie für zentrale Vorhaben und Maßnahmen erarbeitet.  

Für den Bereich der 3. Änderung liegt im räumlichen Leitbild 2035 eine Flächenaussage vor, die 

eine „Konzentration und Bestandsentwicklung von Gewerbe-/Handelsstandorten“ ausweist. Die 

Weiterentwicklung der Gewerbe-, Handels- und Freizeitstandorte erfolgt entlang der Ver-
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kehrstrassen, die für zukünftige Bedarfe entsprechend ertüchtigt und angepasst werden. Dar-

über hinaus gilt es, weiterhin auf zukunftsfähige und passende Angebote zu setzen sowie Kli-

mastandards zu etablieren.  

 

Abbildung 9:  Ausschnitt aus dem räumlichen Leitbild des INGEK 2035 der Gemeinde Wustermark (2024) 

2.4 Technische Erschließung 

Gegenwärtig verlaufen mehrere unterirdische Leitungstrassen am östlichen Rand des Bebau-

ungsplans entlang der L202 bzw. entlang des östlichen Rands der Teilflächen GE 1b und GE 2. 

Dabei handelt es sich unter anderem um eine Abwasserdruckleitung DN300, eine Trinkwasser-

überleitung DN200 sowie ein Steuerkabel 1109 für Ferngasleitungen. Es wird davon ausgegan-

gen, dass übrige Leitungstrassen unterirdisch im Verkehrsraum verlaufen.  

Im Westen bzw. im Süden des Änderungsbereichs verläuft zudem eine oberirdische 220/380-

kV-Leitung durch die Teilflächen GE 3b und GE 4, die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft M2, M3 und M5 sowie die Fläche zum 

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen P1 und die Planstraße 3.  
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3 PLANUNGSKONZEPT 

3.1 Entwicklung des städtebaulichen Konzepts 

Für das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. W 5 „Gewerbegebiet Wustermark Nord“ Teil 1 

wurde ein städtebauliches Rahmenkonzept beschlossen, welches eine heterogene gewerbliche 

Nutzung der Flächen vorsieht. Der Änderungsbereich der vorliegenden 3. Änderung umfasst 

hierbei weite Teile dieses Konzepts. Lediglich zwei Flächen im Nordosten beziehungsweise zent-

ral im Rahmenkonzept sind nicht Teil der Änderung und beinhalten bereits genehmigte Bauvor-

haben.  

 

Abbildung 10:  städtebauliches Rahmenkonzept „Gewerbegebiet Nord“ 

Im Nordosten des Konzepts befindet sich das Baufeld 1 (Nord-Ost), auf dem die Errichtung 

zweier großflächiger Gewerbehallen vorgesehen ist. Hier besteht bereits eine Baugenehmigung, 
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sodass die Bauarbeiten bereits beginnen konnten. In zentraler Lage befindet sich ein weiteres 

Baufeld, auf dem die Errichtung eines Rechenzentrums und der dazugehörigen technischen An-

lagen (beispielsweise Trafostationen und Schaltanlagen) vorgesehen ist. Im städtebaulichen 

Konzept ist diese Fläche mit einer pinken Umrandung dargestellt. Für dieses Bauvorhaben wurde 

ebenfalls bereits eine Baugenehmigung erteilt, sodass auch hier die bauliche Realisierung des 

Projekts beginnen konnte.  

Für die westlich angrenzende Fläche, die im Konzept mit einer blauen Umrandung gekennzeich-

net wird, sind anfangs freistehende Photovoltaik-Anlagen geplant. Südlich dieser Fläche sieht 

das Konzept die Ansiedlung kleinteiliger Gewerbebetriebe vor.  

Auf Höhe der Straßenmündung der südlichen Planstraße in die Landstraße L202 stellt das Rah-

menkonzept einen zentralen Quartiersplatz dar. Dieser soll unterschiedliche gastronomische 

und freizeitliche Nutzungen wie beispielsweise ein Café und verschiedene Sportangebote be-

reitstellen. Aufgrund der Nähe zur bereits bestehenden Bushaltestelle und zu einer der Planstra-

ßen nimmt dieser Ort die Funktion als Eingang in das Gewerbequartier ein.  

Das Gewerbequartier wird vom westlichen bis zum nördlichen Rand von einem Grünstreifen 

umringt, der vorrangig als Ausgleichsfläche für notwendige Eingriffs- und Ausgleichsmaßnah-

men funktioniert. Zudem bildet er eine Eingrünung des Gewerbegebiets als Abgrenzung zu den 

umliegenden Landwirtschaftsflächen.  

Nördlich der Auffahrt zur Bundesstraße B5 weist das städtebauliche Konzept eine dreieckige 

Fläche als Fläche für Verkehrsgrün aus, die im ursprünglichen Bebauungsplan als Verkehrsfläche 

festgesetzt wurde. Da diese Fläche jedoch nie als Straßenfläche realisiert worden ist, weist die 

3. Änderung ihr nun eine realitätsnähere Nutzung zu.  Eine Bebauung ist an dieser Stelle nicht 

vorgesehen, da sich hier mehrere unterirdische Leitungen befinden, die potenzielle Bauarbeiten 

erschweren.  

Bei dem vorliegenden städtebaulichen Rahmenkonzept handelt es sich nicht um verbindliche 

Vorgaben bezüglich der zukünftigen Bebauung der Fläche, vielmehr sollen potenzielle Nutzun-

gen und Bebauungsstrukturen für eine künftige Entwicklung des Gebiets dargestellt werden, um 

Planungs- und Entwicklungsideen besser darstellen zu können.  

3.2 Verkehrskonzept  

Das Konzept sieht die verkehrliche Haupterschließung des Plangebiets vorrangig durch die Lan-

desstraße L202, die entlang beziehungsweise durch das Gebiet führt, vor. Der im ursprünglichen 

Bebauungsplan als Planstraße vorgesehene „Kuhdammweg“ stellt eine direkte Verbindung vom 

geplanten Gewerbegebiet Nord in das sich östlich des Havelkanals befindende Gewerbegebiet 

Wustermark dar und wurde bereits realisiert. Für die innere Erschließung sorgen mehrere zu-

sätzliche Planstraßen, wobei die nördliche Planstraße 1 bereits Teil der 2. Änderung des B-Plans 

ist und daher keinen Teil in der vorliegenden Änderung darstellt. Die südliche Planstraße 3 stellt 

zusätzlich eine neue Verbindung zum westlich gelegenen Umspannwerk Wustermark dar.  
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Stellplatzflächen für den ruhenden Verkehr sowie weitere innere Erschließungsmöglichkeiten 

der jeweiligen Grundstücke werden zwar graphisch im Verkehrskonzept dargestellt, in der 3. 

Änderung jedoch nicht rechtsverbindlich festgesetzt. Sie können Gegenstand von Veränderun-

gen sein und erst in der endgültigen Aufteilung und Ausgestaltung der Grundstücke erstellt.  

An der Mündung der Planstraße 3, die südlich von der L202 in das Gewerbegebiet führt, befindet 

sich bereits eine Bushaltestelle, die von der Linie 649 angefahren wird. Diese verbindet das Plan-

gebiet mit den Ortschaften Brieselang und Wustermark.  

3.3 Freiraumkonzept  

Im Rahmen der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. W 5 „Gewerbegebiet Wustermark Nord“ 

wird ein Grünordnungsplan durch das Büro Fugmann Janotta Partner erstellt. Der Grünord-

nungsplan übernimmt dabei die ursprünglichen freiräumlichen Konzeptionen des ersten Bebau-

ungsplans Nr. W 5 „Gewerbegebiet Wustermark Nord Teil 1“ aus dem Jahr 2001 und stellt die 

Grundlage für die grünordnerischen Festsetzungen im Plangebiet der 3. Änderung dar.  

 

Abbildung 11:  Grünordnungsplan (Quelle: FUGMANN JANOTTA PARTNER PartG mbB (FJP)) 

Die Planungen sehen die Errichtung von mehreren zusammenhängenden Wiesenfluren inner-

halb der Teilflächen GE 1a, GE 1b, GE 3b und GE 4, die als zusammenhängende „Grünkeile“ mit 

großkronigen Bäumen und insektenfreundlichen Blühwiesen angelegt werden, vor, um die nicht 
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überbaubaren Flächen innerhalb der zukünftigen Gewerbeflächen naturschutzfachlich und ge-

stalterisch aufzuwerten und neue Lebensräume für verschiedene Tier- und Pflanzenarten zu 

schaffen. Gleichzeitig wird somit eine Durchlüftung der großflächig bebauten Bereiche gewahrt 

und Aufheizungseffekte im Plangebiet reduziert.  

Auf der südlich gelegenen Fläche zur Pflanzbindung mit der Kennzeichnung „P1“ wird ein Ge-

hölzbestand aus mittel- und großkronigen Bäumen hergestellt. Neben der Eingrünung und land-

schaftlichen Einbindung des Gewerbegebiets werden visuelle Wirkungen der zukünftigen Ge-

werbeeinheiten in Richtung der Wohngebiete in Wustermark gemindert.  

Im Norden, Westen und Süden des Geltungsbereichs befinden sich mehrere Flächen für Maß-

nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft. Die Maßnah-

menflächen M1, M2, M3 und M5 werden durch die Ansaat von Wiesenfluren und vegetations-

losen Flächen sowie der Anpflanzung von Sträuchern und Gehölzen verschiedener Wuchshöhen 

nach dem Vorbild einer Halboffenlandschaft gestaltet. Die hierbei entstehenden zusammenhän-

genden Grünstrukturen führen zu einer Aufwertung der Bodenfunktionen und Biotopstrukturen 

im Plangebiet. Die Maßnahmenfläche M4 wird in ihrem Zustand erhalten und vorhandener Ve-

getationsbestand bei Abgang am Standort durch standortgerechte Gehölze ersetzt.  

Die flachen und geeigneten Dachflächen sowie die Außenwände der Gebäude werden anteilig 

extensiv begrünt, sodass eine dauerhaft geschlossene Vegetationsdecke gewährleistet werden 

kann. Dadurch können positive Effekte auf das Mikroklima, die Lebensräume verschiedener Tier- 

und Pflanzenarten sowie die Rückhaltung von Regenwasser erreicht werden. Des Weiteren kann 

mit einer optischen Aufwertung der Fassadenflächen und des Landschaftsbildes gerechnet wer-

den.  

Zusätzlich werden weitere externe Ausgleichsflächen außerhalb des Geltungsbereichs des Be-

bauungsplans Nr. W 5 „Gewerbegebiet Wustermark Nord“ angelegt. Innerhalb des Geltungsbe-

reichs soll eine fußläufige Wegeverbindung entlang der westlichen und nördlichen Grenze ent-

stehen, um diese landschaftlich aufzuwertenden Flächen zu erschließen. Zudem wird so eine 

neue Anbindung zwischen den Ortsteilen Zeestow und Wustermark geschaffen.  

3.4 Immissionsschutz 

Das Ingenieurbüro HOFFMANN-LEICHTER Ingenieurgesellschaft mbH führte im August 2026 eine 

schalltechnische Untersuchung durch, in der die zu erwartenden Geräuschimmissionen prog-

nostiziert und entsprechend der gesetzlichen Vorschriften beurteilt wurden und erstellte eine 

Geräuschkontingentierung für die vorliegenden Änderung des Bebauungsplans Nr. W 5 „Gewer-

begebiet Wustermark Nord“. Das Gutachten stellt nachts Überschreitungen des Immissions-

richtwertes der TA Lärm an den nördlich des Plangebiets gelegenen Immissionsorten in Zeestow 

fest. Um eine Verschärfung vorhandener und das Entstehen neuer Lärmschutzkonflikte zu ver-

meiden, wird für den Bebauungsplan eine Emissionskontingentierung gem. DIN 45691 (Ge-

räuschkontingentierung im Bebauungsplan) vorgenommen und festgesetzt. 



Gemeinde Wustermark                      Seite   25 

 

                                     Begründung Bebauungsplan „Gewerbegebiet Nord“ 3. Änderung / Stand: Vorentwurf  12.10.2026 

 

Tabelle 1:  Emissionskontingente in den Teilflächen des B-Plans (Hoffmann-Leichter) 

Teilflä-

che 

Emissionskontingente in dB/m² tags 

(06:00 – 22:00 Uhr) 

Emissionskontingente in dB/m² 

nachts (22:00 – 06:00 Uhr)  

GE 1a 58 44 

GE 1b 58 44 

GE 2 58 43 

GE 3a 59 42 

GE 3b  59 43 

GE 4 61 43 

Durch die bestehenden Richtwertüberschreitungen wurde für die Teilflächen der 3. B-Planände-

rung eine schalltechnische Irrelevanz der zu gehörigen Immissionsbeiträge nach Nr. 2.2 der TA 

Lärm vorausgesetzt. Für die gemäß DIN 45691 ermittelten Emissionskontingente der geplanten 

Teilflächen ergeben sich demnach folgende Werte:  

 

Abbildung 12:  Geräuschkontingentierung nach DIN 45691 - tags, 06:00 - 22:00 Uhr (Quelle: Hoffmann-Leichter) 
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Abbildung 13:  Geräuschkontingentierung nach DIN 45691 - nachts, 22:00 - 06:00 Uhr (Quelle: Hoffmann-Leichter) 

Zudem sind richtungsabhängige Zuschläge möglich wobei vor allem nach Norden und Nordwes-

ten sowie nach Osten und Südosten zusätzliche Schallemissionen von bis zu 12 dB/m² tags und 

nachts möglich sind. Nach Süden und Westen sind tags nur wenige und nachts keine Zusatzkon-

tingente möglich. Nach Nordosten bestehen tags und nachts keine Zusatzkontingente.  

Mit den dargestellten Emissionskontingenten (Tabelle 1) in Verbindung mit den richtungsabhän-

gigen Zusatzkontingenten ist so eine schalltechnische Verträglichkeit des Vorhabens an den um-

liegenden schutzbedürftigen Nutzungen gewährleistet.  

3.5 Technische Erschließung  

Am östlichen Rand des Geltungsbereichs der 3. Änderung verlaufen mehrere unterirdische Lei-

tungen entlang der L202. Dabei handelt es sich um eine Abwasserdruckleitung DN300, eine 

Trinkwasserüberleitung DN200 sowie ein Steuerkabel 1109 für Ferngasleitungen. Diese werden 

im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzt. Übrige vorhandene Leitungstrassen verlaufen im öf-

fentlichen Straßenraum entlang der L202.  

Die oberirdisch durch den westlichen bzw. südlichen Teil des Bebauungsplans verlaufenden 

überregionalen Versorgungstrassen dienen als Freileitung der Hochspannungsversorgung und 

werden im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzt. Mithilfe eines Freileitungsstreifen, welcher 

entlang der Leitungstrasse verläuft, wird diese gesichert.  
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4 WESENTLICHER PLANINHALT DES BEBAUUNGSPLANS 

Nachfolgend werden die Festsetzungen aufgeführt, die der Bebauungsplan regelt. Dabei wird 

zwischen den zeichnerischen Festsetzungen in der Planzeichnung und den textlichen Festset-

zungen unterschieden. Um die Darstellung zu vereinfachen, wird den textlichen Festsetzungen 

das Kürzel „TF“ und den zeichnerischen Festsetzungen das Kürzel „ZF“ vorangestellt.  

4.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereichs 

ZF: Der Geltungsbereich der 3. Änderung des B-Plans wird zeichnerisch wie folgt räumlich be-

grenzt:  

• im Norden durch landwirtschaftlich genutzte Flächen und den Ortsteil Zeestow der Ge-

meinde Brieselang,  

• im Westen durch das Umspannwerk Wustermark,  

• im Süden und Südwesten durch landwirtschaftlich genutzte Flächen sowie die Bundes-

straße B5,  

• und im Osten durch die Landstraße L202 sowie weitere gewerbliche Flächen.  

Der räumliche Geltungsbereich der 3. Änderung umfasst auf der Gemarkung Wustermark im 

Kreis Havelland die Flur 002 mit den Flurstücken 144, 150, 151, 152/5, 136/2, 137/2, 148, 322, 

1045, 1047, 906, 929, 932, 1044, 1340, 1341, 1343, 977, 971, 972 vollständig sowie die Flurstü-

cke 142, 152/6, 153/7, 905, 1345, 1347 anteilig.  

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 7 BauGB)  

Begründung:  

Zur Herleitung des Geltungsbereichs wird auf die Ausführungen in Kapitel 1.1 und 2.2.1 verwie-

sen. 

4.2 Art der baulichen Nutzung  

TF 1 Gewerbegebiet (GE)  

Für die Teilflächen GE 1a, GE 1b, GE 2, GE 3a, GE 3b und GE 4 wird gemäß § 8 

BauNVO ein Gewerbegebiet festgesetzt. 

(1) Im Gewerbegebiet (GE) sind allgemein zulässig:  

- Gewerbebetriebe aller Art und öffentliche Betriebe  

- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,  

- Lagerhäuser und Lagerplätze, soweit sie einem im Gewerbegebiet zulässigen und 

ansässigen Betrieb räumlich-funktional zugeordnet und diesem nach Grund- und 

Geschossfläche untergeordnet sind.  

(2) Ausnahmsweise können zugelassen werden: 

- Anlagen für sportliche, kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwe-

cke.  
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(3) Nicht zulässig bzw. nicht Bestandteil des Bebauungsplans sind abweichend von § 

8 BauNVO: 

- Tankstellen,  

- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber 

und Betriebsleiter,  

- Vergnügungsstätten,  

- Einzelhandelsbetriebe,  

- Logistikbetriebe gemäß der Klassifikation der Wirtschaftszweige des statisti-

schen Bundesamtes (WZ 2025, Abschnitt H – Verkehr und Lagerei Ziff. 53 ff. 

„Post-, Kurier- und Expressdienste“ und Ziff. 53.2 ff. „Sonstige Post-, Kurier- und 

Expressdienste“).   

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO und § 8 BauNVO)  

Begründung:  

Das Ziel der vorliegenden 3. Änderung ist die Entwicklung eines Gewerbestandorts mit unter-

schiedlichen gewerblichen Nutzungen. Die zulässigen Nutzungen orientieren sich grundsätzlich 

an § 8 BauNVO, wurden jedoch gemäß § 1 Abs. 5,6 und 9 BauNVO angepasst, um eine gewerbe-

gebietstypische Hauptnutzung zu sichern, die dem Rahmenkonzept des Bebauungsplans ent-

spricht.  

Zulässig sind daher insbesondere Gewerbebetriebe aller Art, öffentliche Betriebe, Geschäfts-, 

Büro- und Verwaltungsgebäude sowie Lagerhäuser- und Plätze, soweit sie einem im Gewerbe-

gebiet zulässigen und ansässigen Betrieb räumlich-funktional zugeordnet und diesem nach 

Grund- und Geschossfläche untergeordnet sind. Mit diesem Spektrum wird den Inhalten des 

Rahmenkonzepts entsprochen und die angestrebte wirtschaftliche und städtebauliche Entwick-

lung der Flächen ermöglicht.  

Ausnahmsweise können Anlagen für sportliche, kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitli-

che Zwecke zugelassen werden, sofern sie sich städtebaulich in das Gesamtgefüge einordnen 

und keine unzumutbare Flächenkonkurrenz zu den vorgesehenen gewerblichen Nutzungen dar-

stellen. Insbesondere im Rahmen des geplanten Platzes als Eingangssituation und Treffpunkt im 

Gewerbequartier können derartige Nutzungen entstehen.  

Nicht zulässig sind hingegen Nutzungen, die den planerischen Zielen des Rahmenkonzepts, ent-

gegenstehen könnten. Dazu zählen insbesondere Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschafts-

personen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die daher ausgeschlossen werden und 

nicht Teil des Bebauungsplans sind. Betriebswohnungen können ggf. als Immissionsorte zu Ein-

schränkungen in der Nutzbarkeit des Gewerbegebiets führen. 

Auch Einzelhandelsbetriebe werden ausgeschlossen, da der Standort des Bebauungsplans aus-

schließlich hochwertigen gewerblichen Nutzungen vorbehalten und eine Flächenkonkurrenz mit 

dem Einzelhandel vermieden werden soll. Ähnliches gilt für Logistikbetriebe gemäß der Klassifi-

kation der Wirtschaftszweige des statistischen Bundesamts (WZ 2025, Abschnitt H – Verkehr 
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und Lagerei Ziff. 53 ff. und Ziff 53.2 ff.), welche im vorliegenden Bebauungsplan nicht zulässig 

sind. Die Gemeinde Wustermark hat zudem im Güterverkehrszentrum (GVZ) Flächen für groß-

flächige Logistiknutzungen zur Verfügung gestellt. Mit dem vorliegenden Bebauungsplan sollen 

gezielt andere gewerbliche Nutzungen angesiedelt werden. Damit soll die wirtschaftliche Basis 

der Gemeinde stärker diversifiziert werden und ein möglichst breiter Branchenmix an gewerbli-

chen Nutzungen zur Verfügung stehen.  

Vergnügungsstätten wie Spielhallen, Bordelle oder ähnliche Nutzungen sind nicht Teil des Be-

bauungsplans, da sie erfahrungsgemäß das städtebauliche Umfeld negativ beeinflussen können. 

Dies betrifft sowohl das Erscheinungsbild (bspw. durch Werbeanlagen und Fassadengestaltung) 

als auch soziale und funktionale Aspekte. Derartige Nutzungen können zu einem Trading-Down-

Effekt führen, wodurch das Gebiet an Attraktivität für andere gewerbliche Nutzungen verliert.  

Zudem werden Tankstellen ausgeschlossen, da diese in der Regel ein erhöhtes Aufkommen an 

Ziel- und Quellverkehr durch Kraftfahrzeuge erzeugen und für eine erhöhte verkehrliche Belas-

tung für die unmittelbare Umgebung inklusive der verkehrlichen Erschließung sorgen und damit 

das geplante Gewerbegebiet sowie seine verkehrliche Erreichbarkeit erheblich einschränken 

würden. 

4.3  Maß der Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Festsetzung der Grundflächenzahl in Verbindung 

mit der maximal zulässigen Höhe der Oberkante baulicher Anlagen (OK max) festgesetzt.  

4.3.1 Grundflächenzahl (GRZ)  

ZF: In der Planzeichnung werden in der Planschablone die folgenden Festsetzungen zur Grund-

flächenzahl (GRZ) getroffen:  

GE 1a:  0,8 

GE 1b: 0,8 

GE 2:  0,8 

GE 3a:  0,8 

GE 3b:  0,8 

GE 4:  0,8 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16, 17, 18 BauNVO) 

Begründung:  

Gemäß § 17 BauNVO wird für Gewerbegebiete ein Orientierungswert der Grundflächenzahl von 

0,8 bestimmt, was einem Überbauungsgrad von 80% entspricht. Mit dieser GRZ wird ein für ge-

werbliche Nutzungen typisches Verhältnis zwischen Freiflächen und Baukörpern sichergestellt. 

Die GRZ entspricht zudem den Festsetzungen im bisherigen Bebauungsplan. 
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4.3.2 Höhe baulicher Anlagen  

ZF: In der Planzeichnung werden in der Planschablone die folgenden Festsetzungen zur maxima-

len Höhe der Oberkante baulicher Anlagen (OK max) getroffen:  

GE 1a:  51,0 m über NHN 

GE 1b:  57,5 m über NHN 

GE 2:  57,5 m über NHN  

GE 3a:  51,0 m über NHN  

GE 3b:  54,0 m über NHN 

GE 4:  57,5 m über NHN 

Begründung: 

Die vorliegenden Festsetzungen orientieren sich an den bisherigen Festsetzungen des Bebau-

ungsplans, werden aber vereinheitlicht und vereinfacht. Auf einzelnen Teilflächen werden die 

zulässigen Höhen auch angehoben, allerdings nur bis zu den Höhen, die bereits auf anderen 

Teilflächen über den alten Bebauungsplan zulässig waren. Mit der Festsetzung werden die kom-

plizierten und in der Praxis schwer umsetzbaren Festsetzungen des alten Bebauungsplans er-

setzt.  

Das Grundkonzept der Höhenentwicklung bleibt dabei weiterhin erhalten. Dabei werden im 

Nordosten und Südwesten in Richtung bestehender Siedlungen bzw. Wohnnutzungen niedri-

gere Bauhöhen festgesetzt. Die festgesetzte Höhe im GE 1a entspricht einer Höhe von ca. 14 bis 

18 Metern über der natürlichen Geländeoberfläche. Dabei ist allerdings anzumerken, dass die 

Höhen von ca. 14 bzw. ca. 18 Metern nur im äußersten Westen und Osten der Teilflächen er-

reicht werden. Der überwiegende Teil der Teilfläche GE 1a entspricht ca. 15 bis 17 Meter über 

der natürlichen Geländeoberfläche. Die festgesetzte Höhe im GE 3a und GE 3b entsprechen 

ebenfalls einer Höhe von ca. 15 bis 17 Meter über der natürlichen Geländeoberfläche.  

Im zentralen und östlichen Bereich des Bebauungsplans werden hingegen größere Höhen bauli-

cher Anlagen zugelassen. Dies entspricht im GE 1b und GE 2 einer zulässigen Höhe von ca. 23,5 

bis 24,5 Meter und im GE 4 von ca. 22,5 bis 24,5 Meter über der natürlichen Geländeoberfläche. 

TF 2 Höhe baulicher Anlagen 

In allen Baugebieten können auf maximal 20 % der Grundfläche des jeweiligen Gebäu-

des Überschreitungen der festgesetzten maximalen Höhen baulicher Anlagen um bis 

zu 3,0 m für technisch notwendige Dachaufbauten wie Fahrstuhlschächte, Treppen-

räume oder Lüftungsanlagen zugelassen werden, wenn sie mindestens 2,0 m von den 

Umfassungswänden des darunter liegenden Geschosses zurückgesetzt sind. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 6 BauNVO) 
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Begründung:  

Das Rahmenkonzept des vorliegenden Bebauungsplans sieht die Errichtung mehrerer unter-

schiedlicher Gewerbenutzungen vor. Derartige Dachaufbauten stellen im Zusammenhang mit 

dem Betrieb gewerblicher Anlagen zwingend notwendige Bestandteile dar.  

Dachaufbauten wie Fahrstuhlschächte, Treppenräume, Photovoltaikanlagen oder Lüftungsanla-

gen sind regelmäßig insbesondere für die technische Gebäudeausrüstung erforderlich. Eine 

Überschreitung der zulässigen Höhen baulicher Anlagen um bis zu 3,0 m ist daher in allen Bau-

gebieten zulässig, wenn diese Aufbauten mindestens 2,0 m hinter die Außenwand des darun-

terliegenden Geschosses zurücktreten. Die textliche Festsetzung TF 2 stellt sicher, dass notwen-

dige Dachaufbauten keine dominierende visuelle Wirkung im Siedlungs- bzw. Landschaftsbild 

erzeugen. Gleichzeitig wird sichergestellt, dass technisch notwendige Dachaufbauten nicht zu 

einer ineffizienten Nutzung der maximal zulässigen Bauhöhe führen und somit eine effektive 

und wirtschaftliche Ausnutzung der Bauflächen gewährleistet werden kann.  

4.4 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche  

4.4.1 Bauweise 

ZF: In der Planzeichnung wird für alle Teilflächen des Gewerbegebiets GE eine abweichende Bau-

weise festgesetzt.  

TF 3 Bauweise 

Für die Teilflächen GE 1a, GE 1b, GE 2, GE 3a, GE 3b und GE 4 wird eine von der offenen 

Bauweise abweichende Bauweise mit der Bezeichnung „a“ festgesetzt. Es gelten fol-

gende Bindungen:  

Die Länge der Gebäude darf 50 m überschreiten. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 Abs. 4 BauNVO)  

Begründung:  

Abweichend von der offenen Bauweise wird für die Teilgebiete GE 1a, GE 1b, GE 2, GE 3a, GE 3b 

und GE 4 im Rahmen einer abweichenden Bauweise eine Überschreitung der in § 22 Abs. 2 S. 2 

BauNVO vorgesehenen maximalen Gebäudelänge innerhalb der festgesetzten Baufenster zuge-

lassen.  

Die Festsetzung dieser abweichenden Bauweise ermöglicht eine hohe städtebauliche Flexibilität 

bei der Anordnung und Dimensionierung der geplanten gewerblichen Baustrukturen. Insbeson-

dere für großflächige Nutzungen, wie sie typischerweise in solchen Gewerbegebieten auftreten, 

ist eine Begrenzung der Gebäudelängen auf 50 m nicht zweckmäßig. Die Möglichkeit der Errich-

tung von Baukörpern mit einer Länge über 50 m stimmt mit den betrieblichen Anforderungen 

vieler Vorhaben, beispielsweise bei Produktionsabläufen, Lagerflächen oder verbundenen Büro-

einheiten, überein und fördert so eine effiziente Nutzung der Flächen.  
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4.4.2 Überbaubare Grundstücksfläche  

ZF: Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen als Baufenster definiert. In 

der Planzeichnung werden Baugrenzen als zeichnerische Festsetzungen getroffen.  

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO)  

Begründung:  

Mit der zeichnerischen Festsetzung von Baugrenzen wird die überbaubare Grundstücksfläche, 

das so genannte Baufenster, definiert. Die Ausweisung von großflächigen Baufenstern lässt hier-

bei Spielräume für die Lage und Anordnung der zukünftigen Baukörper auf den zu bildenden 

Grundstücken, kann jedoch nur im Rahmen der festgesetzten GRZ gem. § 16 Abs. 2 BauNVO 

ausgeschöpft werden. Im Übergang zum alten B-Plan am Rand der Teilflächen GE 1a, GE 1b, GE2 

und GE 3b werden die Baugrenzen jeweils in einem Abstand von 3 Metern zur Geltungsbereichs-

grenze festgesetzt. Die Errichtung von durchgehenden Gebäuden, die teilweise im Bereich des 

alten Bebauungsplans und teilweise im Bereich der 3. Änderung liegen, wird damit ausgeschlos-

sen. Dies trägt zur Sicherung einer etwas kleinteiligeren baulichen Nutzung bei und verhindert 

überlange Baukörper.  

Zu den Maßnahmenflächen M1 und M2 sowie auf der nördlichen Seite der Planstraße 3 wird die 

Baugrenze in einem Abstand von 5 Metern festgesetzt. Südlich der Planstraße 3 sowie am Rand 

des östlichen Geltungsbereichs werden die Baugrenzen in einem Abstand von 7 bis 20 Metern 

festgesetzt. Hier liegen teilweise vorhandene oder geplante Bepflanzungen und Leitungen, die 

zu erhalten sind. Außerdem sind zur Landesstraße die Anbauverbotszonen von 20 Metern zur 

Fahrbahn gem. § 24 BbgStrG einzuhalten. Im Süden wird die Anbauverbotszonen zur Bundes-

straße durch die Maßnahmen- und Pflanzflächen gewährleistet, so dass die Baugrenze bereits 

in einem Abstand von 3 Metern zum Rand des Gewerbegebiets festgesetzt werden kann. 

4.5 Verkehrsflächen 

ZF: In der Planzeichnung wird in zentraler Lage des vorliegenden Änderungsbereichs die Plan-

straße 3 als öffentliche Straßenverkehrsfläche zeichnerisch festgesetzt.   

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)  

Begründung:  

Im Plangebiet wird in zentraler Lage eine öffentliche Straßenverkehrsfläche mit Straßenbegren-

zungslinie zeichnerisch festgesetzt. Die Festsetzung der Planstraße 3 in der 3. Änderung orien-

tiert sich an dem Verlauf der Planstraße 3 des ursprünglichen Bebauungsplans Nr. W 5 aus dem 

Jahr 2001. Am westlichen Rand des Änderungsbereichs wird die Straßenverkehrsfläche nun 

noch verlängert, um die verkehrliche Verbindung in Richtung des Umspannwerks Wustermark 

planungsrechtlich zu sichern. So kann eine effiziente verkehrliche Erschließung der zu errichten-

den gewerblichen Anlagen und eine Anbindung an überregionale Verkehrssysteme gewährleis-

tet werden. Die Einteilung der Verkehrsflächen im Bereich der Planstraße 3 sind nicht Gegen-

stand der Planfestsetzungen.  
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4.5.1 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung  

ZF: In der Planzeichnung wird am östlichen Rand des Änderungsbereichs eine Verkehrsfläche 

besonderer Zweckbestimmung als Rad- und Gehweg zeichnerisch festgesetzt.  

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Begründung:  

Im Plangebiet wird in östlicher Lage eine Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung als Rad- 

und Gehweg zeichnerisch festgesetzt. Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung wird 

auf der Fläche einer bestehenden Bushaltestelle festgesetzt. Durch die Zweckbestimmung Rad- 

und Gehweg wird ein sicherer Ein- und Ausstieg in die Verkehrsmittel sowie eine Fläche für den 

Wartebereich an der Haltestelle gewährleistet.  

4.6 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte  

ZF: In der Planzeichnung wird in nordöstlicher Lage südlich der Planstraße 1 eine Fläche mit der 

Kennzeichnung L 1 mit einem Leitungsrecht zugunsten der zuständigen Versorgungsträger be-

lastet.  

TF 4 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Die Fläche mit der Kennzeichnung L 1 ist mit einem Leitungsrecht zugunsten der zu-

ständigen Versorgungsträger zu belasten.  

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Begründung:  

Im Plangebiet wird in nordöstlicher Lage südlich der Planstraße 1 eine Fläche, die mit einem 

Leitungsrecht zugunsten der zuständigen Versorgungsträger zu belasten ist, festgesetzt. Auf die-

ser Fläche sind unterirdische Leitungen, welche in westlicher Richtung entlang der Planstraße 1 

(siehe 2. Änderung) verlaufen und der Erschließung der westlich angrenzenden Bauflächen des 

entstehenden Rechenzentrums dienen, geplant.  

4.7 Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft  

TF 5 Innerhalb der Teilfläche GE 1a sind auf 4.000 m² Wiesenfluren als zusammenhän-

gende Vegetationsfläche „Grünkeil“ (maximal 2 Teilflächen) herzustellen und dauer-

haft zu erhalten. Die Wiesenfluren sind mit regionalem Saatgut (Ursprungsgebiet 4 

„Ostdeutsches Tiefland“) anzulegen. Die „Grünkeile“ sind in Ost-West-Richtung aus-

zurichten, um eine Durchlüftung zu sichern. 

Es ist innerhalb der zusammenhängenden Vegetationsflächen „Grünkeile“ eine 

Pflanzdichte von einem großkronigen Baum der Pflanzliste 3 je angefangene 330 m² 

sicherzustellen. Neupflanzungen von Bäumen sind als Hochstamm, 3 x verpflanzt mit 
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einem Stammumfang von 18-20 cm vorzunehmen. Die Anpflanzungen sind dauerhaft 

zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.  

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Begründung:  

Die Festsetzung dient dazu nicht überbaubare Flächen innerhalb der Gewerbeflächen natur-

schutzfachlich und gestalterisch aufzuwerten. Die zusammenhängenden Grünstrukturen, die 

damit entstehen, führen zu einer Aufwertung der Bodenfunktionen und der Biotopstrukturen 

im Plangebiet. Die Aufteilung in maximal 2 Teilflächen soll einerseits sicherstellen, dass die Grün-

keile groß genug sind, um ihre beabsichtigte ökologische und klimatische Wirkung zu erreichen, 

aber andererseits die Nutzbarkeit der Fläche nicht erheblich einschränken.  

Die sogenannten „Grünkeile“ sind mit der Hauptwindrichtung (Ost-West) auszurichten und 

schaffen eine klimatische Entlastung in einem zukünftig dicht besiedelten Gebiet. Somit wird die 

Durchlüftung der großflächig bebauten Bereiche weiterhin gewahrt und Aufheizungseffekte im 

Plangebiet werden reduziert. Gleichzeitig fungieren sie als Trittsteinbiotope und verbessern da-

mit den Biotopverbund und haben positive Auswirkungen auf das Landschaftsbild. Die Ansaat-

stärke der Wiesenfluren sollte zur Zielerreichung des Biotops 5 g/m2 betragen. Sie sind durch 

Mahd mit zweimaligem Schnitt pro Jahr als Langgrasflur zu entwickeln. Die Mahdhöhe beträgt 

mindestens 20 cm. Die Bewirtschaftung erfolgt unter Verzicht auf Düngung und Pflanzenschutz-

mittel. Mit den Pflegemaßnahmen wird die Erreichung des Zielbiotops sichergestellt. Die Unter-

haltungspflege ist im Rahmen des städtebaulichen Vertrags zu sichern. 

Die Baumpflanzungen in den Grünkeilen tragen zum Klimaschutz bei, da sie als Kohlenstoffspei-

cher fungieren, Hitzeinseln reduzieren und das Mikroklima verbessern. Darüber hinaus über-

nehmen sie wichtige Frischluft- und Luftreinhaltungsfunktionen, indem sie Feinstaub binden 

und Schadstoffe filtern. Die Pflanzungen tragen außerdem zum Erosions- und Bodenschutz bei, 

indem sie Erosion verringern und die Wasserspeicherung erhöhen. Bäume bieten zudem Le-

bensraum für viele Tierarten wie Brutvögel und Fledermäuse und tragen damit zum Artenschutz 

bei. Zudem leisten Baumpflanzungen einen wesentlichen Beitrag zur Freiflächengestaltung, zur 

Gewährleistung einer angemessenen Begrünung im Plangebiet und als Beitrag zur freiraumge-

bundenen Erholung (insbesondere kühlende und schattenspendende Wirkung, Bäume als wert-

gebendes Element des Landschaftsbilds).  

Durch eine Mindestqualität der Baumneupflanzungen wird sichergestellt, dass die Pflanzungen 

zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung ist mit heimischen, stand-

ortgerechten, klimaresistenten Bäumen vorzunehmen, siehe Pflanzliste 3. Dabei handelt es sich 

hauptsächlich um Laubbaumarten. Sofern sie den festgesetzten Qualitäten entsprechen, kön-

nen vorhandene Bäume angerechnet werden, um den Erhalt von Bestandbäumen zu fördern. 

TF 6 Innerhalb der Teilfläche GE 1b sind auf 3.200 m², innerhalb GE 2 sind auf 5.500 m² und 

innerhalb GE 3a und GE 3b sind auf 7.500 m² Wiesenfluren als zusammenhängende 
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Vegetationsflächen „Grünkeile“ herzustellen und dauerhaft zu erhalten. Die Wiesen-

fluren sind mit regionalem Saatgut (Ursprungsgebiet 4 „Ostdeutsches Tiefland“) an-

zulegen. Die „Grünkeile“ sind in Ost-West-Richtung auszurichten, um eine Durchlüf-

tung zu sichern. Es ist innerhalb der zusammenhängenden Vegetationsflächen „Grün-

keile“ eine Pflanzdichte von einem großkronigen Baum der Pflanzliste 3 je angefan-

gene 330 m² sicherzustellen. Neupflanzungen von Bäumen sind als Hochstamm, 3 x 

verpflanzt mit einem Stammumfang von 18-20 cm vorzunehmen. Die Anpflanzungen 

sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen.  

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

Begründung:  

Die Festsetzung dient dazu nicht überbaubare Flächen innerhalb der Gewerbeflächen natur-

schutzfachlich und gestalterisch aufzuwerten. Die zusammenhängenden Grünstrukturen, die 

damit entstehen, führen zu einer Aufwertung der Bodenfunktionen und der Biotopstrukturen 

im Plangebiet.  

Die „Grünkeile“ sind mit der Hauptwindrichtung (Ost-West) auszurichten und schaffen eine kli-

matische Entlastung in einem zukünftig dicht besiedelten Gebiet. Somit wird die Durchlüftung 

der großflächig bebauten Bereiche weiterhin gewahrt und Aufheizungseffekte im Plangebiet 

werden reduziert. Gleichzeitig fungieren sie als Trittsteinbiotope und verbessern damit den Bi-

otopverbund. Zudem sollen positive Auswirkungen auf den Biotop- und Artenschutz sowie das 

Landschaftsbild erreicht werden. Die Ansaatstärke der Wiesenfluren sollte zur Zielerreichung 

des Biotops 5 g/m2 betragen. Sie sind durch Mahd mit zweimaligem Schnitt pro Jahr als Lang-

grasflur zu entwickeln. Die Mahdhöhe beträgt mindestens 20 cm. Die Bewirtschaftung erfolgt 

unter Verzicht auf Düngung und Pflanzenschutzmittel. Mit den Pflegemaßnahmen wird die Er-

reichung des Zielbiotops sichergestellt. Die Unterhaltungspflege ist im Rahmen des städtebauli-

chen Vertrags zu sichern. 

Die Baumpflanzungen tragen zum Klimaschutz bei, übernehmen wichtige Funktionen für die 

Frischluftzulieferung und Luftreinhaltung, tragen zum Erosions- und Bodenschutz bei, bieten Le-

bensraum und leisten einen Beitrag zur Freiflächengestaltung und freiraumgebundenen Erho-

lung. 

Durch eine Mindestqualität der Baumneupflanzungen wird sichergestellt, dass die Pflanzungen 

zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung ist mit heimischen, stand-

ortgerechten, klimaresistenten Bäumen vorzunehmen, siehe Pflanzliste 3. Dabei handelt es sich 

hauptsächlich um Laubbaumarten. Sofern sie den festgesetzten Qualitäten entsprechen, kön-

nen vorhandene Bäume angerechnet werden, um den Erhalt von Bestandbäumen zu fördern. 

TF 7 Entlang des östlichen Rands der Teilflächen GE 1a, GE 1b und GE 2 ist alle 15,0 m ein 

großkroniger Laubbaum anzupflanzen. Als Einzelbäume sind standortgerechte heimi-

sche Laubgehölze der Pflanzliste 3, mindestens in der Qualität Hochstamm, 3 x ver-

pflanzt, Stammumfang 18-20 cm zu pflanzen und auf Dauer zu erhalten. Die Standorte 
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dürfen für erschließungstechnische Erfordernisse maximal 5 m in beide Richtungen 

parallel der öffentlichen Verkehrsfläche verschoben werden. 

Vorhandene Gehölze innerhalb der Fläche ABCDEFA sind dauerhaft zu erhalten und 

bei Abgang am Standort zu ersetzen. Vorhandene Bäume können auf die gemäß die-

ser Festsetzung anzupflanzenden Bäume angerechnet werden.  

Ergänzend sind insektenfreundliche Blühwiesen anzulegen. Für die Herstellung der 

Blühwiesen ist regionales Saatgut (Ursprungsgebiet 4 „Ostdeutsches Tiefland“) zu ver-

wenden.  

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

Begründung:  

Mit der Festsetzung wird sichergestellt, dass die im allgemeinen stadtklimatisch ungünstige Wir-

kung von versiegelten Flächen durch die Anpflanzung von Bäumen und dem Erhalt von Gehölzen 

gemindert wird. Zudem dienen die Flächen zur Eingrünung der GE-Flächen und zur Abgrenzung 

und als Sichtschutz zum Straßenraum. Die Bepflanzung trägt damit zur Freiraumgestaltung und 

der Eingliederung ins Landschaftsbild bei.  

Durch eine Mindestqualität der Baumneupflanzungen wird sichergestellt, dass die Pflanzungen 

zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung ist mit heimischen, stand-

ortgerechten, klimaresistenten Bäumen vorzunehmen, siehe Pflanzliste 3. Dabei handelt es sich 

hauptsächlich um Laubbaumarten. Sofern sie den festgesetzten Qualitäten entsprechen, kön-

nen vorhandene Bäume angerechnet werden, um den Erhalt von Bestandbäumen zu fördern.  

Durch die Möglichkeit zur Verschiebung der Pflanzung soll mehr Flexibilität bei der Gestaltung 

von Auf- und Zufahrten entstehen.  

Die insektenfreundlichen Blühwiesen dienen als Trittsteinbiotope und sollen Lebensraum für 

zahlreiche Pflanzen- und Tierarten bieten und somit die biologische Vielfalt innerhalb des Plan-

gebiets fördern. Die Ansaatstärke sollte zur Zielerreichung des Biotops 1-2 g/m² betragen.  

TF 8 Innerhalb der Teilfläche GE 4 sind zwischen der Straßenverkehrsfläche der Planstraße 

3 und der Baugrenze 30 mittel- und großkronige Laubbäume und zusätzlich 140 Sträu-

cher zu pflanzen. Es sind standortgerechte, heimische Laubgehölze der Pflanzliste 3, 

mindestens in der Qualität Hochstamm, 3 x verpflanzt mit Stammumfang 18-20 cm 

(bzw. mittelkronig: 16-18 cm) zu pflanzen und auf Dauer zu erhalten. Für die Auswahl 

der Sträucher ist die Pflanzliste 1 zu verwenden. Es ist eine Wuchshöhe von min. 60-

100 cm (jeweils Pflanzqualität Wurzelware 2x verpflanzt) sicherzustellen. Die Sträu-

cher sind solitär oder in Gruppen von mindestens 5 und höchstens 16 Stück anzuord-

nen. Mindestens die Hälfte der Sträucher ist in Gruppen zu pflanzen. Die Anpflanzun-

gen und vorhandene Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang am Standort 

zu ersetzen.  



Gemeinde Wustermark                      Seite   37 

 

                                     Begründung Bebauungsplan „Gewerbegebiet Nord“ 3. Änderung / Stand: Vorentwurf  12.10.2026 

 

Ergänzend sind insektenfreundliche Blühwiesen anzulegen. Für die Herstellung der 

Blühwiesen ist mit regionalem Saatgut (Ursprungsgebiet 4 „Ostdeutsches Tiefland“) 

zu verwenden.  

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)  

Begründung:  

Mit der Festsetzung wird sichergestellt, dass die im allgemeinen stadtklimatisch ungünstige Wir-

kung von versiegelten Flächen durch die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern sowie der 

Anlage einer Blühwiese gemindert wird. Zudem dienen die Flächen zur Eingrünung der GE-Flä-

che und zur Abgrenzung und als Sichtschutz zum Straßenraum. Die Bepflanzung trägt damit zur 

Freiraumgestaltung und der Eingliederung ins Landschaftsbild bei. 

Durch eine Mindestqualität der Baum- und Strauchneupflanzungen wird sichergestellt, dass die 

Pflanzungen zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung der Bäume ist 

mit heimischen, standortgerechten, klimaresistenten Arten vorzunehmen, siehe Pflanzliste 3. 

Dabei handelt es sich hauptsächlich um Laubbaumarten. Bei den Sträuchern ist die Anpflanzung 

von heimischen, standortgerechten Arten vorzunehmen, siehe Pflanzliste 1.  

Die insektenfreundlichen Blühwiesen dienen als Trittsteinbiotope und sollen Lebensraum für 

zahlreiche Pflanzen- und Tierarten bieten und somit die biologische Vielfalt innerhalb des Plan-

gebiets fördern. Die Ansaatstärke sollte zur Zielerreichung des Biotops 1-2 g/m² betragen. 

TF 9 Auf der Fläche zur Pflanzbindung P1 ist ein Gehölzbestand herzustellen. Es ist eine 

Pflanzdichte von 2 großkronigen Bäumen der Pflanzliste 3 je angefangene 330 m² si-

cherzustellen. Alternativ können statt einem großkronigen Baum, 3 mittelkronige 

Bäume gepflanzt werden. Neupflanzungen von Bäumen sind als Hochstamm, 3 x ver-

pflanzt mit einem Stammumfang von 18-20 cm (bzw. mittelkronig: 16-18 cm) vorzu-

nehmen.  

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)  

Begründung:  

Mit der Festsetzung wird sichergestellt, dass die im allgemeinen stadtklimatisch ungünstige Wir-

kung von versiegelten Flächen durch die Anpflanzung von Bäumen gemindert wird. Zudem dient 

die Fläche der Eingrünung des Gewerbegebiets, der landschaftlichen Einbindung und minderte 

visuelle Wirkungen der Gewerbeeinheiten in Richtung Wustermark. Die Fläche dient zudem als 

Trittsteinbiotop und fördert damit die Biotopverbundfunktion.  

Durch eine Mindestqualität der Baumneupflanzungen wird sichergestellt, dass die Pflanzungen 

zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung ist mit heimischen, stand-

ortgerechten, klimaresistenten Bäumen vorzunehmen, siehe Pflanzliste 3. Dabei handelt es sich 

hauptsächlich um Laubbaumarten. Vorhandene heimische Bäume können angerechnet werden, 

um den Erhalt von Bestandbäumen zu fördern. 
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TF 10 Die Flächen innerhalb der Freileitungsschutzstreifen in den Teilflächen GE 3b und 

GE 4 sind, soweit sie nicht durch Stellplätze, Nebenanlagen oder Zufahrten belegt 

sind, zu 50 % mit Sträuchern zu bepflanzen. Es ist eine Pflanzdichte von mindestens 

60 Sträuchern der Pflanzliste 2 je angefangene 330 m² anzuwenden. Für die Auswahl 

der Sträucher ist die Pflanzliste 2 zu verwenden, es ist eine Wuchshöhe von min. 60-

100 cm (jeweils Pflanzqualität Wurzelware 2x verpflanzt) sicherzustellen. Mindes-

tens 20 % der Sträucher sind solitärstehend anzulegen. Die Strauchpflanzungen sind 

dauerhaft zu erhalten und bei Abgang am Standort zu ersetzen.  

Die verbleibenden 50 % sind als Wiesenfluren herzustellen und dauerhaft zu erhal-

ten. Die Wiesenfluren sind mit regionalem Saatgut (Ursprungsgebiet 4 „Ostdeut-

sches Tiefland“) anzulegen.   

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)  

Begründung:  

Mit der Festsetzung wird sichergestellt, dass die im allgemeinen stadtklimatisch ungünstige Wir-

kung von versiegelten Flächen durch die Anpflanzung von Sträuchern und die Anlage von Wie-

senfluren gemindert wird. Zudem dient die Fläche der Freiflächengestaltung und gewährleistet 

eine angemessene Begrünung im Plangebiet. Gleichzeitig sollen positive Auswirkungen auf den 

Biotop- und Artenschutz sowie das Landschaftsbild erreicht werden.  

Durch eine Mindestqualität der Strauchneupflanzungen wird sichergestellt, dass die Pflanzun-

gen zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung ist mit heimischen, 

standortgerechten Sträuchern vorzunehmen, siehe Pflanzliste 2. Hier wurde speziell auch auf 

eine maximale Wuchshöhe von 3 Metern geachtet, um Sicherheitsabstände innerhalb des Frei-

leitungsschutzstreifens zu gewährleisten und die Flächen trotz dessen bezugnehmend auf die 

Bodenfunktionen, den Wasserhaushalt, das Mikroklima und die Biotopstrukturen aufzuwerten. 

Unter den Traversen sind für die Ermöglichung / Erleichterung von Wartungsarbeiten keine 

Pflanzungen vorzunehmen. In der Trassenachse sind innerhalb eines Korridors von maximal 3 m 

Breite keine Pflanzungen zur Befahrung für Wartungsarbeiten vorzunehmen. Die Vorgaben wur-

den mit dem Netzbetreiber 50Hertz Transmission GmbH abgestimmt (E-Mailverkehr vom März 

2026) und sind nachfolgend im Zuge des städtebaulichen Vertrags zu sichern. 

Die Wiesenfluren sind durch Mahd mit zweimaligem Schnitt pro Jahr als Langgrasflur zu entwi-

ckeln. Die Mahdhöhe beträgt mindestens 20 cm. Die Bewirtschaftung erfolgt unter Verzicht auf 

Düngung und Pflanzenschutzmittel. Die Ansaatstärke sollte zur Zielerreichung des Biotops 5 

g/m² betragen. Die Unterhaltungspflege ist ebenfalls im Rahmen des städtebaulichen Vertrags 

zu sichern. 

TF 11 Oberirdische Stellplatzanlagen innerhalb der Freileitungsschutzstreifen in den Teil-

flächen GE 3b und GE 4 für 5 oder mehr Kraftfahrzeuge, sind durch Bepflanzungen 

zu begrünen. Hierzu sind je angefangene 5 Pkw-Stellplätze sowie je angefangene 5 

Lkw- oder 5 Bus-Stellplätze mindestens 4 Sträucher zu pflanzen. Die Pflanzung hat 
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in Baumscheiben mit mindestens 2 m² Fläche pro Strauch mit bodendeckender Be-

pflanzung zu erfolgen. Für die Auswahl der Sträucher ist die Pflanzliste 2 zu verwen-

den, es ist eine Wuchshöhe von mind. 60-100 cm (jeweils Pflanzqualität Wurzelware 

2x verpflanzt) sicherzustellen. Die Sträucher sind in Pflanzinseln mit 3-7 Sträuchern 

anzuordnen. Die Strauchpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang am 

Standort zu ersetzen. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)  

Begründung: 

Mit der Festsetzung wird sichergestellt, dass die im allgemeinen stadtklimatisch ungünstige Wir-

kung von versiegelten Flächen durch die Anpflanzung von Sträuchern gemindert wird. Durch die 

Mindestgröße der Baumscheibe wird die Wasserversorgung der Sträucher gewährleistet.  

Durch eine Mindestqualität der Strauchneupflanzungen wird sichergestellt, dass die Pflanzun-

gen zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung ist mit heimischen, 

standortgerechten Sträuchern vorzunehmen, siehe Pflanzliste 2. Hier wurde speziell auch auf 

eine maximale Wuchshöhe von 3 Metern geachtet, um Sicherheitsabstände innerhalb des Frei-

leitungsschutzstreifens zu gewährleisten und die Flächen trotz dessen bezugnehmend auf die 

Bodenfunktionen, den Wasserhaushalt, das Mikroklima und die Biotopstrukturen aufzuwerten. 

Die Vorgabe zur Wuchshöhe wurde mit dem Netzbetreiber 50Hertz Transmission GmbH abge-

stimmt (E-Mailverkehr vom März 2026) und sind nachfolgend im Zuge des städtebaulichen Ver-

trags zu sichern. 

TF 12 Oberirdische Stellplatzanlagen außerhalb der Freileitungsschutzstreifen in den Teil-

flächen GE 1a, GE 1b, GE 2, GE 3a, GE  3b und GE 4 für 5 oder mehr Kraftfahrzeuge 

sind mit standortgerechten, heimischen Bäumen der Pflanzliste 3, mindestens in der 

Qualität Hochstamm, 3 x verpflanzt Stammumfang 18-20 cm (bzw. mittelkronig: 16-

18 cm) zu begrünen und auf Dauer zu erhalten. Hierzu ist je angefangene 5 Pkw-

Stellplätze sowie je angefangene 2 Lkw- oder 2 Bus-Stellplätze mindestens ein Laub-

baum zu pflanzen. Pro Baum ist eine Baumscheibe mit einem durchwurzelbaren 

Substratvolumen von mindestens 12 m³ anzulegen.  

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)  

Begründung: 

Mit der Festsetzung wird sichergestellt, dass die im allgemeinen stadtklimatisch ungünstige Wir-

kung von versiegelten Flächen durch die Anpflanzung von Bäumen gemindert wird. Durch die 

Mindestgröße der Baumscheibe und das festgesetzte für eine Durchwurzelung zur Verfügung 

stehende Substratvolumen wird die Wasserversorgung der Bäume gewährleistet.  
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Durch eine Mindestqualität der Baumneupflanzungen wird sichergestellt, dass die Pflanzungen 

zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung ist mit heimischen, stand-

ortgerechten, klimaresistenten Bäumen vorzunehmen, siehe Pflanzliste 3. Dabei handelt es sich 

hauptsächlich um Laubbaumarten. 

TF 13 Innerhalb der Maßnahmenfläche M1 ist eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft auf 6.400 m² so zu 

bepflanzen, dass eine Halboffenlandschaft entsteht. Die Vegetationsfläche ist zu 55 

% aus Trockenrasenarten und Rispengras, zu 20 % aus Rohbodenstandorten (Sand-

flächen) sowie zu 25 % durch Gehölze auszugestalten. Zu verwenden ist regionales 

Saatgut (Ursprungsgebiet 4 „Ostdeutsches Tiefland“).  

Es ist eine Pflanzdichte von 20 Sträuchern je angefangener 330 m² der Pflanzliste 1 

im Verhältnis von 2/3 der Sträucher in der Wuchshöhe 60-100 cm und 1/3 der Sträu-

cher in der Wuchshöhe 150-175 cm (jeweils Pflanzqualität Wurzelware 3x ver-

pflanzt) sicherzustellen. Die Strauchpflanzungen sind zu 25 % als einzelnstehende 

Solitärsträucher und zu 75 % in Gehölzgruppen von 5 bis 20 Sträuchern anzulegen. 

Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang am Standort zu er-

setzen.  

Zudem sind mindestens 10 Totholzhaufen pro ha in einer Größe von ca. 5 m Breite 

und ca. 5 m Länge sowie ca. 0,8 m Höhe in die Fläche zu bringen.  

Zulässig ist ein unversiegelter Weg mit einer maximalen Breite von 2 m. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

 

Begründung: 

Die Maßnahmenfläche dient dem Ausgleich von Biotopen und Arten des locker mit Sträuchern 

bewachsenen Halboffenlandes, insbesondere der Zauneidechse. 

Um den Halboffenlandcharakter zu gewährleisten ist die Ansaat von Wiesenfluren, die Anlage 

von vegetationsfreien Flächen und die Anpflanzung von Sträuchern verschiedener Wuchshöhen 

innerhalb der Maßnahmenfläche umzusetzen. Die Vegetationsstrukturen sind innerhalb der 

Maßnahmenfläche möglichst mosaikartig anzuordnen. Hierbei sollen Rohbodenstandorte, Tro-

ckenrasenarten- und Rispengrasfluren, Totholzhaufen sowie Gehölzstrukturen räumlich mitei-

nander verzahnt werden. 

Die Wiesenfluren sind durch Mahd mit einmaligem Schnitt pro Jahr zu entwickeln. Die 

Mahdhöhe beträgt mindestens 8 cm. Der frühestmögliche Mahdzeitpunkt ist Mitte August. Stel-

lenweise sind Bereiche auszuwählen, in denen eine Mahd nur alle zwei Jahre erfolgt, um das 

Angebot an Sitzwarten (vorjährige Pflanzenstängel) zu erhöhen. Die Bewirtschaftung erfolgt un-

ter Verzicht auf Düngung und Pflanzenschutzmittel. Die Ansaatstärke sollte zur Zielerreichung 

des Biotops 2-3 g/m² betragen.  
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Die Rohbodenstandorte und Totholzhaufen sind bevorzugt in besonnten Bereichen anzulegen. 

Hierdurch wird eine strukturreiche Halboffenlandschaft entwickelt, die den Habitatansprüchen 

der Zauneidechse sowie der Zielarten des Halboffenlandes entspricht. Die Rohbodenstandorte 

sollen als Sandhaufen (idealerweise süd-west-exponiert) mit jeweils 1 – 2 m3 aus grabbarem 

Substrat mit einer Mächtigkeit von mehr als 50 cm / aus grabbarem, sandig bis leicht lehmigem 

Substrat bis mindestens 10 cm Tiefe von jeweils 50 – 100 m2 ausgestaltet werden. Die Herstel-

lungs- und Unterhaltungspflege ist im Rahmen des städtebaulichen Vertrags zu sichern. 

Durch eine Mindestqualität der Strauchneupflanzungen wird sichergestellt, dass die Pflanzun-

gen zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung ist mit heimischen, 

standortgerechten Sträuchern vorzunehmen, siehe Pflanzliste 1.  

Die entstehende Vegetationsstruktur, führt zu einer Aufwertung der Bodenfunktionen und der 

Biotopstrukturen im Plangebiet. Die Fläche trägt zudem zu einer Verbesserung des Lokalklimas 

bei, indem sie Hitzeinseln reduziert und das Mikroklima verbessert. Sie übernimmt wichtige 

Frischluft- und Luftreinhaltungsfunktionen, indem sie Feinstaub bindet und Schadstoffe filtert. 

Die Pflanzungen tragen außerdem zum Erosions- und Bodenschutz bei, indem sie Erosion ver-

ringern und Wasserspeicherung erhöhen. Die Biotopaufwertung trägt zudem zur biologischen 

Vielfalt im Plangebiet bei und verbessert die Biotopverbundfunktion. Sie dient außerdem als 

Maßnahmenfläche im Sinne des Artenschutzes für die Bluthänfling, die Dorngrasmücke und die 

Zauneidechse.  

Die Kombination aus vegetationsfreien Flächen, Gras- und Krautschicht sowie Strauchschicht 

bietet ideale Strukturen für das Habitat der Zauneidechse. Die Ergänzung durch Totholzhaufen 

dient der Thermoregulation der Tiere. 

Die Fläche bietet zudem idealen Lebensraum für Brutvögel des Halboffenlandes. Durch die Pflan-

zung von Sträuchern und die Anlage einer Gras- und Krautschicht werden Nahrungshabitate, 

Sitz- und Ruheplätze sowie Nisthabitate geschaffen. Die Sträucher höherer Wuchshöhe (150-

175 cm) können als Sitzwarte und Brutplatz genutzt werden.  

Die Fläche leisten überdies einen Beitrag zur Freiflächengestaltung und der freiraumgebunde-

nen Erholung und dienen der Eingliederung ins Landschaftsbild. Mit der Festsetzung zu Wegflä-

chen wird sichergestellt, dass die natürlichen Bodenfunktionen im Bereich der Wegerschließung 

teilweise erhalten bleiben. Mit der Beschränkung der Wegebreite wird sichergestellt, dass die 

Erschließung auf ein für den Fußverkehr üblicherweise erforderliches Maß begrenzt wird. 

TF 14 Innerhalb der Maßnahmenfläche M1 ist eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft auf 7.200 m² so zu 

bepflanzen, dass eine Halboffenlandschaft entsteht. 10 % der Vegetationsfläche ist 

als Rohbodenstandorte (Sandflächen) anzulegen. Zu verwenden ist regionales Saat-

gut (Ursprungsgebiet 4 „Ostdeutsches Tiefland“).  
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Die Fläche ist zu 30 % durch dornige Sträucher zu gliedern (Pflanzliste 1, Kennzeich-

nung: *). Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang am Standort 

zu ersetzen.  

Zudem sind mindestens 10 Totholzhaufen pro ha in einer Größe von ca. 5 m Breite 

und ca. 5 m Länge sowie ca. 0,8 m Höhe in die Fläche einzubringen.  

Zulässig ist ein unversiegelter Weg mit einer maximalen Breite von 2 m. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

Begründung: 

Die Maßnahmenfläche dient dem Ausgleich von Biotopen und Arten (Neuntöter und Zau-

neidechse) durch die Gestaltung eines locker mit Sträuchern bewachsenen Halboffenlandes. Um 

den Halboffenlandcharakter zu gewährleisten ist die Ansaat von Wiesenfluren, die Anlage von 

vegetationsfreien Flächen und die Anpflanzung von Sträuchern verschiedener Wuchshöhen in-

nerhalb der Maßnahmenfläche umzusetzen. Die Vegetationsstrukturen sind innerhalb der Maß-

nahmenfläche möglichst mosaikartig anzuordnen. Hierbei sollen Rohbodenstandorte, Trocken-

rasenarten- und Rispengrasfluren, Totholzhaufen sowie Gehölzstrukturen räumlich miteinander 

verzahnt werden. 

Die Wiesenfluren sind durch Mahd mit einmaligem Schnitt pro Jahr zu entwickeln. Die 

Mahdhöhe beträgt mindestens 8 cm. Der frühestmögliche Mahdzeitpunkt ist Mitte August. Stel-

lenweise sind Bereiche auszuwählen, in denen eine Mahd nur alle zwei Jahre erfolgt, um das 

Angebot an Sitzwarten (vorjährige Pflanzenstängel) zu erhöhen. Die Bewirtschaftung erfolgt un-

ter Verzicht auf Düngung und Pflanzenschutzmittel. Die Ansaatstärke sollte zur Zielerreichung 

des Biotops 2-3 g/m² betragen. 

Die Rohbodenstandorte und Totholzhaufen sind bevorzugt in besonnten Bereichen anzulegen. 

Hierdurch wird eine strukturreiche Halboffenlandschaft entwickelt, die den Habitatansprüchen 

der Zauneidechse sowie der Zielarten des Halboffenlandes entspricht. Die Rohbodenstandorte 

sollen als Sandhaufen (idealerweise süd-west-exponiert) mit jeweils 1 – 2 m3 aus grabbarem 

Substrat mit einer Mächtigkeit von mehr als 50 cm ausgestaltet werden. Die Herstellungs- und 

Unterhaltungspflege der Flächen ist im städtebaulichen Vertrag zu sichern. 

Durch eine Mindestqualität der Strauchneupflanzungen wird sichergestellt, dass die Pflanzun-

gen zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung ist mit heimischen, 

standortgerechten Sträuchern vorzunehmen, siehe Pflanzliste 1.  

Die entstehenden Vegetationsstruktur, führt zu einer Aufwertung der Bodenfunktionen und der 

Biotopstrukturen im Plangebiet. Die Fläche trägt zudem zu einer Verbesserung des Lokalklimas 

bei, indem sie Hitzeinseln reduziert und das Mikroklima verbessert. Sie übernimmt wichtige 

Frischluft- und Luftreinhaltungsfunktionen, indem sie Feinstaub bindet und Schadstoffe filtert. 

Die Pflanzungen tragen außerdem zum Erosions- und Bodenschutz bei, indem sie Erosion ver-

ringern und Wasserspeicherung erhöhen. Die Biotopaufwertung trägt zudem zur biologischen 
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Vielfalt im Plangebiet bei und verbessert die Biotopverbundfunktion. Sie dient außerdem als 

Maßnahmenfläche im Sinne des Artenschutzes für den Neuntöter und die Zauneidechse. 

Die Kombination aus vegetationsfreien Flächen, Gras- und Krautschicht sowie Strauchschicht 

bietet ideale Strukturen für das Habitat der Zauneidechse. Die Ergänzung durch Totholzhaufen 

dient der Thermoregulation der Tiere.  

Die Fläche bietet zudem Lebensraum für den Neuntöter. Durch die Pflanzung von Sträuchern 

und die Anlage einer Gras- und Krautschicht werden Nahrungshabitate, Sitz- und Ruheplätze 

sowie Nisthabitate geschaffen. Zudem ist die Pflanzung von dornigen Sträuchern vorgesehen, 

diese stellen für den Neuntöter wichtige Habitatbestandteile dar. 

Die Fläche leisten überdies einen Beitrag zur Freiflächengestaltung und der freiraumgebunde-

nen Erholung und dienen der Eingliederung ins Landschaftsbild. 

Mit der Festsetzung zu Wegflächen wird sichergestellt, dass die natürlichen Bodenfunktionen 

im Bereich der Wegerschließung teilweise erhalten bleiben. Mit der Beschränkung der Wege-

breite wird sichergestellt, dass die Erschließung auf ein für den Fußverkehr üblicherweise erfor-

derliches Maß begrenzt wird.  

TF 15 Innerhalb der Maßnahmenfläche M1 ist eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft auf 9.000 m² mit 

einem Gehölzbestand in einer Pflanzdichte von zwei mittel- oder großkronigen Bäu-

men je angefangene 330 m² und Sträuchern in einer Pflanzdichte von mindestens 

100 Sträuchern je 330 m² anzulegen. Es sind standortgerechte heimische Laub-

bäume der Pflanzliste 3, mindestens in der Qualität Hochstamm, 3 x verpflanzt 

Stammumfang 18-20 cm (bzw. mittelkronig: 16-18 cm) zu pflanzen und auf Dauer 

zu erhalten. Für die Auswahl der Sträucher ist die Pflanzliste 1 zu verwenden. Es ist 

eine Wuchshöhe von min. 60-100 cm (jeweils Pflanzqualität Wurzelware 2x ver-

pflanzt) sicherzustellen. Die Sträucher sind solitär oder in Gruppen anzuordnen. Ma-

ximal 10 % der Sträucher sind als solitär zu pflanzen. Die Anpflanzungen und vor-

handene Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang am Standort zu erset-

zen. 

Zulässig ist ein unversiegelter Weg mit einer maximalen Breite von 2 m. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

Begründung: 

Die Maßnahmenfläche dient der Eingrünung des Gewerbegebiets, der landschaftlichen Einbin-

dung und minderte visuelle Wirkungen der Gewerbeeinheiten in Richtung Zeestow.  

Durch eine Mindestqualität der Baum- und Strauchneupflanzungen wird sichergestellt, dass die 

Pflanzungen zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung der Bäume ist 

mit heimischen, standortgerechten, klimaresistenten Arten vorzunehmen, siehe Pflanzliste 3. 
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Dabei handelt es sich hauptsächlich um Laubbaumarten. Bei den Sträuchern ist die Anpflanzung 

von heimischen, standortgerechten Arten vorzunehmen, siehe Pflanzliste 1. 

Die zusammenhängende Gehölzstruktur, die damit entsteht, führt zu einer Aufwertung der Bo-

denfunktionen und der Biotopstrukturen im Plangebiet. Die Fläche trägt zudem zu einer Verbes-

serung des Lokalklimas bei, indem sie Hitzeinseln reduziert und das Mikroklima verbessert. Zu-

dem trägt sie durch die Speicherung von Kohlenstoff zum Klimaschutz bei. Sie übernimmt wich-

tige Frischluft- und Luftreinhaltungsfunktionen, indem sie Feinstaub bindet und Schadstoffe fil-

tert. Die Pflanzungen tragen außerdem zum Erosions- und Bodenschutz bei, indem sie Erosion 

verringern und Wasserspeicherung erhöhen. Die Biotopaufwertung trägt zudem zur biologi-

schen Vielfalt im Plangebiet bei und verbessert die Biotopverbundfunktion. Zudem bietet sie 

Lebensraum für Tiere wie Brutvögel und Fledermäuse.  

Mit der Festsetzung zu Wegflächen wird sichergestellt, dass die natürlichen Bodenfunktionen 

im Bereich der Wegerschließung teilweise erhalten bleiben. Mit der Beschränkung der Wege-

breite wird sichergestellt, dass die Erschließung auf ein für den Fußverkehr üblicherweise erfor-

derliches Maß begrenzt wird.  

TF 16 Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft mit der Bezeichnung M2 ist auf 50 % der Vegetationsfläche so 

anzupflanzen, dass eine Halboffenlandschaft entsteht. Die Vegetationsfläche ist zu 

55 % aus Trockenrasenarten und Rispengras, zu 20 % aus Rohbodenstandorten 

(Sandflächen) sowie zu 25 % durch Gehölze auszugestalten. Zu verwenden ist regi-

onales Saatgut (Ursprungsgebiet 4 „Ostdeutsches Tiefland“). 

Es ist eine Pflanzdichte von 20 Sträuchern je angefangene 330 m² der Pflanzliste 1 

und/oder 2 im Verhältnis von 2/3 der Sträucher in der Wuchshöhe 60-100 cm und 

1/3 der Sträucher in der Wuchshöhe 150-175 cm (jeweils Pflanzqualität Wurzelware 

3x verpflanzt) sicherzustellen Die Strauchpflanzungen sind zu 25 % als einzelnste-

hende Solitärsträucher und zu 75 % in Gehölzgruppen von 5 bis 20 Sträuchern anzu-

legen. Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang am Standort 

zu ersetzen.  

Zudem sind mindestens 10 Totholzhaufen pro ha in einer Größe von ca. 5 m Breite 

und ca. 5 m Länge sowie ca. 0,8 m Höhe anzulegen.  

Auf den verbleibenden 50 % der Vegetationsfläche innerhalb der Maßnahmenfläche 

M2 ist ein dichter Gehölzbestand zu entwickeln. Je angefangene 330 m² sind 17 

Bäume der Pflanzliste 3 und mind. 100 Sträucher der Pflanzliste 1 anzulegen. 

Neupflanzungen von Bäumen sind als Hochstamm, 3 x verpflanzt mit einem Stamm-

umfang von 18-20 cm (bzw. mittelkronig: 16-18 cm) vorzunehmen. Es sind Sträucher 

in der Pflanzgröße 60-100 cm zu verwenden (jeweils Wurzelware 3x verpflanzt). Die 
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Anpflanzungen sowie vorhandene Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und bei Ab-

gang am Standort zu ersetzen. Zulässig ist ein unversiegelter Weg mit einer maxi-

malen Breite von 3 m. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

Begründung: 

Die Maßnahmenfläche dient dem Ausgleich von Biotopen und Arten des locker mit Sträuchern 

bewachsenen Halboffenlandes. Um den Halboffenlandcharakter zu gewährleisten ist die Ansaat 

von Wiesenfluren, die Anlage von vegetationsfreien Flächen und die Anpflanzung von Sträu-

chern verschiedener Wuchshöhen innerhalb der Maßnahmenfläche umzusetzen. Die Vegetati-

onsstrukturen sind innerhalb der Maßnahmenfläche möglichst mosaikartig anzuordnen. Hierbei 

sollen Rohbodenstandorte, Trockenrasenarten- und Rispengrasfluren, Totholzhaufen sowie Ge-

hölzstrukturen räumlich miteinander verzahnt werden. 

Die Wiesenfluren sind durch Mahd mit einmaligem Schnitt pro Jahr zu entwickeln. Die 

Mahdhöhe beträgt mindestens 8 cm. Der frühestmögliche Mahdzeitpunkt ist Mitte August. Stel-

lenweise sind Bereiche auszuwählen, in denen eine Mahd nur alle zwei Jahre erfolgt, um das 

Angebot an Sitzwarten (vorjährige Pflanzenstängel) zu erhöhen. Die Bewirtschaftung erfolgt un-

ter Verzicht auf Düngung und Pflanzenschutzmittel. Die Ansaatstärke sollte zur Erreichung des 

Zielbiotops 2-3 g/m² betragen.  

Die Rohbodenstandorte und Totholzhaufen sind bevorzugt in besonnten Bereichen anzulegen. 

Hierdurch wird eine strukturreiche Halboffenlandschaft entwickelt, die den Habitatansprüchen 

der Zauneidechse sowie der Zielarten des Halboffenlandes entspricht. Die Rohbodenstandorte 

sollen als Sandhaufen (idealerweise süd-west-exponiert) mit jeweils 1 – 2 m3 aus grabbarem 

Substrat mit einer Mächtigkeit von mehr als 50 cm ausgestaltet werden. Die Herstellungs- und 

Unterhaltungspflege der Flächen ist im städtebaulichen Vertrag zu sichern. 

Die Kombination aus vegetationsfreien Flächen, Gras- und Krautschicht sowie Strauchschicht 

bietet ideale Strukturen für das Habitat der Zauneidechse. Die Ergänzung durch Totholzhaufen 

dient der Thermoregulation der Tiere.  

Die Fläche bietet zudem idealen Lebensraum für Brutvögel des Halboffenlandes. Durch die Pflan-

zung von Sträuchern und die Anlage einer Gras- und Krautschicht werden Nahrungshabitate, 

Sitz- und Ruheplätze sowie Nisthabitate geschaffen. Die Sträucher höherer Wuchshöhe (150-

175 cm) können als Sitzwarte und Brutplatz genutzt werden.  

Die Maßnahmenfläche dient darüber hinaus der Eingrünung des Gewerbegebiets und der bes-

seren Eingliederung in das Landschaftsbild von der Siedlung „Am Umspannwerk“ aus durch die 

Anlage eines dichten Gehölzbestandes. Damit leistet die Fläche auch einen Beitrag zur Freiflä-

chengestaltung und der freiraumgebundenen Erholung.  

Durch eine Mindestqualität der Baum- und Strauchneupflanzungen wird sichergestellt, dass die 

Pflanzungen zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung der Bäume ist 
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mit heimischen, standortgerechten, klimaresistenten Arten vorzunehmen, siehe Pflanzliste 3. 

Dabei handelt es sich hauptsächlich um Laubbaumarten. Bei den Sträuchern ist die Anpflanzung 

von heimischen, standortgerechten Arten vorzunehmen, siehe Pflanzliste 1. Innerhalb der Frei-

leitungsschutzstreifen ist Pflanzliste 2 zu verwenden. Dies ist im Rahmen des städtebaulichen 

Vertrags zu sichern. 

Die zusammenhängende Gehölzstruktur, die damit entsteht, führt zu einer Aufwertung der Bo-

denfunktionen und der Biotopstrukturen im Plangebiet. Die Fläche trägt zudem zu einer Verbes-

serung des Lokalklimas bei, indem sie Hitzeinseln reduziert und das Mikroklima verbessert. Zu-

dem trägt sie durch die Speicherung von Kohlenstoff zum Klimaschutz bei. Sie übernimmt wich-

tige Frischluft- und Luftreinhaltungsfunktionen, indem sie Feinstaub bindet und Schadstoffe fil-

tert. Die Pflanzungen tragen außerdem zum Erosions- und Bodenschutz bei, indem sie Erosion 

verringern und Wasserspeicherung erhöhen. Die Biotopaufwertung trägt außerdem zur biologi-

schen Vielfalt im Plangebiet bei und verbessert die Biotopverbundfunktion. Zudem bietet sie 

Lebensraum für Tiere wie Brutvögel und Fledermäuse. Die Fläche dient darüber hinaus als Maß-

nahmenfläche im Sinne des Artenschutzes für den Bluthänfling, die Dorngrasmücke und die Zau-

neidechse. 

Mit der Festsetzung zu Wegflächen wird sichergestellt, dass die natürlichen Bodenfunktionen 

im Bereich der Wegerschließung teilweise erhalten bleiben. Mit der Beschränkung der Wege-

breite wird sichergestellt, dass die Erschließung auf ein für den Fußverkehr üblicherweise erfor-

derliches Maß begrenzt wird.  

TF 17 Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft mit der Bezeichnung M3 ist als Sandtrockenrasen mit regio-

nalem Saatgut (Ursprungsgebiet 4 „Ostdeutsches Tiefland“) anzulegen. Zudem sind 

mindestens 10 Totholzhaufen pro ha in einer Größe von ca. 5 m Breite und ca. 5 m 

Länge sowie ca. 0,8 m Höhe in die Fläche zu bringen. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

Begründung: 

Die Maßnahmenfläche dient dem Ausgleich von Habitaten der Zauneidechse. Um dies zu ge-

währleisten ist die Ansaat von Wiesenfluren und die Anlage von vegetationsfreien Flächen in-

nerhalb der Maßnahmenfläche in Form von Trockenrasen, Rispengras und Rohbodenstandorten 

(Sandflächen) vorzunehmen. Die Vegetationsstrukturen sind innerhalb der Maßnahmenfläche 

möglichst mosaikartig anzuordnen. Hierbei sollen Rohbodenstandorte, Trockenrasenarten- und 

Rispengrasfluren sowie Totholzhaufen räumlich miteinander verzahnt werden. 

Die Wiesenfluren sind durch Mahd mit einmaligem Schnitt pro Jahr zu entwickeln. Die 

Mahdhöhe beträgt mindestens 8 cm. Der frühestmögliche Mahdzeitpunkt ist Mitte August. Stel-

lenweise sind Bereiche auszuwählen, in denen eine Mahd nur alle zwei Jahre erfolgt, um das 
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Angebot an Sitzwarten (vorjährige Pflanzenstängel) zu erhöhen. Die Bewirtschaftung erfolgt un-

ter Verzicht auf Düngung und Pflanzenschutzmittel. Die Ansaatstärke sollte zur Erreichung des 

Zielbiotops 2-3 g/m² betragen. 

Die Rohbodenstandorte und Totholzhaufen sind bevorzugt in besonnten Bereichen anzulegen. 

Hierdurch wird eine strukturreiche Halboffenlandschaft entwickelt, die den Habitatansprüchen 

der Zauneidechse sowie der Zielarten des Halboffenlandes entspricht. Die Rohbodenstandorte 

sollen als Sandhaufen (idealerweise süd-west-exponiert) mit jeweils 1 - 2 m3 aus grabbarem Sub-

strat mit einer Mächtigkeit von mehr als 50 cm ausgestaltet werden.  

Die zusammenhängende Grünstruktur, die damit entsteht, führt zu einer Aufwertung der Bo-

denfunktionen und der Biotopstrukturen im Plangebiet. Die Biotopaufwertung trägt zudem zur 

biologischen Vielfalt im Plangebiet bei und verbessert die Biotopverbundfunktion. Sie dient vor-

rangig jedoch als Maßnahmenfläche im Sinne des Artenschutzes für die Zauneidechse. 

Die Kombination aus vegetationsfreien Flächen und Gras- und Krautschicht bietet ideale Struk-

turen für das Habitat der Zauneidechse. Die Ergänzung durch Totholzhaufen dient der Thermo-

regulation der Tiere. Die parallel verlaufenden, nördlich angrenzende Pflanzbindungsfläche P1 

bietet Strukturen, die zusätzlich für die Zauneidechse notwendig sind (Strauch- und Baum-

schicht).  

Die Fläche leistet überdies einen Beitrag zur Freiflächengestaltung und der freiraumgebundenen 

Erholung und dienen der Eingliederung ins Landschaftsbild. 

TF 18 Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft mit der Bezeichnung M4 ist in ihrem Zustand als Halboffen-

land zu erhalten. Vorhandene Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen sind 

dauerhaft zu erhalten und bei Abgang am Standort durch standortgerechte Gehölze 

der Pflanzliste 1 und 3 zu ersetzen.  

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

Begründung: 

Im Südosten des Plangebiets wird eine Fläche des Halboffenlandes zum Erhalt festgesetzt. Es 

handelt sich bei der Fläche um ein Habitat der Zauneidechse. Die Fläche ist durch geeignete 

Pflege dauerhaft im vorhandenen offenen bzw. halboffenen Zustand zu erhalten. Eine Verbu-

schung oder flächenhafte Ausbreitung von Gehölzen über den bestehenden Bestand hinaus ist 

unzulässig. Somit wird die Habitateignung der Fläche für die Zauneidechse erhalten. Ein Eingriff 

in den Naturhaushalt wird vermieden. 

TF 19 Innerhalb der Maßnahmenfläche M5 ist eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft so zu bepflanzen, 

dass eine Halboffenlandschaft entsteht. Die Vegetationsfläche ist zu 55 % aus Tro-
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ckenrasenarten und Rispengras, zu 20 % aus Rohbodenstandorten (Sandflächen) so-

wie zu 25 % durch Gehölze auszugestalten. Zu verwenden ist regionales Saatgut (Ur-

sprungsgebiet 4 „Ostdeutsches Tiefland“).  

Es ist eine Pflanzdichte von 20 Sträuchern je angefangene 330 m² der Pflanzliste 1 

und/ oder der Pflanzliste 2 im Verhältnis von 2/3 der Sträucher in der Wuchshöhe 

60-100 cm und 1/3 der Sträucher in der Wuchshöhe 150-175 cm (jeweils Pflanzqua-

lität Wurzelware 3x verpflanzt) sicherzustellen. Die Strauchpflanzungen sind zu 25 

% als einzelnstehende Solitärsträucher und 75 % in Gehölzgruppen von 5 bis 20 

Sträuchern anzulegen. Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und bei Ab-

gang am Standort zu ersetzen. Zudem sind mindestens 10 Totholzhaufen pro ha in 

einer Größe von ca. 5 m Breite und ca. 5 m Länge sowie ca. 0,8 m Höhe anzulegen. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  

Begründung: 

Die Maßnahmenfläche dient dem Ausgleich von Biotopen und Arten des locker mit Sträuchern 

bewachsenen Halboffenlandes. Um den Halboffenlandcharakter zu gewährleisten ist die Ansaat 

von Wiesenfluren, die Anlage von vegetationsfreien Flächen und die Anpflanzung von Sträu-

chern verschiedener Wuchshöhen innerhalb der Maßnahmenfläche umzusetzen. Die Habi-

tatstrukturen sind innerhalb der Maßnahmenfläche möglichst mosaikartig anzuordnen. Hierbei 

sollen Rohbodenstandorte, Trockenrasenarten- und Rispengrasfluren, Totholzhaufen sowie Ge-

hölzstrukturen räumlich miteinander verzahnt werden. 

Die Wiesenfluren sind durch Mahd mit einmaligem Schnitt pro Jahr zu entwickeln. Die 

Mahdhöhe beträgt mindestens 8 cm. Der frühestmögliche Mahdzeitpunkt ist Mitte August. Stel-

lenweise sind Bereiche auszuwählen, in denen eine Mahd nur alle zwei Jahre erfolgt, um das 

Angebot an Sitzwarten (vorjährige Pflanzenstängel) zu erhöhen. Die Bewirtschaftung erfolgt un-

ter Verzicht auf Düngung und Pflanzenschutzmittel. Die Ansaatstärke sollte zur Erreichung des 

Zielbiotops 2-3 g/m² betragen. 

Die Rohbodenstandorte und Totholzhaufen sind bevorzugt in besonnten Bereichen anzulegen. 

Hierdurch wird eine strukturreiche Halboffenlandschaft entwickelt, die den Habitatansprüchen 

der Zauneidechse sowie der Zielarten des Halboffenlandes entspricht. Die Rohbodenstandorte 

sollen als Sandhaufen (idealerweise süd-west-exponiert) mit jeweils 1 - 2 m3 aus grabbarem Sub-

strat mit einer Mächtigkeit von mehr als 50 cm ausgestaltet werden.  

Durch eine Mindestqualität der Strauchneupflanzungen wird sichergestellt, dass die Pflanzun-

gen zeitnah ihre ökologischen Funktionen erfüllen können. Die Pflanzung ist mit heimischen, 

standortgerechten Sträuchern vorzunehmen, siehe Pflanzliste 1. Unterhalb der Freileitungsstrei-

fen ist die Pflanzliste 2 zu verwenden. Dies ist im Rahmen des städtebaulichen Vertrags zu si-

chern. 

Die entstehende Vegetationsstruktur, führt zu einer Aufwertung der Bodenfunktionen und der 

Biotopstrukturen im Plangebiet. Die Fläche trägt zudem zu einer Verbesserung des Lokalklimas 
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bei, indem sie Hitzeinseln reduziert und das Mikroklima verbessert. Sie übernimmt wichtige 

Frischluft- und Luftreinhaltungsfunktionen, indem sie Feinstaub bindet und Schadstoffe filtert. 

Die Pflanzungen tragen außerdem zum Erosions- und Bodenschutz bei, indem sie Erosion ver-

ringern und Wasserspeicherung erhöhen. Die Biotopaufwertung trägt zudem zur biologischen 

Vielfalt im Plangebiet bei und verbessert die Biotopverbundfunktion. Sie dient außerdem als 

Maßnahmenfläche im Sinne des Artenschutzes für die Dorngrasmücke und die Zauneidechse. 

Die Kombination aus vegetationsfreien Flächen, Gras- und Krautschicht sowie Strauchschicht 

bietet ideale Strukturen für das Habitat der Zauneidechse. Die Ergänzung durch Totholzhaufen 

dient der Thermoregulation der Tiere. 

Die Fläche bietet zudem idealen Lebensraum für Brutvögel des Halboffenlandes. Durch die Pflan-

zung von Sträuchern und die Anlage einer Gras- und Krautschicht werden Nahrungshabitate, 

Sitz- und Ruheplätze sowie Nisthabitate geschaffen. Die Sträucher höherer Wuchshöhe (150-

175 cm) können als Sitzwarte und Brutplatz genutzt werden.  

Die Fläche leisten überdies einen Beitrag zur Freiflächengestaltung und der freiraumgebunde-

nen Erholung und dienen der Eingliederung ins Landschaftsbild.  

TF 20 Flache und flach geneigte Dachflächen bis zu einer Neigung von 25 Grad von Büro- 

und Verwaltungsgebäuden sind zu mindestens 50 % extensiv mit Gräsern und Kräu-

tern zu begrünen. Hierzu ist eine Substratschicht von mindestens 15 cm anzulegen. 

Ausgenommen von der vorgenannten Verpflichtung sind funktionell notwendige 

Dachaufbauten wie Be- und Entlüftungen, Dachaustritte und -belichtungen. Anlagen 

zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind in Kombination zur Dachbegrünung als 

aufgeständerte Anlagen zulässig. Die Dachbegrünung mit regionalem Saatgut (Ur-

sprungsgebiet 4 „Ostdeutsches Tiefland“) anzulegen. Die Bepflanzung ist dauerhaft 

zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die Kombination von Dachbegrünung mit 

Dach-Photovoltaikanlagen ist zulässig. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)  

Begründung: 

Aufgrund der geplanten Neubebauung und der damit einhergehenden Versiegelung soll zur kli-

matischen Entlastung für die Baugebiete eine extensive Dachbegrünung festgesetzt werden. Ne-

ben der Verminderung der negativen Auswirkungen auf das Mikroklima durch Verdunstung und 

Erhöhung der Oberflächenalbedo fördert die extensive Dachbegrünung gleichzeitig die Rückhal-

tung des Regenwassers und Schonung der Vorflut.  

Zusätzlich bieten die begrünten Dachflächen zahlreichen Pflanzen- und Tierarten einen Lebens-

raum und fördern somit die biologische Vielfalt innerhalb des Plangebietes. Eine Substratschicht 

von 15 cm bietet Speicherkapazität für den dauerhaften Erhalt von Gräsern und Kräutern, auch 

bei längeren Trockenperioden. Es ist dauerhaft eine geschlossene Vegetationsdecke zu gewähr-

leisten.  
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Für die Dachbegrünung im Plangebiet sind heimische, standortangepasste und klimaresiliente 

Kräuter und Gräser zu verwenden.  

Die Flexibilität für den kombinierten Einsatz mit Photovoltaikanlagen wird mit der vorliegenden 

textlichen Festsetzung gewährleistet.  

TF 21 Mindestens 10 % der Außenwandflächen von Gebäuden sind mit rankenden oder 

klimmenden Pflanzen zu begrünen. Je laufenden Meter Wandfläche ist dabei min-

destens eine Pflanze anzupflanzen. Die Pflanzgrube muss eine offene und durchwur-

zelbare Bodenfläche von mindestens 2 m² je Pflanze aufweisen. Es sind selbstklim-

mende, rankende oder schlingende Arten der Pflanzliste 4 „Schling- und Kletter-

pflanzen“ zu verwenden. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)  

Begründung: 

Mit der Festsetzung wird sichergestellt, dass die im allgemeinen stadtklimatisch ungünstige Wir-

kung von versiegelten Flächen durch die anteilige Begrünung von Fassaden gemindert wird. 

Durch die Mindestgröße der Pflanzgrube wird die Wasserversorgung der Pflanzen gewährleistet.  

Begrünt werden sollen mindestens 10 %, damit wird ein Mindestmaß an Begrünung festgesetzt 

und es wird trotz dessen den Anforderungen wie Belichtung und Belüftung sowie Brandschutz 

Rechnung getragen.  

Die Fassadenbegrünungen ergeben durch die Verbesserung des Mikroklimas (Sauerstoffproduk-

tion, Verdunstung, Filterung), durch die Isolationswirkungen, durch das gesteigerte Lebens-

raumpotenzial (Nist-, Rast- und Nahrungsplätze) sowie durch die optische Aufwertung der Fas-

sadenflächen mit Grünstrukturen positive Auswirkungen für den Naturhaushalt und das Land-

schaftsbild.  

Die Verwendung standortangepasster und klimaresilienter Arten für die Fassadenbegrünung im 

Plangebiet wird über die Regelung zur Verwendung von Arten der Pflanzliste 4 sichergestellt. In 

der Pflanzliste sind auch nicht heimische Arten vertreten, da diese aufgrund ihrer guten klet-

ternden und rankenden Eigenschaften besonders geeignet für die Verwendung als Fassadenbe-

grünung sind.  

4.8   Geräuschemissionskontingente 

TF 22 Im Gewerbegebiet sind auf den Teilflächen nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren 

Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente L(EK) 

nach DIN 45691:2006-12, »Geräuschkontingentierung« weder tags (06:00 - 22:00 

Uhr) noch nachts (22:00 - 06:00 Uhr) überschreiten: 

Emissionskontingente LEK in dB 

Teilfläche i   LEK,tags in dB/m² LEK,nachts in dB/m² 
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GE 1a   58   44 

GE 1b   58   44 

GE 2   58   43 

GE 3a   59   42 

GE 3b   59   43 

GE 4   61   43 

Für die im Bebauungsplan dargestellten Richtungssektoren A bis F erhöhen sich die 

Emissionskontingente L(EK) um folgende Zusatzkontingente für Tag und Nacht: 

 

Richtungssektor und mögliche Zusatzkontingente in dB 

Bezugspunkt Z im UTM-System (361036,41; 5825279,43) 

Richtungssektor  von  bis  LEK,zus T  LEK,zus N 

A   38,0  60,0  9  10 

B   60,0  153,0  11  12 

C   153,0  245,0  4  0 

D   245,0  297,0  3  0 

E   297,0  17,0  12  12 

F   17,0  38,0  0  0 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Betriebs oder der Anlage er-

folgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) für 

in den Richtungssektoren A bis F liegende Immissionsorte das Emissionskontingent 

L(EK) der einzelnen Teilflächen durch L(EK) + L(EK),zus zu ersetzen ist. 

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 23 a) bb) BauGB) 

Begründung: 

Für den Bebauungsplan wird eine Geräuschemissionskontingentierung gem. DIN 45692 festge-

setzt. Die Festsetzung von Geräuschemissionskontingenten ist erforderlich, um Lärmschutzkon-

flikte zu vermeiden bzw. die bereits im Bestand vorhandenen Lärmschutzkonflikte an den um-

liegenden Immissionsorten nicht weiter zu verschärfen. Zu den grundsätzlichen Zielen für den 

Immissionsschutz wird auf die Ausführungen in Kapitel 3.4 verwiesen. Die Herleitung der kon-

kreten Kontingente ist der schalltechnischen Untersuchung für den Bebauungsplan des Büros 

Hoffmann-Leichter zu entnehmen. Bezüglich der Details der Ermittlung der Kontingente wird auf 

das Gutachten verwiesen.  
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4.9   Nachrichtliche Übernahmen  

Im westlichen bzw. südlichen Teil des vorliegenden Änderungsbereichs verläuft eine oberirdi-

sche 220/380-kV-Leitung durch die Teilflächen GE 3b und GE 4, die Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft M2, M3 und M5 sowie die 

Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen P1 und die Plan-

straße 3. Der Verlauf dieser Leitung wird nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen und 

mit einem Freileitungsschutzstreifen gesichert.  
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5 Flächenbilanz 

3. Änderung Bebauungsplan Nr. W 5 

„Gewerbegebiet Nord“ Teil 1 

 ha Prozent / Anteil 

am Geltungsbe-

reich 

Geltungsbereich  35,05 100,00 

Gewerbegebiet GE  26,54 75,8 

Teilfläche GE 1a  3,34 9,5 

Teilfläche GE 1b  2,62 7,5  

Teilfläche GE 2  4,41 12,6 

Teilfläche GE 3a  1,36 3,9 

Teilfläche GE 3b  4,07 11,7 

Teilfläche GE 4  10,74   30,6 

Straßenverkehrsflächen  0,95 2,7 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-

stimmung 

 0,02 0,1 

Grünflächen  7,54 21,5 

Teilfläche M1  2,26 6,5 

Teilfläche M2  3,12 8,9 

Teilfläche M3  0,86 2,5 

Teilfläche M4  0,36 1,0 

Teilfläche M5  0,67 1,9 

Teilfläche P1  0,26 0,7 

SUMME  35,05 100,00 
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6 AUSWIRKUNGEN DES BEBAUUNGSPLANS 

6.1 Auswirkungen auf die städtebauliche Struktur  

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans und seiner Änderungsbereiche weist 

das Leitbild des Integrierten Gemeindeentwicklungskonzept 2035 (INGEK) die Zielsetzung einer 

„Konzentration und Bestandsentwicklung von Gewerbe-/ Handelsstandorten“ aus. Gemäß die-

ser Zielsetzung erweitert der B-Plan das Angebot der Gewerbeflächen in der Gemeinde Wuster-

mark in unmittelbarer Nähe zum Umspannwerk Wustermark und dem bestehenden Güterver-

kehrszentrums Berlin West Wustermark.  

Mit der Realisierung der Planung des vorliegenden Bebauungsplans wird die bauliche Verdich-

tung der Fläche westlich des bestehenden Gewerbegebiets Wustermark fortgesetzt. Gegenwär-

tig werden bereits Bestandteile des ursprünglichen Rahmenkonzepts des Bebauungsplans Nr. W 

5 „Gewerbegebiet Nord“ in Form eines Rechenzentrums und notwendiger technischer Anlagen, 

zweier Gewerbehallen sowie einer Photovoltaik-Freiflächenanlage umgesetzt. Dieser städtebau-

lichen Entwicklung schließen sich die Festsetzungen der 3. Änderung des B-Plans an.  

6.2 Soziale und wirtschaftliche Auswirkungen  

Die Nachfrage an Gewerbeflächen, insbesondere in der Metropolregion Berlin-Brandenburg ist 

nach wie vor auf einem hohen Niveau, bestehende Gewerbegebiete sind gegenwärtig weitge-

hend ausgelastet. Von der Ausweisung neuer Gewerbeflächen im Geltungsbereich des vorlie-

genden Bebauungsplans werden sowohl die Gemeinde Wustermark als auch vorhandene Ge-

werbebetriebe profitieren.  

6.3 Auswirkungen auf die technische Infrastruktur  

Da die genaue Nutzungsstruktur der geplanten Gewerbeflächen zum gegenwärtigen Zeitpunkt 

noch nicht abschließend geklärt ist, können noch keine verlässlichen Informationen über die 

konkreten Auswirkungen der Planung auf die technische Infrastruktur des Geltungsbereichs ge-

troffen werden. Nichtsdestotrotz ist davon auszugehen, dass die vorliegende Bebauungsplanung 

zu einem Ausbau der vorhandenen Leitungs- und Verkehrsinfrastruktur führen wird.  

Durch die Verlängerung des ursprünglich geplanten Verlaufs der Planstraße 3 entsteht eine neue 

verkehrliche Anbindung des Umspannwerks Wustermark an die überregionale Verkehrsinfra-

struktur. Diese wird eine effektive Entlastung der Straße „Am Umspannwerk“ darstellen, die zum 

derzeitigen Zeitpunkt den verkehrlichen Ansprüchen nicht gerecht wird.  

6.4 Auswirkungen auf die Umwelt  

Die Auswirkungen des Bebauungsplans auf die Umwelt sind Gegenstand der Umweltprüfung. 

Bezüglich der Auswirkungen auf die Umwelt wird daher auf die Ausführungen im nachfolgenden 

Umweltbericht verwiesen. 
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7 Umweltbericht  

7.1 Einleitung  

7.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplans  

7.1.1.1 Inhalte und Ziele des Bebauungsplans 

Die DIBAG Industriebau AG (für ETC Deutscher Industriebau GmbH) möchte das Gewerbegebiet 

Nord in der Gemeinde Wustermark (Landkreis Havelland, Brandenburg) baulich entwickeln. Der 

bereits bestehende Bebauungsplan von ca. 65 ha weist ein Gewerbegebiet mit zahlreichen 

Grünflächen für den naturschutzrechtlichen Ausgleich aus. Im Bereich westlich der Landesstraße 

L202 soll eine Gewerbefläche entwickelt werden. Hierbei wurde bereits ein Rechenzentrum 

(17,7 ha) und zwei Planstraßen (Planstraße 1 und 3, insgesamt 1,3 ha) zur Erschließung des Ge-

werbegebiets realisiert bzw. befinden sich in der Realisierung.  

Für die verbleibenden Bereiche (ca. 35 ha) soll der Bebauungsplan geändert werden.  

7.1.1.2 Angaben zum Standort  

Der Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplans Gewerbegebiet Nord liegt im Norden 

der Gemeinde Wustermark und umfasst rund 35 ha.  

 

Abbildung 14:  Plangebiet 3. B-Planänderung GE Nord Wustermark 
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Das Plangebiet „3. Änderung Bebauungsplan Gewerbegebiet Nord“ liegt nördlich des Ortszent-

rums Wustermark und der B 5. Im Osten befindet sich die L202 und der Havelkanal und im Wes-

ten eine Umspannwerkanlage. Nördlich des Plangebiets liegt der Ortsteil Zeestow der Gemeinde 

Brieselang. Im Westen und Norden liegt das Plangebiet nahe der Gemarkungsgrenze zwischen 

Wustermark und Brieselang.  

Das Plangebiet wird zu etwa einem Drittel landwirtschaftlich genutzt. Zudem finden sich Brach-

flächen und eine Freiflächen-Photovoltaikanlage im Plangebiet. Durchkreuzt wird das Plangebiet 

im Süden von der Straße „Am Umspannwerk“.  

7.1.2 Relevante Ziele des Umweltschutzes aus einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen  

7.1.2.1 Fachgesetze  

Verschiedene Fachgesetze enthalten Ziele und Vorgaben, die im Zusammenhang mit der Erstel-

lung eines Umweltberichts von Belang sind. In der nachfolgenden tabellarischen Übersicht sind 

die jeweiligen Ziele sowie die entsprechenden Rechtsvorschriften und ggf. der Bezug zu den im 

Umweltbericht behandelten Schutzgütern zusammengefasst. 

Tabelle 2:  Relevante Fachgesetze 

Schutzgut Quelle Ziele 

Allgemeine schutz-

gutübergreifende 

Aussagen zum Schutz 

der Umwelt und ihrer 

Bestandteile 

§ 1 Abs. 5 BauGB Gewährleistung einer nachhaltigen städte-

baulichen Entwicklung, welche soziale, wirt-

schaftliche und umweltschützende Anforde-

rungen berücksichtigt. 

- Schutz und Entwicklung der natürlichen 

Lebensgrundlagen 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7a, e, f, g, i 

BauGB 

- Berücksichtigung der Belange des Um-

weltschutzes einschließlich des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege so-

wie Wechselwirkungen zwischen den 

einzelnen Belangen bei der Aufstellung 

von Bauleitplänen 

- Berücksichtigung der Auswirkungen der 

Bauleitplanung auf die einzelnen Schutz-

güter, deren Wirkungsgefüge und die bi-

ologische Vielfalt 

- Vermeidung von Emissionen 

- sparsame, effiziente Nutzung von (erneu-

erbaren) Energien 

- Berücksichtigung der Darstellung von 

Landschafts- und sonstigen Plänen 
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Schutzgut Quelle Ziele 

§ 1a Abs. 3, § 5 Abs. 2a, § 9 

Abs. 1a BauGB; §§ 13-18 

BNatSchG, § 6, § 7 

BbgNatSchAG 

- Vermeidung und Ausgleich voraussicht-

lich erheblicher Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbilds und der Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 

mit seinen Schutzgütern (Eingriffsrege-

lung) 

- Festlegung und Darstellung von Kompen-

sationsmaßnahmen 

§ 2 Abs. 4, § 2a, § 3, § 4, § 5 

Abs. 5,  

§ 6 Abs. 5, § 9 Abs. 8,  

§ 10a Abs. 1 BauGB 

- Durchführung einer Umweltprüfung bei 

der Erstellung von Bauleitplänen 

- Erstellung eines Umweltberichts als ge-

sonderter Teil der Begründung und Ein-

stellung in den Verfahrensablauf von 

Bauleitplänen 

- Erstellung einer zusammenfassenden Er-

klärung über die Berücksichtigung der 

Umweltbelange 

§ 4c BauGB - Vorschriften zur Überwachung erhebli-

cher Umweltauswirkungen (Monitoring) 

§ 5 Abs. 2, 2a, 3, 4, § 9 Abs. 

1, 5 BauGB 

- Darstellung von Schutzausweisungen und 

Restriktionen im Sinne des Umweltschut-

zes 

BImSchG und Verordnun-

gen; BNatSchG 

- Schutz der Menschen, Tiere und Pflan-

zen, des Bodens, des Wassers, der Atmo-

sphäre sowie der Kultur- und Sachgüter 

vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

(Immissionen) 

- Prävention hinsichtlich der Entstehung 

von Immissionen, Gefahren, erhebliche 

Nachteile und Belästigungen durch Luft-

verunreinigungen, Geräusche, Erschütte-

rungen, Licht, Wärme, Strahlen u. ä. Er-

scheinungen 

Boden / Fläche  § 1a Abs. 2 BauGB - Mit Grund und Boden soll sparsam und 

schonend umgegangen werden; dabei 

sind zur Verringerung der zusätzlichen In-

anspruchnahme von Flächen für bauliche 

Nutzungen die Möglichkeiten der Ent-

wicklung der Gemeinde insbesondere 

durch Wiedernutzbarmachung von Flä-
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Schutzgut Quelle Ziele 

chen, Nachverdichtung und andere Maß-

nahmen zur Innenentwicklung zu nutzen 

sowie Bodenversiegelungen auf das not-

wendige Maß zu begrenzen.  

- Landwirtschaftlich, als Wald oder für 

Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur 

im notwendigen Umfang umgenutzt wer-

den. 

§ 1 BBodSchG, BBodSchV - langfristiger Schutz des Bodens und sei-

ner Funktion im Naturhaushalt, insbeson-

dere als Lebensgrundlage und Lebens-

raum für Menschen, Tiere und Pflanzen, 

als Ausgleichsmedium für stoffliche Ein-

wirkungen (Grundwasserschutz), histori-

sches Archiv, Standort für Rohstofflager-

stätten und Nutzungen 

- Schutz vor und Vorsorge gegen das Ent-

stehen schädlicher Bodenveränderungen 

- Förderung der Sanierung schädlicher Bo-

denveränderungen und Altlasten 

- sachgerechter Umgang mit kontaminier-

ten Flächen 

§ 1 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG - Böden sind so zu erhalten, dass sie ihre 

Funktionen im Naturhaushalt erfüllen 

können. 

- Natürliche oder von Natur aus geschlos-

sene Pflanzendecken sowie die Ufervege-

tation sind zu sichern.  

- Für nicht land- oder forstwirtschaftlich 

oder gärtnerisch genutzte Böden, deren 

Pflanzendecke beseitigt wurde, ist eine 

standortgerechte Vegetationsentwick-

lung zu ermöglichen.  

- Bodenerosionen sind zu vermeiden. 

§ 1, Satz 1 

Kreislaufwirtschaftsgesetz 

KrWG 

- Kreislaufwirtschaft ist zur Schonung der 

natürlichen Ressourcen zu fördern und 

der Schutz von Mensch und Umwelt ist 

bei der Erzeugung und Bewirtschaftung 

von Abfällen sicherzustellen. 

Wasser § 1 Abs. 3 Nr. 3 BNatSchG - Natürliche oder naturnahe Gewässer so-

wie deren Uferzonen und natürliche 
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Schutzgut Quelle Ziele 

Rückhalteflächen sind zu erhalten, zu 

entwickeln oder wiederherzustellen.  

- Änderungen des Grundwasserspiegels, 

die zu einer Zerstörung oder nachhalti-

gen Beeinträchtigung schutzwürdiger Bi-

otope führen können, sind zu vermeiden; 

unvermeidbare Beeinträchtigungen sind 

auszugleichen.  

- Ein Ausbau von Gewässern soll so natur-

nah wie möglich erfolgen. 

§ 6 WHG - Die Gewässer sind nachhaltig zu bewirt-

schaften. 

- Die nachhaltige Gewässerbewirtschaf-

tung hat ein hohes Schutzniveau für die 

Umwelt insgesamt zu gewährleisten; da-

bei sind mögliche Verlagerungen nachtei-

liger Auswirkungen von einem Schutzgut 

auf ein anderes sowie die Erfordernisse 

des Klimaschutzes zu berücksichtigen. 

- Gewässer, die sich in einem natürlichen 

oder naturnahen Zustand befinden, sol-

len in diesem Zustand erhalten bleiben 

und nicht naturnah ausgebaute natürli-

che Gewässer sollen so weit wie möglich 

wieder in einen naturnahen Zustand zu-

rückgeführt werden, wenn überwie-

gende Gründe des Wohls der Allgemein-

heit dem nicht entgegenstehen. 

§§ 27, 31 und 47 WHG - Verschlechterungsverbote und Verbesse-

rungsgebote für Oberflächen- und 

Grundwasserkörper zur Umsetzung der 

Zielvorgaben der Wasserrahmenrichtlinie 

§ 54 BbgWG - Soweit eine Verunreinigung des Grund-

wassers nicht zu besorgen ist und sons-

tige Belange nicht entgegenstehen, ist 

Niederschlagswasser zu versickern. 

Klima / Luft  § 1 Abs. 5 BauGB - Verantwortung für den allgemeinen Kli-

maschutz 

 § 1 BImSchG inkl. Verord-

nungen 

- Menschen, Tiere und Pflanzen, der Bo-

den, das Wasser, die Atmosphäre sowie 

Kultur- und sonstige Sachgüter sind vor 
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Schutzgut Quelle Ziele 

schädlichen Umwelteinwirkungen (Luft-

verunreinigungen, Geräusche, Erschütte-

rungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähn-

liche Umwelteinwirkungen) zu schützen 

und dem Entstehen schädlicher Umwelt-

einwirkungen ist vorzubeugen. 

 TA Luft - Schutz der Allgemeinheit und der Nach-

barschaft vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen durch Luftverunreinigungen so-

wie deren Vor-sorge zur Erzielung eines 

hohen Schutzniveaus für die gesamte 

Umwelt 

 § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG - Beeinträchtigungen des Klimas sind zu 

vermeiden; hierbei kommt dem Aufbau 

einer nachhaltigen Energieversorgung 

insbesondere durch zunehmende Nut-

zung erneuerbarer Energien besondere 

Bedeutung zu.  

- Auf den Schutz und die Verbesserung des 

Klimas, einschließlich des örtlichen Kli-

mas, ist auch durch Maßnahmen des Na-

turschutzes und der Landschaftspflege 

hinzuwirken.  

- Wald und sonstige Gebiete mit günstiger 

klimatischer Wirkung sowie Luftaus-

tauschbahnen sind zu erhalten, zu entwi-

ckeln oder wiederherzustellen. 

Tiere / Pflanzen  § 1 BNatSchG - Natur und Landschaft sind auf Grund ih-

res eigenen Wertes und als Lebensgrund-

lagen des Menschen auch in Verantwor-

tung für die künftigen Generationen im 

besiedelten und unbesiedelten Bereich 

so zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln 

und, soweit erforderlich, wiederherzu-

stellen, dass die Tier- und Pflanzenwelt 

einschließlich ihrer Lebensstätten und 

Lebensräume auf Dauer gesichert sind. 

§ 1 Abs. 1-3 BNatSchG - Zur Sicherung der Leistungs- und Funkti-

onsfähigkeit des Naturhaushalts ist die 

biologische Vielfalt zu erhalten und zu 

entwickeln. Sie umfasst die Vielfalt an Le-

bensräumen und Lebensgemeinschaften, 
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an Arten sowie die genetische Vielfalt in-

nerhalb der Arten. 

- Die wild lebenden Tiere und Pflanzen 

und ihre Lebensgemeinschaften sind als 

Teil des Naturhaushalts in ihrer natürli-

chen und historisch gewachsenen Arten-

vielfalt zu schützen. Ihre Biotope und 

ihre sonstigen Lebensbedingungen sind 

zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln 

oder wiederherzustellen. 

- Auch im besiedelten Bereich sind noch 

vorhandene Naturbestände, wie Wald, 

Hecken, Wegraine, Saumbiotope, Bach-

läufe, Weiher sowie sonstige ökologisch 

bedeutsame Kleinstrukturen zu erhalten 

und zu entwickeln. 

§ 1 Abs. 2 Nr. 3 bzw. §§ 20, 

21 BNatSchG 

- Beim Schutz, der Pflege, der Entwicklung 

und Wiederherstellung von Biotopen ist 

zu gewährleisten, dass die Biotope nach 

Lage, Größe und Beschaffenheit den Aus-

tausch und die Ausbreitung der Tiere und 

Pflanzen gemäß ihren artspezifischen Be-

dürfnissen ermöglichen. Hierfür sind ent-

sprechend geschützte Gebiete auszuwei-

sen, die in Verbindung mit anderen öko-

logisch bedeutsamen und vor Beein-

trächtigungen geschützten Flächen ver-

netzte Systeme bilden. 

- Ziel ist die Bildung eines länderübergrei-

fenden Biotopverbunds auf mind. 10 % 

der Landesfläche und Förderung der Bio-

topvernetzung. 

§§ 29, 30 Abs. 2, 3 

BNatSchG; 

§§ 17, 18 BbgNatSchAG 

- Schutz landschaftsbestimmender Ele-

mente wie Alleen, Hecken und Einzel-

bäume sowie Bestimmung zu geschütz-

ten Biotopen 

- Maßnahmen, die zu einer Zerstörung 

oder sonstigen erheblichen/nachhaltigen 

Beeinträchtigung geschützter Biotope 

führen können, sind unzulässig. 
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Schutzgut Quelle Ziele 

§§ 44, 45, 54 BNatSchG 

§ 19 BbgNatSchAG 

- Regelungen zum besonderen Arten-

schutz für besonders und streng ge-

schützte Arten 

§ 9 BWaldG,  

§ 8 LWaldG 

- Pflicht zum Waldausgleich bei Waldum-

wandlung für Waldflächen ab 2.000 m² 

(gemäß Angabe zu Waldeigenschaft nach 

Landesbetrieb Forst Brandenburg) 

VV § 8 LWaldG - Regelung der waldrechtlichen Kompensa-

tionserfordernisse 

Baumschutzsatzung Wuster-

mark 

- Regelung zum Schutz der Bäume im In-

nenbereich der Gemeinde Wustermark 

BaumSchV-HVL - Rechtverordnung des Landkreises Havel-

land zum Schutz von Bäumen und Feld-

hecken  

- gilt im Außenbereich 

Landschaftsbild / Er-

holung 

§ 1 Abs. 5 BauGB - Erhaltung und Entwicklung des baukultu-

rellen Orts- und Landschaftsbilds 

- Die Landschaft ist in ihrer Vielfalt, Eigen-

art und Schönheit auch wegen ihrer Be-

deutung als Erlebnis- und Erholungsraum 

des Menschen zu sichern. Ihre charakte-

ristischen Strukturen und Elemente sind 

zu erhalten oder zu entwickeln. Beein-

trächtigungen des Erlebnis- und Erho-

lungswerts der Landschaft sind zu ver-

meiden. Zum Zweck der Erholung sind 

nach ihrer Beschaffenheit und Lage ge-

eignete Flächen zu schützen und, wo not-

wendig, zu pflegen, zu gestalten und zu-

gänglich zu erhalten oder zugänglich zu 

machen. 

§ 1 Abs. 4-6 BNatSchG - Vor allem im siedlungsnahen Bereich 

sind ausreichende Flächen für die Erho-

lung bereitzustellen. Zur Erholung gehö-

ren auch natur- und landschaftsverträgli-

che sportliche Betätigungen in der freien 

Natur. 
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Mensch § 1 Abs. 5 BauGB - Sicherung einer menschenwürdigen Um-

welt 

§ 1 Abs. 6 Nr. 1-3; 7c BauGB - Berücksichtigung der allgemeinen Anfor-

derungen an gesunde, sozial und kultu-

rell aus-gewogene Wohn- und Arbeits-

verhältnisse und die Sicherheit der Bevöl-

kerung 

- Berücksichtigung der sozialen und kultu-

rellen Bedürfnisse der Bevölkerung 

- Berücksichtigung der Belange von Bil-

dungs-wesen, Sport, Freizeit und Erho-

lung 

§ 50 BImSchG  - Bei raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen sind die für eine bestimmte 

Nutzung vorgesehenen Flächen einander 

so zuzuordnen, dass schädliche Umwelt-

einwirkungen auf die aus-schließlich oder 

überwiegend dem Wohnen dienenden 

Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürf-

tige Gebiete, insbesondere öffentlich ge-

nutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, 

Freizeitgebiete und unter dem Gesichts-

punkt des Naturschutzes besonders 

wertvolle oder besonders empfindliche 

Gebiete und öffentlich genutzte Gebäude 

so weit wie möglich vermieden werden. 

TA Lärm - Schutz der Allgemeinheit und der Nach-

barschaft vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen durch Geräusche sowie deren 

Vorsorge 

DIN 18005 - Sicherung eines ausreichenden Schall-

schutzes als Voraussetzung für gesunde 

Lebens-verhältnisse der Bevölkerung 

- Grundsatz der Lärmvorsorge und -minde-

rung, insbesondere am Entstehungsort, 

aber auch durch städtebauliche Maßnah-

men 

- Einhaltung der schalltechnischen Orien-

tierungswerte (Beiblatt 1) 
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TA Luft - Schutz der Allgemeinheit und der Nach-

barschaft vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen durch Luftverunreinigungen so-

wie deren Vorsorge  

- Definition von Emissions- und Immissi-

onsrichtwerten für Luftverunreinigungen 

als Beurteilungsmaßstab für die Beein-

trächtigung 

§ 1 Abs. 4-6 BNatSchG  - Unbebaute Bereiche sind wegen ihrer 

Bedeutung für den Naturhaushalt und für 

die Erholung zu erhalten.  

- Es sind nach ihrer Beschaffenheit und 

Lage geeignete Flächen zu schützen und, 

wo notwendig, zu pflegen, zu gestalten 

und zugänglich zu erhalten oder zugäng-

lich zu machen. Vor allem im siedlungs-

nahen Bereich sind ausreichende Flächen 

für die Erholung bereitzustellen. 

Kultur- und Sachgüter  § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB - Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind 

die Be-lange der Baukultur, des Denkmal-

schutzes und der Denkmalpflege, die er-

haltenswerten Ortsteile, Straßen und 

Plätze von geschichtlicher, künstlerischer 

oder städtebaulicher Bedeutung und die 

Gestaltung des Orts- und Landschafts-

bilds zu berücksichtigen. 

 § 1 Abs. 3, § 7 Abs. 3, §§ 9, 

11 BbgDSchG 

- Einbeziehung der Denkmale in die Raum-

ordnung, Landesplanung, städtebauliche 

Ent-wicklung und Landespflege, sinnvolle 

Nutzung der Denkmale 

- Berücksichtigung des Denkmalschutzes 

bei Eingriffen bzw. Festlegung der erlaub-

nis-pflichtigen Maßnahmen sowie des 

Umgangs mit Funden 

 § 1 Abs. 4 Nr.1 BNatSchG - Historische Kulturlandschaften und -land-

schaftsteile von besonderer Eigenart, 

einschließlich solcher von besonderer Be-

deutung für die Eigenart oder Schönheit 

geschützter oder schützenswerter Kultur-
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, Bau- und Bodendenkmale, sind zu er-

halten. 

7.1.2.2 Fachpläne  

Neben den gesetzlichen Vorgaben sowie allgemeinen Zielen und Grundsätzen des Naturschut-

zes, die bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu berücksichtigen und zu beachten sind, sind 

weitere konkretisierte Ziele in den unten genannten Fachplänen zu finden. Nachfolgend werden 

die Ziele für die entsprechenden Fachpläne zusammengefasst, sofern diese Aussagen das Plan-

gebiet betreffen. 

Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) 

„Mit dem Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) erfüllt die ge-

meinsame Landesplanung der Länder Berlin und Brandenburg den Planungs- und Koordinie-

rungsauftrag des Bundes- und des Landesrechts. Das Raumordnungsgesetz des Bundes [..] und 

der Landesplanungsvertrag enthalten die Rechtsgrundlagen für die Aufstellung der gemeinsa-

men Landesentwicklungspläne. […] Der LEP HR trifft Festlegungen zur Entwicklung, Ordnung und 

Sicherung der Hauptstadtregion, insbesondere zu den Raumnutzungen und -funktionen…“ (LEP 

HR 2019a). 

Das Plangebiet und angrenzende Bereiche sind keine Bestandteile des übergeordneten Frei-

raumverbunds. Der nächstgelegene Bestandteil eines übergeordneten Freiraumverbunds ist der 

Bredower Forst in rund 2,8 km Entfernung zwischen Brieselang und Falkensee, östlich des Plan-

gebiets. Ein weiterer befindet sich rund 1,5 km entfernt südlich von Wustermark (Dyrotz) (LEP 

HR 2019b).  

Der LEP HR zählt das Güterverkehrszentrum Berlin West-Wustermark/Brieselang zum Grund-

netz für die Organisation des Güterverkehrs und Güterumschlags in der Hauptstadtregion Berlin-

Brandenburg (LEP HR 2019a). Östlich des Plangebiets befindet sich in ca. 600 m Entfernung ein 

Binnenhafen (LEP HR 2019b). 

Landschaftsprogramm Brandenburg (LaPro) 

Das Landschaftsprogramm Brandenburg (MLUR 2001, 2016, 2018, 2022) setzt auf Landesebene 

übergeordnete Maßnahmen und Ziele für den Schutz von Natur und Landschaft fest. Die erste 

Auflage des LaPro wurde 2001 veröffentlicht (MLUR 2001) und ergänzt durch einen Teilplan Bi-

otopverbund (MLUR 2016), eine Planungsgrundlage Schutzgut Boden (MLUR 2018) und eine 

Fortschreibung zum Teilplan Landschaftsbild (MLUR 2022). 

Das Plangebiet liegt in der naturräumlichen Region „Mittlere Mark“ und wird im Bestand der 

Nutzung „Landwirtschaft“ zugeordnet. Es werden keine spezifischen Schutz- und Entwicklungs-

ziele verortet. Zudem ist das Plangebiet nicht Bestandteil der Kernfläche Naturschutz oder groß-

räumiger und störungsarmer Landschaftsräume. Somit gilt das allgemeine nutzungsbezogene 
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Ziel „Erhalt und Entwicklung einer natur- und ressourcenschonenden, vorwiegend ackerbauli-

chen Bodennutzung“ (MLUR 2001, Karte Entwicklungsziele). 

Gemäß der Karte Arten und Lebensgemeinschaften (Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische 

Vielfalt) (MLUR 2001) gilt für das Plangebiet und dessen Umgebung das Ziel des Schutzes und 

der Entwicklung eines großräumigen Biotopverbundes von Niedermooren und grundwasserna-

hen Standorten. Hier wurde großräumig flächenhaft entlang des Havelkanals das Gebiet als Nie-

derungsbereich ausgewiesen (MLUR 2001, Karte Arten und Lebensgemeinschaften). 

Für die Schutzgüter Fläche und Boden gilt gemäß der Karte Boden (Karte 3.2) das Schutzziel 

„Bodenschonende Bewirtschaftung land- und forstwirtschaftlicher leistungsfähiger Böden“ im 

Geltungsbereich. Zudem werden die Böden des Geltungsbereichs dem Hauptverbreitungsgebiet 

von Schwarzerden zugeordnet (MLUR 2018, Karte Böden – Wertvolle Archive der Naturge-

schichte). Sonstige besonderen Qualitäten oder Merkmale weisen die Böden im Untersuchungs-

raum nicht auf: Typische und repräsentative Böden, besondere Ausgangsmaterialien und Pro-

zesse der Bodenbildung und Moorböden liegen nicht vor (MLUR 2018).  

Hinsichtlich des Schutzguts Wasser gelten im Plangebiet die allgemeinen Ziele zur Sicherung der 

Grundwasserbeschaffenheit von Böden mit vorwiegend bindigen Deckschichten (MLUR 2001, 

Karte Wasser). Östlich des Havelkanals und damit im Osten des Plangebiets, liegen Flächen, die 

zur Sicherung der Retentionsfunktion größerer Niederungsgebiete ausgewiesen sind. Das Ziel ist 

die „Optimierung der Wasserrückhaltung bei gleichzeitiger Extensivierung der Flächennutzung 

zur Vermeidung von Stoffeinträgen in Oberflächengewässer und zur Verminderung weiterer 

Stoffeinträge ins oberflächennahe Grundwasser in Zuflussgebieten mit sommerlicher Grund-

wasserzehrung bzw. Bereichen mit Wasserrückhalt durch An- und Einstau“. (MLUR 2001, Karte 

Wasser).  

In Bezug auf das Schutzgut Klima befindet sich das Plangebiet in einem großflächigen Schwer-

punktraum zur Sicherung von Freiflächen, die für die Durchlüftung eines Ortes von besonderer 

Bedeutung sind. Nutzungsänderungen von Freiflächen in Siedlungen oder Wald sind unter kli-

matischen Gesichtspunkten besonders zu prüfen (MLUR 2001, Karte Klima/Luft). 

Die Qualitäten für eine freiraumbezogene Erholung (Schutzgüter Mensch, menschliche Gesund-

heit und Erholung; Orts- und Landschaftsbild) werden im Plangebiet gemäß der Flächenkulisse 

„Entwicklung von Kulturlandschaften mit aktuell eingeschränkter Erlebniswirksamkeit“ als ein-

geschränkt bewertet (MLUR 2001, Karte Erholung). Der Untersuchungsraum liegt im Land-

schaftsbildraum Nauener Platte (Landschaftsbildraum Nr. 16). Als Entwicklungsziel wird bei den 

Schutzbezogenen Zielen für das Landschaftsbild die Pflege und Verbesserung des vorhandenen 

Eigencharakters angegeben. Zudem werden als Ziele herausgearbeitet:  

• Erhalt und Entwicklung von Niederungsbereichen in ihrer gebietstypischen Ausprägung 

• Sicherung der Mischung von Grünland- und Ackernutzung 

• Sicherung und Entwicklung einer unregelmäßigen, relieforientierten Flächenanord-

nung,  
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• Anstreben einer stärkeren räumlichen Gliederung der Landschaft mit gebietstypischen 

Strukturelementen 

• landschaftliche Einbindung der vorhandenen und keine weitere Zerschneidung der 

Verkehrswege 

• Verhinderung weiterer Zersiedlung und das Schaffen klarer Raumgrenzen zur offenen 

Landschaft 

• Überprüfung auf eine mögliche landschaftsbildbeeinträchtigende Wirkung von erwei-

tern-den Maßnahmen bzw. Neuansiedlungen in den Bereichen Siedlung, Gewerbe und 

Verkehr 

Als charakterbildende Eigenschaften des Landschaftsbildraums werden Ackerland, ehemaliger 

Truppenübungsplatz Döberitzer Heide, Windenergieanlagen (wertmindernd) und Freileitungen 

(wertmindernd) angegeben (MLUR 2022, Karten Bestand und Bewertung). Die Bedeutung des 

Landschaftsbildes wird auf einer sechsstufigen Skala von „sehr gering“ bis „sehr hoch“ im Pla-

nungsgebiet mit „gering – mittel“ bewertet. Als allgemeine Ziele werden für den Landschafts-

bildraum die Ziele „Klimawandelresiliente Anbaumethoden verwenden“, „Vielfalt von Agrarpro-

dukten sichern“ und „Strukturreiche Agrarlandschaften entwickeln“ formuliert (MLUR 2022).  

Aussagen für das Schutzgut Kultur- und Sachgüter werden im LaPro für das Plangebiet nicht 

getroffen.  

Das LaPro Brandenburg verweist für das Plangebiet bezüglich einer besonders hochwertigen 

oder sensiblen Ausstattung und Funktion auf die Rolle des Schutzes und der Entwicklung eines 

großräumigen Biotopverbundes von Niedermooren und grundwassernahen Standorten, auf die 

Bedeutung der bodenschonenden Bewirtschaftung von land- und forstwirtschaftlich leistungs-

fähiger Böden und allgemein auf die Sicherung von Freiflächen zum Erhalt von Klimafunktionen.  

Das LaPro Brandenburg trifft somit differenzierte Zielaussagen, welche im Rahmen der Umwelt-

prüfung aufgegriffen werden. 

Regionalplan Havelland-Fläming 

Der Regionalplan Havelland-Fläming 2020 ist gemäß Beschluss des Oberverwaltungsgerichts 

Berlin-Brandenburg vom 05.07.2018 unwirksam geworden. Der Regionalplans Havelland-Flä-

ming 3.0 wurde am 25.06.2026 von der Regionalversammlung beschlossen und befindet sich 

aktuell im Genehmigungsverfahren. In Aufstellung befindliche Ziele und Grundsätze der Regio-

nalplanung sind nach § 4 Abs. 1 ROG als sonstige Erfordernisse der Raumordnung in Abwägungs- 

und Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen.  

Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Havelland 

Der Landschaftsrahmenplan (LRP) des Landkreises Havelland stellt überörtlich konkretisierte 

Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege dar. Der Ent-

wurf des LRP wurde 2014 veröffentlicht und seit Ende 2024 wird dieser aktualisiert und fortge-

schrieben.   
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Der LRP beschreibt das Plangebiet als Gebiet zur Siedlungs-, Industrie- oder Gewerbeentwick-

lung (genehmigte B-Pläne) mit Einbindung in das Orts- und Landschaftsbild. Einen kleinen Teil-

bereich im östlichen Teil des Plangebiets ordnet der LRP das Ziel zur Aufwertung sonstiger Sied-

lungsbereiche zu (LRP 2014a). Zum Zeitpunkt der Erstellung des LRP war dieses Gebiet noch be-

baut, gegenwärtig ist davon auszugehen, dass die Ziele der restlichen Flächen auch hier anzu-

wenden sind, da es sich inzwischen ebenfalls um Offenland handelt.  

Der LRP merkt allgemein für Wustermark an, dass in diesem Gebiet die Gewerbeflächenplanung 

sehr große Dimensionen erreiche. Durch diese Entwicklung bestehe die Gefahr, dass wesentli-

che Funktionen des Naturhaushaltes beeinträchtigt werden. So seien bereits viele Freiflächen 

zwischen und in den Siedlungsbereichen überbaut. Dadurch werde unter anderem der Arten-

austausch erschwert und lufthygienisch und bioklimatisch wichtige Bereiche gingen verloren 

(LRP 2014a).  

Landschaftsplan der Gemeinde Wustermark 

In Landschaftsplänen werden die konkretisierten Ziele und Maßnahmen des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege auf örtlicher Ebene für die Gebiete der Gemeinde dargestellt. Der Land-

schaftsplan (LP) der Gemeinde Wustermark wurde 2023 veröffentlicht. 

Bezogen auf das Plangebiet sind folgende Aussagen des Landschaftsplans als „Leitbild“ grund-

sätzlich beachtenswert (vgl. LP 2023): 

• Erhalt der Ackernutzung auf ertragreichen Standorten, besonders bei gleichzeitigem 

Vorliegen einer hohen Grundwasserneubildungsfunktion (hier liegt das Plangebiet bei 

einer Spanne zwischen -49 bis -25 mm/a und >200 mm/a bei 42 mm/a, was in der Ge-

meinde Wustermark ein mittlerer Wert ist). Ziel ist hier auch eine bodenschonende Be-

wirtschaftung durch beispielsweise pfluglose Bodenbearbeitung, Zwischenfruchtan-

bau, Reduzierung von Düngemitteln etc.  

• Erhalt der in Brandenburg überregional seltenen Schwarzerden 

• Reduzierung des Einsatzes von chemisch-synthetischen Pestiziden  

• Verringerung der Schlaggrößen durch Anreicherung der Landschaft mit gliedernden 

Elementen wie Baumreihen und Hecken 

• Anlage von Ackerrandstreifen als z.B. Schonstreifen, Sukzessionsstreifen oder angesä-

ter Blühstreifen (Mindestbreite: 5 Meter), die Feldvögeln Brutplätze und Feldhasen 

und Insekten Nahrung und einen Rückzugsraum bieten sowie das Landschaftsbild be-

reichern und Boden und abfließendes Oberflächenwasser zurückhalten 

• Anlage von Lerchenfenstern von ca. 20 m² großen Fehlstellen in landwirtschaftlicher 

Nutzfläche 

• Anlage von blühenden Wegrainen; Wegränder stellen als naturnahe Strukturen und 

Verbindungselemente wichtige Lebensräume für Insekten, Kleinsäuger und Vögel dar 

• Erhalt und die Wiederherstellung artenreicher Wiesen durch eine Extensivierung der 

Produktionsweise, Offenhaltung von Trockenrasen durch gezielte Beweidung 

• Freihaltung von Kaltluftbahnen und Grünzäsuren. 
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Der Landschaftsplan trifft zudem differenzierte schutzgutbezogene Zielaussagen, welche im 

Rahmen der Umweltprüfung aufgegriffen wurden und im Umweltbericht im Kapitel 7.2 an ge-

gebenen Stellen erläutert werden. 

Der Landschaftsplan der Gemeinde befindet sich derzeit in Fortschreibung. 

Schutzgebiete nach nationalem Recht sowie des europäischen Netzes Natura 2000 

Außerhalb des Plangebiets und der in Kapitel Untersuchungsräume für die Umweltprüfung 1.4.3 

hergeleiteten schutzgutbezogenen Untersuchungsräume zu der Planung befinden sich in der 

Umgebung Schutzgebiete nach Naturschutzrecht (LfU 2024a). Nordöstlich des Plangebiets in ca. 

800 m Entfernung ist das Landschaftsschutzgebiet „Nauen-Brieselang-Krämer“ das nächstgele-

genste Schutzgebiet. Innerhalb dieses Landschaftsschutzgebietes liegt auch das Fauna-Flora-Ha-

bitat-Gebiet „Brieselang und Bredower Forst“ (DE 3443-307), das Teilgebiet 1 in 1,7 km Entfer-

nung nördlich des Planungsgebiets und Teilgebiet 2 in 2,8 km Entfernung nordöstlich des Plan-

gebiets. Wiederum innerhalb dieses Fauna-Flora-Habitat-Gebiets befindet sich auch das Natur-

schutzgebiet „Bredower Forst“ (DE 3444-307) in 3,1 km Entfernung zum Plangebiet. Südöstlich 

des Plangebiets befindet sich in 2,5 km Entfernung zudem das Landschaftsschutzgebiet „Königs-

wald mit Havelseen und Seeburger Agrarlandschaft“.  

Die nächsten Schutzgebiete nach Wasserhaushaltsgesetz befinden sich in 2,3 km Entfernung 

nordöstlich, das Schutzgebiet „Brieselang“ und in 2,4 km Entfernung südöstlich, das Schutzge-

biet „Elstal“ (LfU 2024b).  

Im potenziellen Wirkungsbereich des Plangebiets befinden sich folgende in der Tabelle aufge-

führten international und national geschützten Gebiete: 

Tabelle 3:  Schutzgebiete in der Umgebung des Geltungsbereichs (ca. 3 km-Radius) 

Gebiets-ID, Gebietskatego-

rie und Bezeichnung 

Landes-Nr. /ID-Nr. Gebietsgröße 

(ha) 

Lage u. Entfernung zum 

Plangebiet 

Landschaftsschutzgebiet 

„Nauen-Brieselang-Krämer“ 

3343-602 23.072 ca. 800 m nordöstlich des 

Geltungsbereichs 

Fauna-Flora-Habitat-Gebiet 

„Brieselang und Bredower 

Forst“ 

3443-307 1.117 Teilgebiet 1: ca. 1,7 km nörd-

lich des Geltungsbereichs 

Teilgebiet 2: ca. 2,8 km nord-

östlich des Geltungsbereichs 

Landschaftsschutzgebiet 

„Königswald mit Havelseen 

und Seeburger Agrarland-

schaft“ 

3544-601 9.917 ca. 2,5 km südöstlich des Gel-

tungsbereichs 

Naturschutzgebiet „Bredo-

wer Forst“ 

3444-501 251 ca. 3,1 km nordöstlich des 

Geltungsbereichs 
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Wasserschutzgebiet 

„Briese-lang“ 

7433300011 206 ca. 2,3 km südöstlich des Gel-

tungsbereichs 

Wasserschutzgebiet „Elstal“ 3511300011 168 ca. 2,4 km südöstlich des Gel-

tungsbereichs 

7.1.2.3 Sonstige Planungen  

Bebauungsplan Gewerbegebiet Wustermark Nord (2000) 

Der „Bebauungsplan Gewerbegebiet Nord Teil 1“ wurde am 27.09.2000 von der Gemeindever-

tretung Wustermark als Satzung beschlossen (BP 2000a, siehe Anlage I). Parallel zum Bebau-

ungsplan wurde ein Grünordnungsplan erstellt und in diesen integriert (BP 2000a & b). Für die 

Flächen der 3. Änderung besteht damit bereits geltendes Planungsrecht. 

Grünordnungsplan Gewerbegebiet Wustermark Nord (GOP) 

Der GOP wurde 2000 parallel zum Bebauungsplan zur Verwirklichung der Ziele von Naturschutz 

und Landschaftspflege erstellt (BP 2000b). Für das Plangebiet wird im Zuge der 3. Änderung des 

Bebauungsplans ein neuer Grünordnungsplan aufgestellt.  

Bezogen auf das Plangebiet sind folgende Maßnahmen des Grünordnungsplans beachtenswert 

(vgl. BP 2001):  

• Ein Grünzug, der beginnend nördlich der Straße „Am Umspannwerk“ um den westli-

chen und nördlichen Rand des Plangebiets verläuft, dient der landschaftlichen Einbin-

dung und Abgrenzung zur umgebenden landwirtschaftlichen Fläche, dem regionalen 

Luftaustausch, der inneren Durchlüftung, der Biotopvernetzung und als Lebensraum 

für Flora und Fauna 

• Grünflächen an der Gemeindegrenze zur Nachbargemeinde Zeestow sind als Aus-

gleichsflächen zu entwickeln. Für den nördlichen Grenzsaum des Plangebiets ist eine 

abgestufte Gehölzanpflanzung mit einer Außenrandzone aus Sträuchern und Stauden 

und einer Rückzone aus höherwachsenden Sträuchern und Bäumen anzulegen (40 bis 

100 m breit) 

• Westlicher Bereich des Grünzugs: Bepflanzung stärker auflockern und durch Wiesen-

bereiche mit Buschgruppen gestalten 

• Integration eines Rad-/Fußweges in den Grünzug 

• Mageres Substrat  

• abwechslungsreiche Gestaltung 

• Bepflanzung der Erschließungsstraßen mit großkronigen Bäumen 

• Begrünung der Baumgräben bzw. Baumstandräume durch Raseneinsaat mit robusten 

Gräsern 

• Festsetzung von privaten Grünflächen entlang der Erschließungsstraßen sowie den Au-

ßengrenzen der Gewerbe- und Industriegebiete von 15 m (Zeestower Straße) bzw. 10 

m (restliche Straßen). Dies dient u.a. zur Sicherstellung einer ausreichenden Luftaus-
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tausch- und Frischluftentstehungsfunktion. Bepflanzung mit lockeren Gehölzanpflan-

zungen mit Sträuchern und Einzelbäumen. Gestaltung der Zwischenflächen mit Rasen. 

Ausgenommen sind die Zugangsflächen für die notwendige Erschließung 

• Begrünung der Flächen eines jeden Grundstücks von mindestens 20 % mit standorthei-

mischen Gehölzen (Bäume und Sträucher) und/oder extensiven Wiesen 

• Pflanzung von mindestens einem großkronigen Baum der Gehölzliste je 300 m², mög-

lichst als zusammenhängende Fläche und bevorzugt an aneinandergrenzenden Grund-

stücken und als Inselflächen ausreichender Dimensionierung 

• Falls es zu einer Parzellierung des Gebietes kommt, sind beiderseits der Grenze der 

Grundstücke je mindestens 2,5 m breite Pflanzstreifen auszubilden 

• Begrünung von Stellplatzflächen mit Bäumen und Sträuchern: je 5 Stellplätze ist ein 

großkroniger Baum der Gehölzliste entsprechend der Festsetzungen des Bebauungs-

plans zu pflanzen. 

7.1.3 Datengrundlage der Umweltprüfung  

Für die Durchführung der Umweltprüfung zur 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. W 5 „Gewer-

begebiet Wustermark Nord“ Teil 1 wurden Informationen aus den im Folgenden aufgeführten 

Quellen ausgewertet: 

Planungsbezogene Erhebungen und Untersuchungen 

• Planzeichnung zum Bebauungsplan 3. Änderung (Stand 08.10.2026) 

• Baugrundvoruntersuchung (Bindzus 2020) 

• Artenschutzfachliche Stellungnahme für die Artengruppen Vögel, Reptilien, Amphibien 

sowie Hügelbauende Waldameisen (Jabczynski 2024) 

• Biotopkartierung (FJP 2023)  

• Bebauungsplan Gewerbegebiet Nord (BP 2000) 

Frei verfügbare Daten  

• Denkmalliste und Bodendenkmale des Landes Brandenburg, Landkreis Havelland 

(BLDAM 2024a&b) 

• Geoportal Brandenburg 

• Grundlagendaten des Landesamts für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg 

(LBGR) 

• Grundlagendaten des Landesamts für Umwelt Brandenburg (LfU) 

• Grundlagendaten der Landesvermessung und Geobasisinformation Brandenburg (LGB) 

• Karte der potenziellen natürlichen Vegetation Deutschlands (PNV) (BfN 2025) 

• Klima- und Wetterdaten des Deutschen Wetterdienstes (DWD 2023a, 2023b, 2023c) 

• Landschaftsprogramm Brandenburg (MLUR 2001, 2016, 2018 & 2022) 

• Landschaftsrahmenplan Landkreis Havelland (LRP 2014a&b) 

• Landschaftsplan der Gemeinde Wustermark (LP, 2023) 
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7.1.4 Methodik der Umweltprüfung  

7.1.4.1 Zweck und Inhalte der Umweltprüfung  

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB genannten Umweltbe-

lange, der Naturhaushalt, die Landschaftspflege sowie die ergänzenden Vorschriften zum Um-

weltschutz nach § 1a Abs. 2 und 3 BauGB zu berücksichtigen. Die Berücksichtigung dieser Be-

lange erfolgt gemäß § 2 Abs. 4 BauGB im Rahmen einer sogenannten Umweltprüfung, in der die 

voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht be-

schrieben und bewertet werden. Die Umweltprüfung ist hierbei nicht auf die Betrachtung nach-

teiliger Umweltauswirkungen beschränkt, sondern bezieht auch positive Auswirkungen ein. 

Die Umweltprüfung bezieht sich auf die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB genannten Untersuchungsge-

genstände. Diese sind insbesondere: 

a. die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-

kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, 

b. die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bun-

desnaturschutzgesetzes, 

c. umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die 

Bevölkerung insgesamt, 

d. umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 

e. die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Ab-

wässern, 

f. die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von 

Energie, 

g. die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere 

des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 

h. die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechts-

verordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immis-

sionsgrenzwerte nicht überschritten werden, 

i. die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach 

den Buchstaben a bis d, 

j. unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkungen, 

die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben für 

schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach den Buch-

staben a bis d und i. 

Der Umweltbericht bildet gemäß § 2a BauGB einen gesonderten Teil der Begründung. Das Be-

bauungsplanverfahren wird damit zum Trägerverfahren aller Umweltbelange. Die Bestandteile 

und Gliederung des Umweltberichts richten sich nach der Anlage 1 des BauGB. 
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7.1.4.2 Vorgehensweise zur Durchführung der Umweltprüfung  

Zur Ermittlung von voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen werden in der Umweltprü-

fung die in § 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) genannten Schutz-

güter einschließlich möglicher Wechselwirkungen untersucht. 

Hierzu wird zunächst der derzeitige Umweltzustand anhand der Schutzgüter und ihrer Funktio-

nen beschrieben (Basisszenario). Anknüpfend an die Bestandsbeschreibung werden die Emp-

findlichkeiten der jeweiligen Schutzgüter gegenüber den zu erwartenden Veränderungen an-

hand der betrachteten Schutzgutfunktionen abgeschätzt und die jeweilige Beeinträchtigung ab-

geleitet. Hierfür werden gegebenenfalls auch relevante Grenz- oder Richtwerte herangezogen. 

Im Anschluss an die Ermittlung möglicher Umweltauswirkungen werden Empfehlungen zur Ver-

meidung, zur Minimierung sowie – soweit erforderlich – zum Ausgleich der Beeinträchtigungen 

dargelegt. Zudem werden eventuell notwendige Überwachungsmaßnahmen bei erheblichen 

Umweltauswirkungen benannt.  

Die Betrachtung der Schutzgüter erfolgt zudem auf der Grundlage des geltenden Planungs-

rechts. Als Bewertungsmaßstab für die Ermittlung der Umweltauswirkungen wird nicht allein 

der tatsächlich vorhandene Bestand herangezogen, sondern auch die nach dem bestehenden 

Planungsrecht zulässige bauliche und sonstige Nutzung des Plangebiets. Die Umweltauswirkun-

gen der Planung werden daher in der Weise bewertet, dass die Festsetzungen des Bebauungs-

plans dem bisher planungsrechtlich zulässigen Zustand gegenübergestellt werden.   

Als Grundlage für die Beschreibung des Bestands und dessen Empfindlichkeit dienen die im Ka-

pitel 7.1.3 aufgeführten Datengrundlagen. Maßgeblich für die Einschätzung möglicher Umwelt-

auswirkungen sind die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen im Bebauungsplan sowie 

seine Begründung. 

7.1.4.3 Untersuchungsräume für die Umweltprüfung  

Untersuchungsgegenstand der Umweltprüfung ist die 3. Änderung des Bebauungsplans Gewer-

begebiet Wustermark Nord und die mit der Planung voraussichtlich verbundenen Umweltaus-

wirkungen. Zur Ermittlung der Auswirkungen der geplanten Nutzungen auf die Umwelt werden 

schutzgutsbezogene Untersuchungsräume wie folgt definiert (vgl. Abbildung 15). Die Untersu-

chungsräume richten sich nach der Intensität und der Reichweite der einzelnen, durch die Pla-

nung zu erwartenden Umweltauswirkungen (Wirkfaktoren), den an das Plangebiet angrenzen-

den Nutzungen mit ihren spezifischen Empfindlichkeiten sowie den örtlichen Gegebenheiten. 

• Der Untersuchungsraum für die Schutzgüter Fläche und Boden entspricht dem Plange-

biet selbst, da der Bebauungsplan in diesem Bereich zukünftig eine Flächeninanspruch-

nahme und -umstrukturierung und damit Eingriffe in den Boden ermöglicht. Durch die 

Wirkfaktoren der Planung und die örtlichen Gegebenheiten sind keine über das Plan-

gebiet hinausgehenden Auswirkungen zu erwarten. 

• Der Untersuchungsraum für die Schutzgüter Wasser und Klima und Luft umfasst den 

Geltungsbereich des Bebauungsplans selbst und einen Radius von 100 Metern. Grund 
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hierfür sind u. a. die Siedlungsgebiete im Umland des Plangebiets, die durch eine zu-

künftige Nutzung beeinträchtigt werden könnten.  

• Der Untersuchungsraum für das Schutzgut Pflanzen und Biotope beinhaltet den Gel-

tungsbereich des Bebauungsplans, da hier eine direkte Flächeninanspruchnahme und -

umstrukturierung von bisher mit Vegetation bestandener Flächen stattfindet. Es wer-

den keine Nutzungen erwartet, die durch intensive Emissionen Beeinträchtigungen des 

Schutzgutes im weiteren Umfeld verursachen könnten. 

• Der Untersuchungsraum für die Schutzgüter Tiere und biologische Vielfalt umfasst den 

Geltungsbereich des Bebauungsplans, wird jedoch an der westlichen Grenze um 100 

Meter erweitert. Diese Erweiterung wird vorgenommen, da innerhalb dieser 100 m 

schematisch mögliche Störeinflüsse und Beeinträchtigungen der Planung auf die be-

nachbarten Flächen mit betrachtet werden können. Entlang der Straßen L202 und B 5 

wurde diese Erweiterung nicht vorgenommen, da entlang der Straße eher störungsun-

empfindliche Arten gefunden wurden und davon auszugehen ist, dass durch das Vor-

haben keine besonderen Störungen ausgelöst werden, die zu einer Beeinträchtigung 

dieser Artengruppen führen. In Richtung Norden wird zudem ein Kleingewässer in ca. 

140 Meter Entfernung in den Untersuchungsraum einbezogen. 

• Da die biologische Vielfalt sowohl Pflanzen als auch Tiere sowie ihre Wechselwirkung 

miteinander berücksichtigt, entspricht der Untersuchungsraum für das Schutzgut dem 

für Tiere als den größeren Untersuchungsraum der beiden Schutzgüter. Auf diese 

Weise wird sichergestellt, dass bei einer Veränderung einer dieser beiden maßgebli-

chen Komponenten auch die damit potenziell einhergehenden Beeinflussungen des 

Schutzgutes biologische Vielfalt betrachtet wird. Geprüft werden in diesem Rahmen 

auch mögliche Biotopverbundfunktionen. 

• Der Untersuchungsraum für die Schutzgüter Landschaft und Mensch umfasst den Gel-

tungsbereich des Bebauungsplans selbst und einen Radius von 100 Metern. In Rich-

tung Süden, Westen und Norden wurde dieser bis zu den jeweiligen Siedlungen (Sied-

lung am Umspannwerk, Zeestow, nördlicher Teil von Wustermark) erweitert.  

• Der Untersuchungsraum für das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter umfasst den 

Geltungsbereich des Bebauungsplans. 
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Abbildung 15:  Schutzgutbezogene Untersuchungsräume 

7.1.4.4 Eingriffsbewertung gemäß § 1a Abs. 3 BauGB und § 18 BNatSchG im Rahmen der 

Umweltprüfung  

Bei der Aufstellung eines Bebauungsplans sind nach § 1a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 18 BNatSchG 

auch die Anforderungen der Eingriffsregelung nach dem BNatSchG zu berücksichtigen. Hieraus 

ergibt sich die Verpflichtung zur Vermeidung und zum Ausgleich von Beeinträchtigungen der 

Leistungs- und Funktionsfähigkeit von Natur und Landschaft. Dies gilt auch für Eingriffe, die auf-

grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen oder von Sat-

zungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB hervorgerufen werden. Nach § 18 Absatz 1 BNatSchG 

ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen für den Fall, dass Eingriffe in Natur und Landschaft zu 

erwarten sind, über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des 

Baugesetzbuchs zu entscheiden. Bei der Kompensationsermittlung ist daher auf das zulässige 

Nutzungsmaß des bestehenden Baurechts abzuheben. Nur die zusätzliche, über das bestehende 

Nutzungsmaß des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Wustermark Nord“ hinausreichende bauli-

che Inanspruchnahme durch die Änderung des Bebauungsplanes ist Gegenstand der Eingriffs-

bewertung und Ermittlung eines zusätzlichen Ausgleichserfordernisses im Sinne der Eingriffsre-

gelung. Die Anforderungen an die Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB (§ 50 UVPG) sowie die 

Vorschriften des besonderen Artenschutzes und des Gebietsschutzes bleiben hiervon unbe-

rührt. 
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Die Bearbeitung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung wird in den Umweltbericht inte-

griert. Die Eingriffsbilanzierung wird gemäß den Hinweisen zum Vollzug der Eingriffsregelung 

(HVE, 2009) erfolgen. Die Baumschutzverordnung (BaumSchV HVL) wird beachtet. 

Räumlich übergreifende Wechselbezüge und Wirkungszusammenhänge, wie der Biotopver-

bund, klimatische Ausgleichsfunktionen zwischen Ent- und Belastungsgebieten oder die Bedeu-

tung von Landschafts- und Siedlungsräumen für die Erholung, lassen sich allein mit der HVE nicht 

ausreichend erfassen. Diese Funktionen werden daher ergänzend verbal-argumentativ bewer-

tet, wobei die raumübergreifenden und wirkungskomplexen Zusammenhänge berücksichtigt 

werden und das Umfeld des Plangebietes in die Betrachtung einbezogen wird. 

7.2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen  

7.2.1 Bestandsaufnahme des Umweltzustandes (Basisszenario)  

7.2.1.1 Schutzgut Fläche  

Das Schutzgut Fläche unterstreicht die besondere Bedeutung von unbebauten, unzersiedelten 

und unzerschnittenen Freiflächen für die ökologische Dimension einer nachthaltigen Entwick-

lung. Durch eine quantitative Betrachtung des Flächenverbrauchs wird folglich der Aspekt der 

nachhaltigen Flächeninanspruchnahme in der Umweltprüfung berücksichtigt. 

Bewertungskriterien: 

• Flächenverbrauch, 

• Größe der zusammenhängenden Freiflächen, 

• Naturnähe der Freiflächen 

Das Plangebiet, mit einer Größe von rund 35 ha, ist weitgehend unbebaut und kaum durch Ver-

siegelung vorgeprägt. Der Versiegelungsanteil liegt bei unter 1 % (2.836 m²). Lediglich eine 

Straße führt im Süden durch das Plangebiet. Die Flächen werden durch großräumige und zusam-

menhängende Offenlandflächen geprägt, die landwirtschaftlich teilweise noch intensiv genutzt 

werden oder bei denen es sich um Ackerbrachen handelt. Darüber hinaus befinden sich eine 

großflächige Freiflächen-Photovoltaikanlage (3,4 ha) innerhalb des Geltungsbereichs. 

Durch die intensive Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen besitzt das Plangebiet 

eine geringe Naturnähe sowie eine mögliche Schadstoffbelastung der Freiflächen durch Dün-

gung. Bei den Ackerbrachen handelt es sich um zuvor bebaute oder landwirtschaftlich genutzte 

Flächen, die somit durch anthropogene Prozesse vorbelastet sind. Lediglich der vereinzelte rand-

liche Gehölzaufwuchs weist eine Naturnähe auf.  

Empfindlichkeit  

In Bezug auf den Flächenverbrauch gibt es im Plangebiet eine geringe Beanspruchung. Bei dem 

Plangebiet handelt es sich um große zusammenhängende, unzerschnittene Freiflächen. Da die 

Flächen jedoch maßgeblich landwirtschaftlich und durch Freiflächen-Photovoltaikanlagen ge-

nutzt werden und somit nur eine geringe Naturnähe aufweisen, kann die Empfindlichkeit des 
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Schutzguts Fläche gegenüber Veränderungen als mittel eingestuft werden.  

Hinweis: Während der Planerstellung hat auf Grundlage des geltenden Planungsrechts bereits 

Bebauung auf der vom Plangebiet umgrenzten Fläche außerhalb der Plangrenzen stattgefunden. 

Diese finden hier keine Berücksichtigung. 

7.2.1.2 Schutzgut Boden  

Der Boden bestimmt aufgrund seines natürlichen Ertragspotenzials und seines Puffer- und Filter-

vermögens gegenüber Schadstoffen neben anderen Umweltmerkmalen wie Wasser oder Klima 

maßgeblich das Leistungsvermögen des Naturhaushalts. Der Boden steht in enger Verbindung 

mit dem Wasserhaushalt eines Standortes und bildet mit ihm zusammen eine essenzielle Le-

bensgrundlage für Menschen, Pflanzen und Tiere. Als schutzwürdige Böden gelten Böden, deren 

natürliche Funktionen erhalten sind oder die Archivfunktion für natur- und kulturhistorische Er-

eignisse haben. Ungeachtet ihrer Empfindlichkeit sind Böden generell aufgrund ihrer übergeord-

neten Funktionen zu schützen und zu erhalten. Die Beeinträchtigung der Bodenfunktionen sollte 

nach §1 BBodSchG vermieden werden.  

Bewertungskriterien: 

• Puffer- und Filterfunktion, 

• Lebensraumfunktion für die natürliche Vegetation, 

• Regelungsfunktion für den Wasserhaushalt, 

• Archivfunktion für die Naturgeschichte, 

• Vorbelastungen/ Altlasten, 

• Ertragspotenzial des Bodens 

Das Plangebiet gehört gemäß der naturräumlichen Haupteinheiten nach Scholz zu den „Mittel-

brandenburgischen Platten und Niederungen“ und befindet sich in der Untereinheit auf der 

„Nauener Platte“ (LfU 2014). Gemäß dem Landschaftsprogramm Brandenburg gehört das Plan-

gebiet zur naturräumlichen Gliederungseinheit „Mittlere Mark“, welche maßgeblich durch 

Grundmoränen geprägt ist. Diese entstanden überwiegend durch glaziale Prozesse und beste-

hen aus Sedimenten wie Geschiebemergel, Geschiebesanden, glazifluviatilen Sanden und Kiesen 

(LfU 2014). 

Bei einer Baugrunduntersuchung im Plangebiet (Bindzus 2020) wurden 3 Bohrungen vorgenom-

men. Eine im nördlichen Gebiet, eine auf der ehemals bebauten Brachfläche und eine im Süden 

auf einer landwirtschaftlich genutzten Fläche. Die Untersuchung zeigt, dass der Boden oberflä-

chennah weichselkaltzeitliche Grundmoränenbildungen in Form von Geschiebelehm/-mergel 

aus stark sandigem Schluff, schwach kiesig bis kiesig und mit meist einzelnen Steinen ausgebildet 

hat. Laut der Baugrunduntersuchung liegen zudem 5 % der nördlichen Fläche in der holozänen 

Niederung mit hier ausgewiesenen organogenen Schluffen/Tonen und Torf/Mudde, z.T. mit 

Sand- bzw. Schluffeinlagen oder -anteilen (Bindzus 2020). In den tieferen Schichten der Böden 

ist Ton zu finden, im Süden des Plangebiets ist der Tonanteil höher (Bindzus 2020). Dieser Ton 

kann Wasser speichern. Dies spielt für flachwurzelnde Vegetation jedoch keine Rolle. 
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Die BÜK 300 bestätigt, dass in den unteren Schichten des Bodens Ton zu finden ist und weist für 

das Plangebiet den Bodentyp Braunerde-Fahlerde und vereinzelte Fahlerden aus (LBGR 2015). 

Der Boden im Untersuchungsraum ist schwach humos und hat einen Kohlenstoffvorrat von 30 

bis 60 t/ha, was in dieser Kategorisierung Stufe 2 von 6 entspricht (LBGR 2019). Ein geringer 

Humusvorrat spricht für eine geringe Puffer- und Filterfunktion. Da jedoch Ton in den unteren 

Schichten vorhanden ist, ist die Puffer- und Filterfunktion als mittel einzustufen.  

Die Baugrunduntersuchung hat für 2 von 3 Bohrungen locker gelagerte Schichten im Oberboden 

gefunden. Dies spricht dafür, dass keine Staunässe vorliegt und der Boden durchlüftet ist. Auf-

grund des geringen Humusanteils ist die Lebensraumfunktion für die natürliche Vegetation je-

doch nur als gering bis mittel einzustufen. Zudem wird etwas weniger als ein Drittel des Plange-

biets intensiv landwirtschaftlich genutzt. Hier ist die Lebensraumfunktion als gering zu bewer-

ten. Hinzu kommen durch die intensive Landwirtschaft bedingte Belastungen durch Schadstof-

feintrag und der Mineralisierung organischen Bodens. Der Oberboden ist in seiner natürlichen 

Entwicklung durch regelmäßiges Pflügen sehr stark gestört. 

Die Untersuchungen deuten auf einen eher sandigen Boden hin, der wasserdurchlässig ist und 

keine übermäßige Wasserspeicherfunktion besitzt. Daher ist die Regelungsfunktion für den 

Wasserhaushalt in Hinblick auf die Wasserspeicherung als gering zu bewerten. Im Hinblick auf 

die Verhinderung von Oberflächenabfluss ist die Regelfunktion als mittel zu bewerten, da san-

dige Böden wasserdurchlässig sind.  

Das gesamte Plangebiet liegt laut Landschaftsplan der Gemeinde Wustermark im Bereich von 

Verdachtsflächen für Schwarzerden als schützenswerte Archivböden. Schwarzerden weisen eine 

hohe Nährstoffaustausch- und Wasserkapazität auf, weshalb sie häufig als Ackerstandorte ver-

wendet werden (LP, 2023). Schwarzerden gehören zu den bedeutendsten Archiven der Natur-

geschichte Brandenburgs, anhand ihrer Ausprägung können Bodenentwicklungs- und Besied-

lungsphasen datiert werden (LfU 2020a). Im Plangebiet konnten bei der bereits erwähnten Bo-

denuntersuchung keine Schwarzerden kartiert werden, jedoch wurden hier nur 3 Bohrungen 

durchgeführt. Der geringe Humusgehalt unterstützt diese Kartierung.  

In anderen Plänen (Begründung zum Bebauungsplan Nr. W 5 „Gewerbegebiet Wustermark 

Nord“, Teil – 2. Änderung) finden sich Hinweise darauf, dass das Planungsgebiet sich im Beein-

flussungsbereich des Erdgasspeichers/Untergrundspeichers Berlin der Berliner Erdgasspeicher 

GmbH im Berliner Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf befindet. Die Berliner Erdgasspeicher 

GmbH hat den Betrieb bereits zum 01.04.2017 eingestellt. Der Prozess der Stilllegung im Unter-

grund sollte voraussichtlich im Jahr 2025 abgeschlossen sein (Berliner Erdgasspeicher GmbH 

2025). Genauere Kenntnisse dazu liegen nicht vor. 

Hinsichtlich der Vorbelastungen/Altlasten ist im Landschaftsrahmenplan im östlichen Teil des 

Plangebiets auf einer damaligen Siedlungsfläche und heutigen Brache eine nicht weiter spezifi-

zierte aktuelle oder potenzielle Gefährdung durch Altstandorte und Ablagerungen sowie eine 

Belastung durch verkehrsbedinge Emissionen entlang der Straße vermerkt (LRP 2014b).  
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Hinsichtlich des Ertragspotenzials der Böden wird die Wertigkeit der Bodenqualität im Plange-

biet als hoch (Ackerzahl: 46-60) und sehr hoch (Ackerzahl: 61-79) bewertet (LP, 2023). Dieser 

Wert beruht auf der Reichsbodenschätzung. Die Bodenzahl des LBGR ist eher im mittleren Be-

reich (Bodenzahlen überwiegend 30-50 und verbreitet <30) (LBGR 2007). Grundlage dieser Bo-

denzahl ist laut LBGR die Bodenentwicklung und die Substrate. Der Unterschied in den Werten 

könnte sich dadurch erklären, dass manche Daten aus der Reichsbodenschätzung veraltet sind 

und sich der aktuelle Zustand durch Erosion und intensive landwirtschaftliche Nutzung verän-

dert hat. Der Humusgehalt und das sandige Substrat lässt eher auf ein mittleres Ertragspotenzial 

schließen.  

Empfindlichkeit 

Die Böden im Plangebiet lassen aufgrund ihres sandigen Ausgangssubstrats auf Nährstoffarmut 

schließen. Die Oberböden verfügen über keine ausgeprägte Humusschicht. Zudem verfügen sie 

über eine geringe Puffer- und Filterfunktion und können daher nur zu einem geringen Anteil 

Schadstoffe absorbieren, was zu einem geringen Grundwasserschutz führt. Sie haben ein mitt-

leres Ertragspotenzial und liegen im Gebiet von Verdachtsflächen für Schwarzerden. Zwar ist der 

Boden durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung beeinträchtigt, jedoch ist insgesamt die 

Empfindlichkeit des Schutzguts Boden aufgrund der Vorbelastung und ihrer allgemeinen Schutz-

würdigkeit als mittel zu bewerten.  

Hinweis: Während der Planerstellung hat auf Grundlage des geltenden Planungsrechts bereits 

Bebauung auf der vom Plangebiet umgrenzten Fläche außerhalb der Plangrenzen stattgefunden. 

Diese finden hier keine Berücksichtigung. 

7.2.1.3 Schutzgut Wasser  

Das Wasser stellt eine lebenswichtige Ressource für den Menschen sowie die Tier- und Pflan-

zenwelt und damit einen entscheidenden Faktor im Naturhaushalt dar. Dabei sind Grundwasser 

und Oberflächengewässer maßgeblich. Die Empfindlichkeit des Grundwassers stellt sich grund-

sätzlich in der Verringerung der Neubildungsrate (z.B. durch Versiegelung) und damit einherge-

hend in der Veränderung des Grundwasserstandes dar. Darüber hinaus besteht eine Verschmut-

zungsgefährdung durch oberflächlich eingetragene Schadstoffe oder Auswaschungen aus dem 

Boden. Oberflächengewässer sind ebenfalls gegenüber derartigen Beeinträchtigungen empfind-

lich. Die Betrachtung beider Größen in der Umweltprüfung erfolgt somit einerseits hinsichtlich 

der Leistungsfähigkeit für den Naturhaushalt sowie andererseits bezogen auf mögliche beste-

hende bzw. durch die Planung entstehende Gefährdungen des Schutzguts. 

Bewertungskriterien: 

• Verschmutzungsempfindlichkeit des Grundwassers  

• Grundwasserneubildungsrate 

• Grundwasserbeschaffenheit 

• Beschaffenheit von Oberflächengewässern 
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Das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR) bewertet das Potenzial zur Wasser-

bindung der Böden im Plangebiet und der Umgebung mit „gering, z.T. sehr gering und die Was-

serdurchlässigkeit der Böden mit sehr hoch (100 bis <300 cm/d) (LBGR 2022).  

Die Verweilzeit des Sickerwassers in der ungesättigten Bodenzone liegt im Hauptteil des Plange-

biets bei 10 Jahren und im nordwestlichen Teil bei 30 Jahren (LfU 2023b). Der Grundwasserflur-

abstand liegt im Plangebiet zwischen 15 – 20 m im nordwestlichen und 1 – 2 m im südwestlichen 

Teil, wobei es sich hier jedoch nur um eine kleine Fläche handelt (LfU 2013a). Durch die weit 

verbreiteten Schichten aus Geschiebemergel und -lehm über dem Grundwasserleiter ist die Ver-

weilzeit des Grundwassers in den Bodenschichten hoch. Zusätzlich ist der Grundwasserflurab-

stand überwiegend hoch, sodass die Verschmutzungsgefahr des Grundwassers als gering zu be-

werten ist. Auch der gespannte Grundwasserleiter im östlichen und südlichen Teil des Plange-

biets (LfU 2013b) lässt darauf schließen, dass bindige Schichten vorliegen und die Verschmut-

zungsgefahr des Grundwassers insgesamt gering ist. 

Die Grundwasserneubildungsrate ist als mittel zu bewerten und beträgt im Plangebiet durch-

schnittlich 131 mm pro Jahr (LfU 2015b). Die Grundwasserhöhengleichen zeigen für den Unter-

suchungsraum, dass von einer Grundwasserfließrichtung von West nach Ost auszugehen ist (am 

westlichen Rand und westlich des Plangebiets Grundwasserhöhengleichen bei 30 M. ü.NN., im 

Plangebiet und östlich des Plangebiets Grundwasserhöhengleichen bei 29 M. ü.NN.) (LfU 2015a). 

Es befinden sich keine Wasserschutzgebiete im Plangebiet (LfU 2024b). Die nächstgelegenen 

Gebiete sind das Wasserschutzgebiet Brieselang in rund 2,3 km Entfernung nordöstlich und das 

Wasserschutzgebiet Elstal in rund 2,4 km Entfernung südöstlich. Aufgrund der Entfernung sowie 

der Fließrichtung des Grundwassers kann eine mögliche Beeinträchtigung des Wasserschutzge-

biets durch die bestehenden Nutzungen im Plangebiet ausgeschlossen werden. 

In dem für das Schutzgut Wasser bestimmten Untersuchungsraum befinden sich keine Über-

schwemmungs- oder Risikogebiete für Hochwasser. Die amtliche Gebietskulisse für Über-

schwemmungen durch ein HQ10, HQ100 oder HQextrem (LfU 2021) weist keine Überlagerungen 

mit dem Plangebiet auf.  

Im Plangebiet befinden sich keine Oberflächengewässer. Allerdings befindet sich der Havelka-

nal, eine wichtige Bundeswasserstraße, im Osten des Plangebiets. Parallel zum Havelkanal ver-

läuft der Binnengraben, welcher zur Entwässerung und damit zur Melioration der vernässten 

Grünlandbereiche westlich des Havelkanals beiträgt. Dieser Kanal liegt bereits am Belastungs-

maximum seiner Fassungskapazität. Zudem befindet sich nordwestlich des Plangebiets in 100 m 

Entfernung ein Kleinstgewässer (LfU 2023a). Es handelt sich hierbei um ein gesetzlich geschütz-

tes Biotop nach § 30 BNatSchG.  

Die natürliche Entwässerung niederschlagsbedingter Oberflächenwasserabflüsse erfolgt im 

Plangebiet der Topografie folgend überwiegend in östliche und südwestliche Richtung an Stellen 

mit unversiegelten Flächen und durchlässigen Böden. Aufgrund der Gefällelage besteht auch die 

Möglichkeit zur Entwässerung in den Havelkanal. Der höchste Punkt ist im Nordwesten und fällt 

dann auch nordwestlich des Plangebiets wieder ab. Durch die Fließrichtung gelangt ein Großteil 
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des Oberflächenabflüsse aus dem Plangebiet nicht in das nördlich liegende Kleingewässer. Die 

Oberflächenabflüsse eines kleinen Teils des Plangebiets im Nordwesten könnten jedoch, auf-

grund der Topografie, in das nördlich des Plangebiets liegende Kleingewässer gelangen.  

Empfindlichkeit 

Durch die langen Verweilzeiten des Sickerwassers und die Grundwasserflurabstände auf einem 

Großteil der Flächen ist die Verschmutzungsempfindlichkeit des Grundwassers trotz der teils in-

tensiven landwirtschaftlichen Nutzung als gering anzusehen. Aufgrund der wasserdurchlässigen 

sandigen Böden ist örtliche Versickerung von Regenwasser möglich. 

Die Empfindlichkeit des Schutzguts Wasser gegenüber Veränderungen ist als mittel zu bewerten. 

7.2.1.4 Schutzgut Klima und Luft  

Klima bezeichnet für einen Ort oder eine Region die langfristige typische Gesamtheit aller atmo-

sphärischen Bedingungen in Bodennähe über einen längeren Zeitraum. Es beeinflusst maßgeb-

lich Boden, Vegetation, Tierwelt und Menschen.  

Das Lokalklima wird zudem durch topographische Faktoren beeinflusst, wozu insbesondere Re-

lief, Bebauung, Vegetation und Gewässer zählen. Größere zusammenhängende Vegetationsein-

heiten wie Offenland- oder Waldbereiche übernehmen bedeutende Funktionen für das Klima 

und die Lufthygiene. Waldflächen sind als Frischluftentstehungsgebiete einzuordnen. Offen-

landflächen tragen zur nächtlichen Kaltluftentstehung bei und können insbesondere im Zusam-

menhang mit dicht bebauten Flächen für den Temperaturausgleich von Bedeutung sein. 

Bewertungskriterien: 

• Bioklimatische Be- und Entlastungspotenziale 

• Frisch- und Kaltluftentstehung  

• Luftaustausch 

• Luftqualität  

• Vulnerabilität gegenüber Klimaänderungen  

Die Region Berlin-Brandenburg gehört zum Bereich des kontinental beeinflussten ostdeutschen 

Binnenklimas mit einer mittleren Temperatur von 9,7 °C (vieljähriger Mittelwert 1991-2020, im 

linearen Trend 1881-2014 + 1,7 °C, vgl. DWD 2025). Mit Niederschlagswerten von 578,9 mm im 

Jahr (vieljähriger Mittelwert 1991-2020, im linearen Trend 1881-2024 + 16,2 mm, vgl. DWD 

2025) ist die Region eine der niederschlagsärmsten Deutschlands. Das Plangebiet liegt zwischen 

den beiden Messstationen Staaken, ca. 12,5 km südöstlich des Plangebiets, und Berge, ca. 12,5 

km nordwestlich des Plangebiets.  

Zur Abschätzung der klimatischen und lufthygienischen Verhältnisse wurden die vorhandenen 

Nutzungs- und Biotopstrukturen im Untersuchungsraum hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf 

Klima und Lufthygiene betrachtet. 
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Lokalklimatisch lässt sich der überwiegende Teil der Flächen wegen der großflächigen Landwirt-

schaftsflächen als Freiland-Klimatop beschreiben. Dieses weist einen extremen Tages- und Jah-

resgang der Temperaturen und Feuchte in Verbindung mit einer geringen Windstromverände-

rung auf. Hierdurch entsteht eine nächtliche Kaltluftproduktion. Deutliche Veränderungen des 

Lokalklimas entstehen insbesondere durch Versiegelung und Überbauung. Der Untersuchungs-

raum ist ausgenommen der Straßen unversiegelt und wird landwirtschaftlich und zur Energie-

gewinnung genutzt. Der geringe Grad der Bodenversieglung führt hinsichtlich des Mesoklimas 

zu einer hohen Evapotranspiration. Es besteht somit ein geringes bioklimatisches Belastungs-

potenzial. 

Im Plangebiet selbst gibt es nur kleinsträumige Versiegelungen im Bereich der Straßen. Insge-

samt ist das Plangebiet als Entlastungsbereich zu charakterisieren. Die mikroklimatischen Ver-

hältnisse sowie die bioklimatischen Entlastungspotenziale werden saisonal zum einen von 

schwankenden Wasservorräten in den oberen Bodenschichten durch aktive sowie passive Eva-

potranspiration beeinflusst und weisen ansonsten wenig Differenziertheit auf. Das Plangebiet 

hat aufgrund der nur kleinflächigen linienhaft vorkommenden Gehölzstrukturen kein zusätzli-

ches mikroklimatisches Entlastungspotential.  

Die Freiflächen des Plangebiet sind somit für Kühlungseffekte durch Verdunstung und im We-

sentlichen für die Entstehung von Kaltluft bedeutsam. Die Funktion der bodennahen abendli-

chen Kaltluftentstehung ist im Untersuchungsraum als gut zu bewerten. Maßgebend für diese 

Einschätzung ist die anzunehmende mittlere Wärmespeicherfähigkeit des Bodens und der of-

fene Gebietscharakter mit niedriger Vegetation. Im Landschaftsplan der Gemeinde Wustermark 

wird der Unter-suchungsraum hinsichtlich Qualität und Potential als Kaltluftentstehungsgebiet 

mit mittlerer Bedeutung eingestuft (LP 2023, Karte Klima). In der Umgebung des Untersuchungs-

raums finden sich sowohl Flächen mit geringer bis mäßiger klimatischer Belastung (Wustermark 

und Güterverkehrszentrum Berlin West Wustermark), als auch Flächen mit einer hohen Bedeu-

tung für die Kaltluftentstehung (entlang des Havelkanals und Havelkanal selbst) (LP 2023, Karte 

Klima). Und auch in der erweiterten Umgebung des Untersuchungsraums sind große Kaltluftent-

stehungsflächen vorhanden (LRP 2014b). Generell gilt Wustermark laut Landschaftsplan als kli-

matischer Ausgleichsraum (LP 2023). Aufgrund der Nähe zu Berlin, der bereits vorhandenen 

Siedlungs- und Gewerbegebietsentwicklung im Umland und der Lage zwischen zwei Siedlungs-

gebieten hat der Untersuchungsraum einschließlich des Plangebiets eine Funktion als bioklima-

tischer Entlastungsraum als Teil eines großräumigen Verbunds von klimatisch entlastenden Frei-

raumstrukturen. 

Es befindet sich keine regional bedeutsame Kaltzufuhr für belastete Siedlungsräume im Unter-

suchungsraum (LP 2023, Karte Klima). Zusammenhängende Waldflächen mit Bedeutung für die 

Frischluftentstehung sind nicht vorhanden. 

Die Topografie des Untersuchungsraums fällt von Nord-Westen (40 m ü. NN) nach Süden (33 m 

ü. NN) und Nord-Osten (32 m ü. NN) ab. Der Untersuchungsraum weist aufgrund der guten 
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Durchlüftungssituation und der hauptsächlich landwirtschaftlichen Nutzung gute lufthygieni-

sche Bedingungen auf. Als einschränkende Faktoren sind Belastungen der Luftqualität durch den 

Schadstoffausstoß auf den umliegenden Straßen, wie die B 5 und die L202 zu nennen (LRP 

2014b). Im Umfeld des Plangebiets finden sich mehrere nach BlmSchG genehmigten Anlagen. 

Westlich des Plangebiets in ca. 330 m Entfernung befindet sich eine Elektroumspannanlage. 

Weiter westlich in ca. 1.000 m Entfernung befindet sich unter anderen eine Anlage zur Herstel-

lung von Beton und Brech- und Siebanlagen für Abfall. Östlich des Plangebiets befinden sich in 

600 bis 700 m Entfernung unter anderem eine Anlage zum Schüttgutumschlag, ein Lager des 

Einzelhandels mit Brennstoffen und eine Anlage zur Lagerung von Abfällen und Schlämmen (LfU 

2025a). Von einer Belastung für die Luftqualität im Plangebiet ist bei diesen Anlagen nicht aus-

zugehen.  

Im Plangebiet und dessen direkter Umgebung gibt es keine Messstellen für Luftschadstoffe. In 

den nahegelegenen Messtationen „Dalgow Döberitz“ und „Nauen“ konnten keine Grenzwert-

überschreitungen zu PM10-Tagesmittelwert, PM2,5 Belastung, Stickstoffdioxid und weitere Luft-

schadstoffe (Ozon, Schwefeldioxid, Kohlenmonoxid, Benzol, VOC) gemessen werden (LfU 

2024c). Dies ist entsprechend auch für die Straßenräume im Plangebiet anzunehmen. Daten zu 

Luftschadstoffen im Bereich der B 5 sowie Hinweise auf kritische Belastungen der Lufthygiene 

liegen nicht vor. 

Die Vulnerabilität gegenüber Klimaänderungen ist vor dem Hintergrund der zu erwartenden 

Trends der Klimaänderungen zu bewerten. Für den Landkreis Havelland gelten über verschie-

dene Szenarien der zukünftigen globalen Treibhausgasemissionen hinweg folgende Trends als 

robust (vgl. GERICS 2021, jeweils Mittelwerte für die Periode 2036-2065, Referenzperiode 1971-

2000): 

• Zunahme der Temperatur um 1,3 - 2,0 °C 

• Zunahme der Sommertage [Tage/Jahr] um 8,9 - 11,3 

• Zunahme der heißen Tage [Tage/Jahr] um 1,8 - 3,8 

• Zunahme der tropischen Nächte [Tage/Jahr] um 0,3 – 1,7 

• Abnahme der Frosttage [Tage/Jahr] um 22,3 - 34,6 

Die Zukunftsprojektionen der niederschlagsbasierten Kennwerte zeigen ein weniger eindeutiges 

Gesamtbild und eine große Spannbreite. Tendenziell ist relativ betrachtet eine Abnahme des 

Sommerniederschlags und eine Zunahme des Winterniederschlags zu erwarten (GERICS 2021). 

Die Vulnerabilitäten hinsichtlich der Trends der Klimaänderung sind für den Untersuchungsraum 

insgesamt als mittel zu bewerten. Vulnerabilitäten bestehen unmittelbar temperaturbedingt 

physiologisch für Menschen, Tiere und Pflanzen. Weitere beachtenswerte Vulnerabilitäten exis-

tieren z.B. im Zusammenhang mit Änderungen des Landschaftswasserhaushalts durch längere 

Trockenphasen und eine erhöhte Anzahl von Starkniederschlagsereignissen. Das Plangebiet ist 

nicht im Besonderen vulnerabel gegenüber Klimaveränderungen, die über das Maß der allge-

meinen Vulnerabilität für die Region hinausgeht.  
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Empfindlichkeit 

Die klimatischen Verhältnisse sind entsprechend der Topografie und des Offenlandcharakters 

durch eine gute Durchlüftung und das Entstehen von Kaltluft auf den Flächen im Plangebiet und 

angrenzenden Bereichen geprägt. Die Luftqualität ist als gut zu bewerten. Lediglich der Verkehr 

auf den Straßen entlang des Plangebiets tritt als Emittent von Schadstoffen auf. Dieser begrenzt 

sich jedoch auf den Straßenraum selbst und Grenzwertüberschreitungen konnten nicht festge-

stellt werden. Aufgrund der geringen Belastungen im Bestand resultiert insgesamt eine erhöhte 

Empfindlichkeit für das Schutzgut bezüglich nutzungsintensivierender Eingriffe wie Neubebau-

ung. Insbesondere, da das Plangebiet als Kaltluftentstehungsgebiet zwischen zwei Siedlungen 

dient. Hier können vor allem Austauschbarrieren zu einer Beeinträchtigung führen. 

Vulnerabilitäten, auch gegenüber Klimaänderungen, bestehen im Zusammenhang mit Änderun-

gen des Landschaftswasserhaushalts durch längere Trockenphasen. Der Erhalt einer für Klima 

und Lufthygiene wirksamen Kühlungs- und Filterleistung durch Vegetation ist in diesem Zusam-

menhang von hoher Bedeutung.  

Insgesamt zeigen die Schutzgüter Klima und Luft eine mittlere bis hohe Empfindlichkeit gegen-

über Veränderungen im Plangebiet. 

7.2.1.5 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt  

Die wild lebenden Pflanzen und Tiere eines Gebiets und ihre meist auf vielfachen Wirkbeziehun-

gen fußenden Lebensgemeinschaften sind in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Viel-

falt zu schützen. Damit im Zuge einer Bebauung mögliche Eingriffe in Natur und Landschaft be-

wertet werden können, sind Aussagen über die Lebensraumfunktionen des Untersuchungs-

raums für die Pflanzen- und Tierwelt notwendig. Dabei gilt bestehenden schutzwürdigen Struk-

turen besondere Aufmerksamkeit. Anhand der vorhandenen Standortfaktoren (u. a. Boden, 

Wasser, Klima sowie insbesondere menschliche Nutzung und Biotopausstattung) lassen sich die 

voraussichtlich zu erwartenden Lebensgemeinschaften eingrenzen. 

Eine ausgewogene und funktionierende Umwelt gründet auf der Vielfalt der Ökosysteme, der 

genetischen Vielfalt und dem Reichtum an Arten bei Tieren, Pflanzen, Pilzen und Mikroorganis-

men. Über den Begriff biologische Vielfalt werden diese drei Aspekte in der Umweltprüfung be-

rücksichtigt.  

Bewertungskriterien 

• Hemerobie (Einfluss menschlicher Nutzung) 

• Seltenheit / Gefährdung 

• Wiederherstellungsdauer der Biotoptypen 

• Vielfalt von Pflanzen und Tieren 

• Vielfalt an Lebensräumen und Biotopen 

• Beeinträchtigung der Lebensraumeignung für Tiere durch Störreize wie Lärm und Licht  

• Biotopverbund 
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7.2.1.6 Pflanzen / Biotope  

Biotope  

Im Folgenden wird auf Grundlage der Kartierergebnisse ein Überblick über die Biotopausstat-

tung des Untersuchungsraums gegeben. Die flächendeckende terrestrische Biotopkartierung 

des Untersuchungsraums wurde im September 2023 durchgeführt (FJP 2023, vgl. Biotoptypen-

karte Anlage II).  

Das Plangebiet wird gegenwärtig von intensiv genutzten Ackerflächen und Ackerbrachen ge-

prägt. Weiterhin kommen ruderale Saumstrukturen als ruderale Wiesen entlang der Straße „Am 

Umspannwerk“ und Gehölzstrukturen im Süden entlang der Ackerflächen vor. Bei den Gehölz-

strukturen handelt es sich um Hecken und Windschutzstreifen, die sich entlang der Straße „Am 

Umspannwerk“ ausgebildet haben sowie Laubgebüsche im Osten entlang der L202 auf Höhe der 

Photovoltaikanlage. Im Südosten des Plangebiets befindet sich ein ruderales und gehölzgepräg-

tes Biotop mit der Ausprägung einer Möhren Steinkleeflur. Im Untersuchungsraum kommen 

keine geschützten Biotope vor. Es handelt sich bei den Flächen im Plangebiet somit, mit Aus-

nahme der Gehölzstrukturen, um weitgehend naturferne Biotopstrukturen. 

Die an den Untersuchungsraum angrenzenden Flächen wie die Bundesstraße, weitere Inten-

siväcker und das Umspannwerk sind überwiegend geprägt durch eine geringe Naturnähe und 

intensive menschliche Nutzung. Westlich des Plangebiets befinden sich Kleingärten, von denen 

sich kleine Teile auch innerhalb des Plangebiets befinden. Lediglich im Norden findet sich ein 

Kleingewässer, das als gesetzlich geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG eingestuft wird.  

In der untenstehenden Tabelle werden die Biotoptypen innerhalb des Plangebiets mit ihren Flä-

chengrößen und ihrer naturschutzfachlichen Bedeutung aufgelistet. Die Bewertung der natur-

schutzfachlichen Bedeutung erfolgt in fünf Bewertungsstufen (ohne/sehr gering (-) bis sehr hoch 

(++++)). 

Tabelle 4:  Übersicht zu den im Plangebiet vorkommenden Biotoptypen 

Biotopcode Biotopname Wertstufe Fläche in m² 

03210 Landreitgrasfluren + 34.755 

032422 Möhren Steinkleefluren (Dauco Melilo-
tion); mit Gehölzbewuchs (Gehölzde-
ckung 10-30%) 

++ 40.014 

03249 sonstige ruderale Staudenfluren + 3.007 

051131 ruderale Wiesen; artenreiche Ausprä-
gung 

++ 5.252 

07102 Laubgebüsche frischer Standorte +++ 1.148 

071324 Hecken und Windschutzstreifen von 
Bäumen überschirmt (>10% Überschir-
mung); lückig, überwiegend nicht heimi-
sche Gehölze 

+++ 3.290 

09133 intensiv genutzte Lehmäcker - 104.763 

09143 Ackerbrachen auf Lehmböden ++ 147.782 

10111 Gärten + 1.230 
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Biotopcode Biotopname Wertstufe Fläche in m² 

126120 Straßen mit Asphalt oder Betondecken - 2.294 

Summe Geltungsbereich 343.538 

 
Erläuterungen:   
-  naturschutzfachlich ohne bis sehr geringe Bedeutung  
+  naturschutzfachlich geringe Bedeutung 
++ naturschutzfachlich mittlere Bedeutung 
+++ naturschutzfachlich hohe Bedeutung 
++++ naturschutzfachlich sehr hohe Bedeutung 
 
Erläuterungen zu den Biotoptypen 

Im Folgenden werden die im Plangebiet vorkommenden Biotoptypen charakterisiert. Die Zuord-

nung der Wertstufen wird verbal-argumentativ begründet. 

31 % der Biotope im Plangebiet haben keine oder nur eine sehr geringe naturschutzfachliche 

Bedeutung. Den größten Teil (30 %) davon machen die intensiv genutzten Lehmäcker (09133) 

im Süden und im Zentrum des Plangebiets aus. Sie weisen aufgrund der langjährigen landwirt-

schaftlichen Nutzung und den Einsatz von Düngemitteln und wahrscheinlich Pestiziden keine 

oder nur eine geringe naturschutzfachliche Bedeutung auf. Im Süden wird das Plangebiet von 

der bereits erwähnten Straße „Am Umspannwerk“ durchkreuzt. Diese weist aufgrund ihrer Ver-

siegelung keine oder nur eine geringe naturschutzfachliche Bedeutung auf.  

Die Biotope mit einer geringen naturschutzfachlichen Bedeutung machen (11 %) des Plangebiets 

aus. Zu diesen gehört die Landreitgrasfluren (03210) im Osten des Plangebiets unter einer Frei-

flächen-Photovoltaikanlage. Hier finden sich Arten wie das Land-Reitgras (Calamagrostis epige-

jos) der straußblütige Sauerampfer (Rumex thyrsiflorus). Entlang der L202 finden sich sonstige 

ruderale Staudenfluren (03249), auch diese haben eine geringe naturschutzfachliche Bedeu-

tung. Hier sind Wilde Möhre (Daucus carota), Acker-Kratzdistel (Cirsium arvense), Klette (Arc-

tium spec.) und Beifuß (Artemisia vulgaris) zu finden. Am westlichen Rand des Plangebiets be-

finden sich Teile von Kleingärten (10111). Diese weisen ebenfalls eine geringe Bedeutung auf.  

56 % der Biotope im Plangebiet haben eine mittlere naturschutzfachliche Bedeutung. Den größ-

ten Anteil (43 %) machen Ackerbrachen auf Lehmböden (09143) im Westen und Norden des 

Plangebiets aus. Diese sind von mittlerer Bedeutung, da sie aus der Nutzung genommen worden 

sind. Hier finden sich Arten wie die Echte Kamille (Matricaria chamomilla), Stachel-Lattich (Lac-

tuca serriola) und Weißer Gänsefuß (Chenopodium album). Ein weiteres Biotop mit mittlerer 

naturschutzfachlicher Bedeutung ist eine Fläche im Südosten des Plangebiets. Diese wurde zwi-

schen 2004 und 2009 entsiegelt, liegt aktuell brach und auf ihr ist eine Möhren Steinkleeflur mit 

spontanem Gehölzbewuchs (032422) zu finden. Hier findet sich Rainfarn (Tanacetum vulgare), 

Beifuß (Artemisia vulgaris) und Bastard-Luzerne (Medicago x varia). Das Gebiet weist eine mitt-

lere naturschutzfachliche Bedeutung auf. Im Süden des Plangebiets findet sich entlang der B5, 

der Auffahrt auf die B5 und der Straße „Am Umspannwerk“ ein Randstreifen aus artenreicher 
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ruderaler Wiese (051131). Hier finden sich Arten wie der Gewöhnliche Glatthafer (Arr-

henatherum elatius), die Gewöhnliche Wegwarte (Cichorium intybus), Labkraut (Galium spec.) 

und der straußblütige Sauerampfer (Rumex thyrsiflorus). Aufgrund ihres Artenreichtums und der 

dadurch höheren Biodiversität ist diese ebenfalls von mittlerer naturschutzfachlicher Bedeu-

tung.  

Entlang der Freiflächen-Photovoltaikanlage findet sich ein Laubgebüsch frischer Standorte 

(07102). Dieses ist vornehmlich von der Gemeinen Heckenkirsche (Lonicera xylosteum) geprägt, 

aber auch Rose (Rosa spec.) und Weißdorn (Crataegus spec.) sind anzutreffen. Laubgebüsche 

sind wichtige Rückzugsorte für die Fauna und daher von hoher naturschutzfachlicher Bedeu-

tung. Das gleiche gilt für die Hecken und Windschutzstreifen von Bäumen (071324) entlang der 

Straße „Am Umspannwerk“. Hier ist die nicht heimische Kirschpflaume (Prunus cerasifera) do-

minierend, welche einen hohen biologischen Wert hat. Aber auch heimische Arten wie Birne 

(Pyrus communis), Kirsche (Prunus avium), Ahorn (Acer platanoides), Gemeine Esche (Fraxinus 

excelsior) und der Rote Hartriegel (Cornus sanguinea) kommen vor. Etwa 1 % der Biotope im 

Plangebiet haben eine hohe naturschutzfachliche Bedeutung. 

Hinweis: Im Norden des Plangebiets wurde auf einer Ackerfläche eine temporäre Ausgleichsflä-

che für Zauneidechsen geschaffen, die jedoch zu diesem Zweck nicht benötigt wurde und von 

Brutvögeln genutzt wird. Diese soll im Winter 2025/26 zurückgebaut werden. Im vorliegenden 

Umweltbericht wird daher weiterhin vom vergangenen und zukünftigen Zustand der Fläche 

(Ackerbrachen auf Lehmböden) ausgegangen. Daher ist dieses Gebiet als von mittlerer Bedeu-

tung einzustufen.  

Erläuterungen zu den Pflanzen 

Im Rahmen der terrestrisch flächendeckenden Biotopkartierung des Untersuchungsraums vom 

September 2023 (FJP 2023) sind aus naturschutzfachlicher Sicht keine besonders schutzwürdi-

gen oder gefährdeten Pflanzenarten erfasst worden. 

Empfindlichkeit Pflanzen/Biotope 

Die Flächen im Plangebiet unterliegen seit Jahrzehnten einer anthropogenen Nutzung und sind 

nur vereinzelt strukturreich ausgebildet. Die Empfindlichkeit des Schutzgutes gegenüber Verän-

derungen ist daher großflächig als gering zu beurteilen. Biotope mit höherem naturschutzfach-

lichem Wert und entsprechend erhöhter Empfindlichkeit sind, wenn nur kleinflächig vorhanden 

und befinden sich im Osten und Süden an der Grenze des Geltungsbereichs und der Straße „Am 

Umspannwerk“. 

7.2.1.6.1 Biotopverbund 

Der Untersuchungsraum befindet sich nicht innerhalb von Kern- oder Verbindungsflächen des 

landesweiten Biotopverbunds (MLUR 2016, Karte Landesweiter Biotopverbund) und auch im 

Landschaftsrahmenplan des Landkreis Havelland ist die Fläche nicht als Entwicklungsgebiet für 
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den Biotopverbund gekennzeichnet (LRP 2014a). Im Landschaftsplan der Gemeinde Wuster-

mark ist die Fläche ebenfalls nicht für die Schaffung oder den Erhalt einer Biotopverbundachse 

gekennzeichnet (LP, 2023).  

Durch die überwiegend geringwertige Biotopausstattung und reduzierte Lebensraumeignung 

des Plangebiets ist die Biotopverbundfunktion im Plangebiet eingeschränkt. Auch eine Vernet-

zung der Biotope mit höherer Bedeutung im Plangebiet und der Umgebung ist aufgrund des 

angrenzenden Vorkommens von intensiv genutzten und anthropogen stark veränderten Flächen 

nur bedingt gegeben. 

Empfindlichkeit Biotopverbund 

Im Bestand ist die Biotopverbundfunktion des Plangebiets stark eingeschränkt. Als unbebaute 

Freifläche besteht im Kontext mit der Umgebung dennoch eine erhöhte Empfindlichkeit gegen-

über Veränderungen. 

7.2.1.6.2 Tiere  

Im Folgenden wird für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „3. Änderung des Bebauungs-

plans Wustermark Nord“ eine allgemeine Einschätzung hinsichtlich der Lebensraumeignung für 

die Fauna vorgenommen. Für gemeinschaftsrechtlich geschützte Arten, d.h. die Arten des An-

hangs IV der FFH-Richtlinie und die europäischen Vogelarten gemäß Art. 1 Vogelschutzrichtlinie 

wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) durchgeführt, deren Ergebnisse in ei-

nem Artenschutzfachbeitrag (Anlage V) dokumentiert sind. Eine Zusammenfassung der Ergeb-

nisse wird in Kapitel 3.1 gegeben. 

Für den Geltungsbereich und seine Umgebung wurde 2024 eine faunistische Kartierung zur 

Avifauna, Herpetofauna und Ameisen durchgeführt (Jabczynski 2024, vgl. Anlage III). Ein Vor-

kommen von Fledermäusen wurde aufgrund der fehlenden Strukturen und Quartierseignung 

ausgeschlossen und deswegen im Weiteren nicht näher untersucht. Die Erhebungen erfolgten 

nach den Standards von Südbeck et al. (2005). Das Untersuchungsgebiet der Kartierung aus dem 

Jahr 2024 kann Abbildung 16 entnommen werden.  

Auf dem Gelände befinden sich Strommasten und eine Freiflächen-Photovoltaikanlage. Das Be-

treten und eine artenschutzfachliche Begutachtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage war im 

Rahmen der Kartierung nicht möglich, daher konnten nur die Randbereiche des eingezäunten 

Gebiets untersucht werden (Jabczynski 2024). 
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Abbildung 16:  Ergebnisse der faunistischen Kartierung (Datengrundlage: Jabczynski 2024) 

Brutvögel 
Im Rahmen der Faunakartierung wurden im Untersuchungsgebiet1 37 besonders und streng ge-

schützte Arten kartiert. Von 23 dieser Arten konnten Brutreviere und Brutplätze zugeordnet 

werden, davon lagen 18 im Untersuchungsraum2. Innerhalb des Geltungsbereichs wurden 16 

Arten kartiert. Das Plangebiet hat aufgrund seiner Strukturen eine besondere Bedeutung für 

Boden- und Freibrüter.  

Tabelle 5:  Übersicht zu den im Untersuchungsraum nachgewiesenen Brutvögeln 

Art Wissenschaft-

licher Name 

RL D RL 

BB 

EU-

VSR 

Anh. 

1 

Schutz-

status 

Nistöko-

logie 

Funde im 

Plange-

biet 

Funde zu-

sätzlich 

im Unter-

suchungs-

raum 

Amsel Turdus merula * * - § Bu, Fr 1 - 

Blaumeise Cyanistes cae-

ruleus 

* * - § Hö 1 - 

 

1 Untersuchungsgebiet bezieht sich auf das Untersuchungsgebiet der Kartierung zur Avifauna, Herpetofauna und Ameisen  
2 Untersuchungsraum: siehe Kapitel 1.4.3  
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Art Wissenschaft-

licher Name 

RL D RL 

BB 

EU-

VSR 

Anh. 

1 

Schutz-

status 

Nistöko-

logie 

Funde im 

Plange-

biet 

Funde zu-

sätzlich 

im Unter-

suchungs-

raum 

Bluthänfling Linaria can-

nabina 

3 3 - § Bu 1 - 

Braunkehl-

chen 

Saxicola ru-

berta 

2 2 - § Bo 2 - 

Dorngrasmü-

cke 

Sylvia commu-

nis 

* V - § Bu, Fr 4 - 

Fasan Phasianus col-

chicus 

(-) (-) - § Bo 1 - 

Feldlerche Alauda arven-

sis 

3 3 - § Bo 6 - 

Feldschwirl Locustella 

naevia 

2 V - § Bo - 1 

Goldammer Emberiza citri-

nella 

* * - § Bo 1 1 

Grauammer Emberiza 

calandra 

V * - §§ Bo 3 - 

Grünfink Chloris chloris * * - § Fr - 1 

Haussperling Passer domes-

ticus 

* * - § Fr, Hö - 2 

Klappergras-

mücke 

Sylvia curruca * * - § Fr - 1 

Mönchsgras-

mücke 

Sylvia atri-

capilla 

* * - § Bu, Fr 1 - 

Nachtigall Luscinia me-

garhynchos 

* * - § Bo 1 1 

Neuntöter Lanius collurio * 3 I § Bu 1 - 

Schaftstelze Motacilla flava * * - § Bo, Fr 1 - 

Schwarzkehl-

chen 

Saxicola ru-

bicola 

* * - § Bo 2 - 

Stieglitz Carduelis 

carduelis 

* * - § Ba 1 - 
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Art Wissenschaft-

licher Name 

RL D RL 

BB 

EU-

VSR 

Anh. 

1 

Schutz-

status 

Nistöko-

logie 

Funde im 

Plange-

biet 

Funde zu-

sätzlich 

im Unter-

suchungs-

raum 

Sumpfrohr-

sänger 

Acrocephalus 

palustris 

* * - § Bu 1 - 

Erläuterungen  

Nistökologie:   Ba – Baumbrüter; Bo – Bodenbrüter; Bu – Buschbrüter;  

   Fr – Freibrüter, Hö – Höhlenbrüter  

RL D:   Gefährdung nach Roter Liste Deutschland (RYSLAVY ET AL. 

2020) 

RLBB:    Gefährdung nach Roter Liste und Liste der Brutvögel des 

Landes    Brandenburg (RYSLAVY ET AL. 2019) 

Gefährdungsstatus:   0= ausgestorben, 1 = vom Aussterben bedroht, 2 = stark 

gefährdet,    3 = gefährdet, 4 = potenziell gefährdet, V = Arten der Vor-

warnliste,    R = durch extreme Seltenheit gefährdet, G = Gefährdung 

   unbekannten Ausmaßes, D = Daten unzureichend,  

   * = ungefährdet, (-) nicht klassifiziert 

EU-VSR Schutzstatus:  Anhang 1 der Vogelschutzrichtlinie der Europäischen 

Union    § = besonders geschützt (nach §7 Abs. 2 Nr. 13 b) bb) 

BNatSchG.    §§ = streng geschützt (nach §7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG) 

Rastvögel 

Das Plangebiet hat aufgrund seiner Offenlandstrukturen eine besondere Bedeutung für Rastvö-

gel. Neben den Brutvogelarten konnten auch weitere 14 Vogelarten im Untersuchungsgebiet 

der Kartierungen als Nahrungsgäste erfasst werden.  

Reptilien 

Im Rahmen der Faunakartierung konnte die streng geschützte Zauneidechse (Lacerta agilis) 

nachgewiesen werden. Diese wird im Anhang IV der FFH-Richtlinie geführt und wird nach der 

Roten Liste Brandenburg als gefährdet eingestuft. In Deutschland steht sie auf der Vorwarnliste. 

Die Nachweise konzentrieren sich auf dauerhafte Brachflächen und den Straßenraum im Süden 

des Untersuchungsraums. An der Freiflächen-Photovoltaikanlage konnten keine Zauneidechsen 

entlang der Grenze der Anlage nachgewiesen werden, für den Innenbereich kann keine Aussage 

zum Vorkommen getroffen werden. Insgesamt wurden 2023 und 2024 109 Zauneidechsen kar-

tiert, darunter juvenile, weibliche und männliche Tiere. Es konnte ebenfalls ein Reproduktions-

nachweis erbracht werden.  
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Große Wiesenameise 

Auf der Brachfläche im Südosten des Plangebiets wurden 2 Nester der Hügelbauenden Wald-

ameise (Formica spec.) kartiert. Eine spätere erneute Begehung (Hinweis Faunista, eingegangen 

2025) bestimmte die Art als Große Wiesenameise (Formica pratensis). Diese ist besonders ge-

schützt nach BArtSchV Anlage 1 und steht auf der Vorwarnliste der Roten Liste Deutschland (DLR 

2025).  

Amphibien  

Im Norden des Untersuchungsraums, außerhalb des Plangebiets, liegt ein kleines Gewässer mit 

Gehölzsaum umgeben von Ackerfläche. Die Wasserfläche ist mit Pflanzen bestanden und die 

Pflanzen am Rand des Gewässers lassen darauf schließen, dass das Gewässer durch Düngemit-

teleintrag beeinflusst ist. Im Gewässer wurden mehrere besonders geschützte Teichmolche im 

Larvenstadium (Lissotriton vulgaris) gefunden. In Deutschland ist der Teichmolch die häufigste 

Molchart. Zudem wurden Rufe aus dem Wasserfrosch-Komplex kartiert. Vermutlich handelt es 

sich dabei um den besonders geschützten Teichfrosch (Rana esculenta). Eine abschließende Art-

bestimmung konnte jedoch nicht durchgeführt werden. Grund hierfür waren die geringe Indivi-

duenzahl und die ausschließlich akustische Feststellung.  

Empfindlichkeit Tiere 

Die Empfindlichkeit des Schutzgutes gegenüber Veränderung ist aufgrund der unterschiedlichen 

Lebensraumeignung als mittel zu beurteilen. Große Teile des Untersuchungsraumes weisen eine 

besondere Bedeutung für Frei- und Bodenbrüter auf, außerdem haben die Flächen eine beson-

dere Bedeutung für Rastvögel. Darüber hinaus ist die Bedeutung der intensiv genutzten Acker-

flächen für die Tierwelt gering. Die Möhren Steinkleeflur im Südosten, die ruderale Wiese sowie 

Hecken- und Baumstrukturen entlang der Straße „Am Umspannwerk“ eine höhere Eignung für 

spezialisierte Arten auf. Für die vereinzelt vorkommenden Gehölzbiotope mit höherem natur-

schutzfachlichem Wert und entsprechend erhöhter Lebensraumeignung besteht eine mittlere 

Empfindlichkeit gegenüber Veränderungen. Für die Offenlandbrüter Feldlerche und Grauammer 

ist die Empfindlichkeit gegenüber einer möglichen Bebauung hoch, da sie besondere Anforde-

rungen an ihren Lebensraum haben.  

7.2.1.6.3 Biologische Vielfalt 

Die biologische Vielfalt umfasst die Vielfalt der Ökosysteme, die Artenvielfalt sowie die geneti-

sche Vielfalt innerhalb der Arten. Die biologische Vielfalt ist eine existenzielle Grundlage für das 

menschliche Leben. Pflanzen, Tiere und Mikroorganismen sind Träger des Stoffkreislaufs, sie rei-

nigen Wasser und Luft, sorgen für fruchtbare Böden und angenehmes Klima, dienen der 

menschlichen Ernährung und Gesundheit und sind Basis für zukunftsweisende Innovationen.  

Einen großen Anteil des Plangebiets nehmen intensiv genutzte Äcker und Ackerbrachen ein und 

sind damit durch eine intensive menschliche Nutzung geprägt. Besonders die intensiv bewirt-
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schafteten Flächen werden lediglich von einer eingeschränkten Anzahl von Tier- und Pflanzen-

arten mit geringen Ansprüchen an ihren Lebensraum besiedelt. Die Ackerbrachen verfügen auf-

grund der geringeren anthropogen bedingten Belastung in den letzten Jahren über eine höhere 

Lebensraumeignung. Wertvollere Biotope existieren in Form vereinzelter Gehölzstrukturen in 

den Randbereichen des Plangebiets. Diese Strukturen und auch die Möhren Steinkleeflur mit 

Gehölzbewuchs sind für eine größere Anzahl an Arten als Lebensraum geeignet.  

Zusammenfassend ist die Vielfalt an naturnahen Biotopen sowie Tier- und Pflanzenarten unter 

Berücksichtigung der Gesamtfläche des Untersuchungsraums daher als gering-mittel einzustu-

fen. Es ist insgesamt von einem euryöken Arteninventar auszugehen. 

Empfindlichkeit Biologische Vielfalt 

Die Empfindlichkeit der biologischen Vielfalt gegenüber Veränderungen ist in den Bereichen der 

Gehölzstrukturen und der Möhren Steinkleeflur mit Gehölzaufwuchs höher als im übrigen Teil. 

Grund ist das vielfältigere Arteninventar dieser Flächen, das sich im Rahmen der Kartierung ge-

zeigt hat. Durch die Lage angrenzend an die L202 und den damit einhergehenden Störeinflüssen 

reicht die Empfindlichkeit jedoch auch in diesem Bereich des Untersuchungsraums nicht über 

eine mittlere Empfindlichkeit gegenüber Nutzungsintensivierungen hinaus. Im Großteil des Un-

tersuchungsraums ist die biologische Vielfalt und damit auch ihre Empfindlichkeit gegenüber 

Veränderungen dagegen aufgrund des intensiven menschlichen Einflusses nur gering ausge-

prägt.   

Empfindlichkeit (Zusammenfassung Kap. 7.2.1.5) 

Die Biotope im Plangebiet haben eine eher geringe Empfindlichkeit gegenüber Veränderungen 

aufgrund der bereits vorhandenen menschlichen Nutzung. Biotope mit höherem naturschutz-

fachlichem Wert und entsprechend erhöhter Empfindlichkeit sind aufgrund ihrer naturschutz-

fachlichen Bedeutung und ihres Arteninventars die Möhren Steinkleeflur im Südosten, die ru-

derale Wiese im Süden und die Gehölzstrukturen im Osten und Süden des Plangebiets. Hier ist 

insgesamt von einer mittleren Empfindlichkeit auszugehen. Analog hierzu ist die Empfindlichkeit 

der biologischen Vielfalt ebenfalls auf diesen Flächen höher als im übrigen Bereich.  

Für die Tiere besteht eine mittlere Empfindlichkeit, für einzelne sogar eine erhöhte Empfindlich-

keit gegenüber Veränderungen, wie etwa für Freibrüter oder die Zauneidechse.  

Die Biotopverbundfunktion des Plangebiets ist stark eingeschränkt. Als unbebaute Freifläche be-

steht im Kontext mit der Umgebung dennoch eine erhöhte Empfindlichkeit gegenüber Verände-

rungen. 

Hinweis: Während der Planerstellung hat auf Grundlage des geltenden Planungsrechts bereits 

Bebauung auf der vom Plangebiet umgrenzten Fläche außerhalb der Plangrenzen stattgefunden. 

Diese finden hier keine Berücksichtigung. 
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7.2.1.7 Schutzgut Mensch, menschliche Gesundheit und Erholung  

Bewertungskriterien  

• Lufthygienische Belastungen 

• Nicht-stoffliche Einwirkungen (Licht/Strahlung/Schall) 

• Erschütterungen und Geruchsbelästigungen 

• Gesundheitsgefährdung durch Altlasten / Kampfmittel 

• Erholungsfunktion 

Der Untersuchungsraum weist aufgrund der nicht vorhandenen Bebauung eine sehr gute Durch-

lüftungssituation auf und damit gute lufthygienische Bedingungen (vgl. Kapitel 7.2.1.4), sodass 

es keine Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit gibt. Zudem ist die menschliche Präsenz 

im Plangebiet sehr gering.  

Im Plangebiet sowie dem Untersuchungsraum des Schutzgut Mensch, menschliche Gesundheit 

und Erholung befinden sich keine nach Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) genehmigten 

Anlagen. Anlagen im erweiterten Umfeld sind Kapitel 7.2.1.4 zu entnehmen. Ebenso sind auf-

grund der Nutzung im Plangebiet schädliche Einwirkungen durch Licht oder Strahlung ausge-

schlossen, die Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit haben.  

Aus den umliegenden Emittenten, insbesondere aus dem benachbarten Straßenverkehr, resul-

tieren jedoch Schallimmissionen. Bezüglich des Straßenverkehrslärms geht die Belastung im 

Plangebiet von der südlich gelegenen Bundesstraße B 5 und der im Osten auf der anderen Seite 

des Havelkanals gelegenen A 10 aus. Der Tag-Abend-Nacht-Lärmindex über 24 Stunden (LDEN) 

liegt im Norden des Plangebiets zwischen 55 – 59 dB(A) und südöstlichen Hälfte des Plangebiets 

zwischen 60 – 64 dB(A) (LfU 2022). Im südlichen Randbereich direkt an der Bundesstraße anlie-

gend, kommt eine Lärmbelastung von über 75 dB(A) vor. Für den Nachtlärmindex (LNight) rei-

chen die Wertebereiche von 50 – 54 dB(A) im nördlichen und mittleren Teil des Plangebiets bis 

hin zu über 70 dB(A) entlang der Bundesstraße im Süden (LfU 2022). Für die Einordnung der 

Lärmkartierung im Rahmen der Lärmaktionsplanung für Brandenburg wurden Prüfwerte von 65 

dB(A) ganztags und 55 dB(A) nachts festgelegt, ab welchen bei dauerhafter Exposition gesund-

heitliche Beeinträchtigungen von Menschen nicht mehr auszuschließen sind (MLUK 2022). Im 

Plangebiet werden diese Prüfwerte im Süden in dem an die Bundesstraße angrenzenden Bereich 

überschritten. Allerdings gibt es im Plangebiet keine dauerhafte Präsenz oder sensible Nutzun-

gen. Damit kommt es zu keiner Beeinträchtigung für den Menschen oder die menschliche Ge-

sundheit. 

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung wurde festgestellt, dass an den nördlich des 

Plangebiets gelegenen Wohngebieten bereits im Bestand Überschreitungen der Immissions-

richtwerte der TA Lärm für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) vorliegen. Auch nachts wer-

den die maßgeblichen Richtwerte an mehreren Immissionsorten überschritten oder weitgehend 

ausgeschöpft. Damit besteht im Umfeld des Plangebiets bereits eine schalltechnische Vorbelas-

tung. Im Plangebiet ist mit dem regelmäßigen Ausbringen von Gülle auf den intensiv genutzten 
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Ackerflächen zu rechnen. Dies kann zur Geruchsbelastung von Menschen in angrenzenden Sied-

lungsbereichen führen. Allerdings ist die Belastung nur temporär und größere zusammenhän-

gende Ortsteile grenzen nicht unmittelbar an das Plangebiet, sodass nicht mit einer Geruchsbe-

lästigung zu rechnen ist, die über einen typisch landwirtschaftlich genutzten Raum hinausgeht. 

Aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung im Plangebiet und der Umgebung ist mit dem Einsatz 

von schweren Landmaschinen zu rechnen, die zu Erschütterungen führen können. Durch das 

Gewerbegebiet östlich des Plangebiets ist bereits mit einem Schwerlastverkehr auf den angren-

zenden Landstraßen zu rechnen, der ebenfalls Erschütterungserscheinungen auslösen kann. Es 

ist nicht von Erschütterungen auszugehen, die über die normale Hintergrundbelastung in einem 

landwirtschaftlich genutzten Raum hinausgeht. Beeinträchtigungen des Schutzgutes können 

aufgrund der sehr geringen menschlichen Präsenz durch diese Wirkfaktoren daher von vornhe-

rein ausgeschlossen werden. Auch Auswirkungen auf angrenzende Siedlungsräume sind ausge-

schlossen.  

Hinsichtlich Altlasten und Kampfmittel ist, wie bereits in Kapitel 7.2.1.2 Schutzgut Boden er-

wähnt, im Landschaftsrahmenplan im östlichen Teil des Plangebiets auf einer heutigen Brach-

fläche eine nicht weiter spezifizierte aktuelle oder potenzielle Gefährdung durch Altstandorte 

und Ablagerungen vermerkt (LRP 2014b). Eine Gefahr für die menschliche Gesundheit lässt sich 

zum derzeitigen Stand nicht ablesen. 

Die Erholungsfunktion des Plangebiets ist aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung 

und der Hochspannungsleitungen, die das Plangebiet durchkreuzen, gering.  

Zwar sind die Flächen frei zugänglich, die Erlebniswirksamkeit des Plangebiets ist insgesamt je-

doch als eingeschränkt zu bewerten (vgl. auch MLUR 2001, Karte Erholung). Für die landschafts-

gebundene Erholung sind Rad- und Fußwegverbindung von Bedeutung. Eine Radwegverbindung 

führt im Norden des Untersuchungsraums zwischen Nauen und dem Bredower Forst durch Ze-

estow. In der weiteren Umgebung bestehen mehrere Wander- und Fahrradwege im Süden, die 

am Bahnhof Wustermark starten und dann weiter nach Süden verlaufen (komoot 2024). Eine 

weitere Erschließung des Plangebiets an erholungswirksame Räume gibt es nicht.  

Empfindlichkeit 

Das Plangebiet verfügt im Bestand durch die vorhandenen akustischen Belastungen entlang der 

Bundesstraße sowie die bereits bestehende akustische Vorbelastung in umliegende Wohnnut-

zung über eine erhöhte Empfindlichkeit gegenüber einer Intensivierung der menschlichen Prä-

senz im Plangebiet. Hinsichtlich Lufthygiene, Geruch, Licht oder Strahlung besteht aufgrund der 

geringen Belastung im Plangebiet keine erhöhte Empfindlichkeit. Zudem ist die menschliche Prä-

senz im Plangebiet sehr gering. Die Erlebbarkeit des Landschaftsraumes und die Erholungsfunk-

tion ist insgesamt als eingeschränkt zu bewerten und weist zugleich aufgrund von zur Umgebung 

vorhandenen Wege- und Sichtbeziehungen Potenziale für Verbesserungen auf.  

Insgesamt besteht eine geringe Empfindlichkeit gegenüber dem Schutzgut Mensch und der 

menschlichen Gesundheit. 
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Hinweis: Während der Planerstellung hat auf Grundlage des geltenden Planungsrechts bereits 

Bebauung auf der vom Plangebiet umgrenzten Fläche außerhalb der Plangrenzen stattgefunden, 

wodurch sich die menschliche Präsenz angrenzend zum Plangebiet eventuell bereits erhöht hat. 

Diese bezieht sich bisher auf Baumaßnahmen. Da die menschliche Präsenz im Plangebiet sehr 

gering ist, sind Auswirkungen durch angrenzende Baugebiete ausgeschlossen für das Schutzgut 

Dies findet daher hier keine weitere Berücksichtigung.  

7.2.1.8 Schutzgut Orts- und Landschaftsbild  

Der Begriff des Ort- und Landschaftsbilds bezieht sich auf die durch den Menschen wahrgenom-

mene Ausprägung der örtlichen Gegebenheiten und umfasst das Gesamtgefüge des natürlichen 

und bebauten Raums. Mit dem Begriff der landschaftsgebundenen Erholung wird der Raum hin-

sichtlich Qualität und Bedeutung für Erholungsnutzungen beschrieben. 

Die Erfassung und Bewertung erfolgt anhand von Merkmalen, die zum einen die rein optische 

Erscheinung der Landschaft prägen, zum anderen auch auf naturräumliche Einheiten schließen 

lassen. Landschaftsbild und die landschaftsgebundene Erholung werden geprägt durch Parame-

ter wie Relief, Strukturvielfalt, Bewuchs, Nutzung, aber auch anthropogene Überprägung. 

Bewertungskriterien 

• Charakter / Erkennbarkeit 

• Vielfalt des Landschafts- / Naturraumes 

• Identitätsstiftende Sichtbeziehungen 

• Erlebbarkeit 

Die Bewertung des Landschaftsbildes im Untersuchungsraum folgt methodischen Hinweisen des 

Leitfadens „Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung (HVE)“ im Land Brandenburg (MLUV 

2009). Das Plangebiet ist gekennzeichnet durch die Lage zwischen Wustermark und dem Briese-

langer Ortsteil Zeestow. 

Hinsichtlich der Natürlichkeit, der Freiheit von Beeinträchtigungen und der Eigenart ist das na-

türliche Landschaftsbild weitgehend überprägt, naturhistorisch bedeutsame Elemente wie Find-

linge, Sölle oder Ähnliches sind nur mit einem Kleingewässer im Norden des Untersuchungs-

raums, außerhalb des Plangebiets vorhanden. Die Natürlichkeit des Landschaftsbilds ist auch 

aufgrund der intensiven Bodennutzung und der Umlagerung von Bodenmaterial, der Zerschnei-

dung durch die Straße „Am Umspannwerk“ sowie durch die Freiflächen-Photovoltaikanlage und 

die vielen Hochspannungsleitungen als schwach ausgeprägt zu bewerten.  

Die Vielfalt der Elemente im Plangebiet mit Bedeutung für das Landschaftsbild ist gering, da die 

Ackerflächen ausgeräumt und ohne gliedernde Strukturen sind. Landschaftsprägende Struktu-

relemente, wie beispielsweise ruderale Staudenfluren mit Gehölaufwuchs oder geschlossene 

Gehölzstrukturen, finden sich geringfügig in Form von Laubgebüschen und Hecken sowie Wind-

schutzstreifen entlang der Freiflächen-Photovoltaikanlage und der Straße „Am Umspannwerk“.  
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Das Umspannwerk und die Hochspannungsleitungen wirken sich negativ auf identitätsstiftende 

Sichtbeziehungen aus. Vor allem die Hochspannungsleitungen sind auch von den umgebenden 

Gemeinden Zeestow und Wustermark aus sichtbar als sichtfeldbehindernde Elemente, die den 

Weitblick in die Landschaft behindern. 

Eine historische Kontinuität der Kulturlandschaft im Untersuchungsraum ist überwiegend nicht 

ablesbar. Lediglich die wenigen Gehölze im Süden und Osten des Plangebiets verfügen als Ele-

mente der Kulturlandschaft über eine gewisse Wertigkeit, werden aber durch die angrenzende 

Freiflächen-Photovoltaikanlage in ihrer Erlebbarkeit gemindert. 

Empfindlichkeit 

Landschaftsprägende und identitätsstiftende Elemente sind nur in geringem Maße vorhanden. 

Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung und infrastrukturellen Zerschneidung ist 

der Untersuchungsraum stark vorbelastet.  

Insgesamt zeigt das Landschaftsbild damit eine geringe Empfindlichkeit gegenüber Veränderun-

gen im Plangebiet. 

7.2.1.9 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Beim Schutzgut Kultur- und Sachgüter geht es insgesamt um die Betrachtung historischer Kultur-

landschaften und Kulturlandschaftsbestandteile von besonders charakteristischer Eigenart, um 

den Erhalt von Ortsbildern, Ensembles sowie geschützten und schützenswerten Bau- und Bo-

dendenkmalen. Kulturgüter sind unter anderem Denkmale und vom Menschen gestaltete Land-

schaftsteile, die von prägendem Wert für die Gesellschaft sind. Unter die Definition der Kultur-

güter fallen demnach Bau- und Gartendenkmale, Denkmalbereiche, archäologische Kultur- und 

Flächendenkmale (Bodendenkmale) und Naturdenkmale.  

Bewertungskriterien: 

• Vorhandensein von Kultur-, Bau oder Bodendenkmälern  

Im nördlichen Teil des Plangebiets befindet sich ein Bodendenkmal. Hierbei handelt es sich um 

das Denkmal Nummer 50557 (Siedlung slawisches Mittelalter, Siedlung Eisenzeit, Siedlung rö-

mische Kaiserzeit, Rast- und Werkplatz Paläolithikum, Gräberfeld Eisenzeit, Siedlung Neolithi-

kum, Siedlung Bronzezeit, Rast- und Werkplatz Mesolithikum, Gräberfeld Neolithikum, Gräber-

feld slawisches Mittelalter). Nördlich und östlich des Plangebiets finden sich weitere Bodendenk-

mäler. Veränderungen und Teilzerstörungen an Bodendenkmalen bedürfen gem. §§ 9, 19/ § 20 

Abs.1 einer denkmalrechtlichen Erlaubnis/ Baugenehmigung. Der Antrag auf Erteilung einer sol-

chen Erlaubnis ist durch den Vorhabenträger gem. § 19 Abs. 1 BbgDSchG schriftlich mit den zur 

Beurteilung der Maßnahme erforderlichen Unterlagen bei der unteren Denkmalschutzbehörde 

des Landkreises Havelland zu stellen. Im Falle eines Baugenehmigungsverfahrens ist der Antrag 

an die untere Bauaufsichtsbehörde zu richten. Einzelheiten hierzu werden im Rahmen des denk-

malrechtlichen Erlaubnisverfahrens geregelt. 
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Ein weiteres Vorkommen von Kultur- und Sachgütern kann nicht ausgeschlossen werden. Wei-

tere Informationen und das Vorgehen bzgl. zusätzlicher archäologischer Untersuchungen sind 

mit der unteren Denkmalschutzbehörde abzustimmen.  

Empfindlichkeit  

Das Plangebiet lässt sich hinsichtlich der Empfindlichkeit des Schutzgutes Kulturgüter in zwei 

Bereiche einteilen. Die Böden, welche Bestandteil der ausgewiesenen Bodendenkmäler sind, 

verfügen über eine hohe Empfindlichkeit gegenüber Abgrabungen, die zu einer Zerstörung die-

ser führen. Die Böden außerhalb der Bodendenkmalflächen sind dagegen für das Schutzgut von 

mittlerer Bedeutung. Bisher nicht entdeckte Bodendenkmale können hier auch vermutet wer-

den. Entsprechend ist auch die Empfindlichkeit des Schutzgutes gegenüber Erdbewegungen im 

Bereich dieser Böden als mittel einzustufen.  

7.2.1.10 Bestandssituation nach geltendem Planungsrecht 

Für das Gewerbegebiet Wustermark Nord existiert bereits ein Bebauungsplan aus dem Jahr 

2001, dadurch besteht für das Plangebiet bereits ein zulässiges Nutzungsmaß. Der Bebauungs-

plan GE Wustermark Nord setzt im Geltungsbereich der 3. Änderung Gewerbegebiete, Straßen-

verkehrsflächen, öffentliche Grünflächen und private Grünflächen fest (vgl. Anlage I und Kap. 

7.2.7.2). Die Gewerbeflächen für die Änderungsbereiche der 3. Planänderung haben einen GRZ-

Wert von 0,8. Damit sind nach geltendem Planungsrecht bereits 80 % der Gewerbeflächen ver-

siegelbar. Die Ausgleichsflächen M6 und M7 sind als Flächen zum Schutz, zur Pflege und Ent-

wicklung von Boden, Natur und Landschaft ausgewiesen und sind entsprechend der Festsetzun-

gen des geltenden Planungsrechts als Gehölzflächen zu entwickeln. Für die abiotischen Schutz-

güter gibt es damit insgesamt bereits eine hohe Vorbelastung durch Versieglung. Die Boden-

funktionen und damit die Regelungsfunktion für den Wasserhaushalt ist bereits im ganz über-

wiegenden Teil des Plangebiets mit Ausnahme der bereits festgesetzten Grünflächen einge-

schränkt. Die Empfindlichkeit gegenüber Veränderungen ist damit gering.  

Gleiches gilt für die biotischen Schutzgüter. Biotope von höherer naturschutzfachlicher Wertig-

keit beschränken sich auf die festgesetzten Grünflächen und Maßnahmenflächen. Diese bilden 

zudem einen Biotopverbund. Die Empfindlichkeit ist dort hoch, in den übrigen Bereichen gering. 

Durch den hohen Grad an Bebauung sind Aufheizungseffekte möglich und die Durchlüftungssi-

tuation ist bereits eingeschränkt. Die Empfindlichkeit gegenüber Veränderungen ist gering. Die 

menschliche Präsenz im Plangebiet wäre nach geltendem Planungsrecht bereits hoch. Die aus-

gewiesenen Grünflächen haben keine übergeordnete Erholungseignung und könnten allenfalls 

Beschäftigten zum kurzfristigen Aufenthalt dienen. Die Empfindlichkeit ist damit gering. Mit dem 

festgesetzten Hochbau ist das Landschaftsbild bereits stark vorgeprägt. Die Empfindlichkeit ist 

gering.  
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7.2.1.11 Voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Pla-

nung 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden sich an der Flächennutzung, wie sie im Bestand vor-

herrscht, kurz- und mittelfristig keine Änderungen ergeben. Der Anteil des im Plangebiet versi-

ckernden Niederschlagswassers würde sich aufgrund der nicht vorhandenen Bodenversiegelung 

nicht verändern, sodass insgesamt voraussichtlich auch keine Änderungen der Qualität und Be-

schaffenheit des Grundwassers zu erwarten wären. Die Biotopkulisse würde bei Nichtdurchfüh-

rung der Planung weiterhin primär durch die Nutzung der Fläche als Intensivacker und Acker-

brache geprägt werden. Der kleinflächige Baum- und Gehölzbestand am Rand des Untersu-

chungsraums würde erhalten und in Folge fortschreitenden Alters in ihrer ökologischen Bedeu-

tung zunehmen. Die Brachfläche mit Gehölzaufwuchs würde weiterhin der Sukzession unterlie-

gen und damit ebenfalls in seiner naturschutzfachlichen Bedeutung steigen. Auf dem Großteil 

der Fläche bliebe die Lebensraumeignung für Tiere und Pflanzen aufgrund der Lage und der Nut-

zung weiterhin gering, mit Ausnahme der Gehölzflächen und Möhren Steinkleefluren. Bei Nicht-

durchführung entspräche die biologische Vielfalt weiterhin der mittleren Ausprägung im Be-

stand.  

Bei Nichtdurchführung der Planung könnten Luftaustauschprozesse aufgrund der nicht vorhan-

denen Barrieren im Plangebiet weiterhin günstig bleiben. Außerdem bliebe ein Kaltluftentste-

hungsgebiet im Naturraum erhalten. Im Süden des Plangebiets bliebe die Vorbelastung durch 

potenzielle Luftschadstoffe und Lärm über den Straßenverkehr bestehen. Insgesamt fiele die 

lufthygienischen und thermischen Belastungen weiterhin gering aus und ergäben keine zusätz-

lichen Belastungen für das Schutzgut Mensch. Allerdings bliebe auch die menschliche Präsenz 

im Plangebiet sehr gering und beschränkt sich auf die kurzfristige Nutzung durch die Bewirt-

schaftung der Flächen. Die Eignung der Flächen zur Erholungsnutzung des Plangebietes würde 

weiterhin gering bleiben. Bezüglich des Landschaftsbilds wären weiterhin keine landschaftsprä-

genden und identitätsstiftenden Elemente vorhanden. Die Beeinträchtigung durch die Hoch-

spannungsfreileitungen sowie Photovoltaikanlagen bliebe bestehen. 

Bei Nichtdurchführung der Planung gilt das bestehende Planungsrecht des Bebauungsplans „Ge-

werbegebiet Wustermark Nord" jedoch unverändert fort. Die Flächen können weiterhin ent-

sprechend den dortigen Festsetzungen bebaut werden, mit einer zulässigen Versiegelung von 

rund 80 % der Gewerbeflächen und der Errichtung von Hochbauten. Die beschriebenen Vorbe-

lastungen der Schutzgüter blieben bestehen. Gegenüber des geltenden Planungsrecht sind bei 

Nichtdurchführung der Planung somit keine grundlegend abweichenden Entwicklungen des Um-

weltzustands zu erwarten.  

7.2.2 Grünordnerische Zielkonzeption  

Parallel zur B-Planänderung wurde ein Grünordnungskonzept (Anlage IV) erstellt. Die Erarbei-

tung eines grünordnerischen Zielkonzeptes beruht zum einen auf den aktuellen Anforderungen 

des Umwelt- und Naturschutzes und der Landschaftspflege und zum anderen auf den örtlichen 
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Gegebenheiten des Naturraumgefüges und der baulichen Strukturen sowie der historischen Ent-

wicklung und der formulierten Absichten zur künftigen Entwicklung. 

Die Umsetzung der wesentlichen Inhalte der Eckpunkte für die Charakterentwicklung sind im 

Sinne von grünordnerischen Maßnahmen und Festsetzungen in den Bebauungsplan eingeflos-

sen. 

Die 3. Änderung des Bebauungsplans soll als Angebotsbebauungsplan vor dem Hintergrund der 

beabsichtigten Ermöglichung von (Groß-) Ansiedlungen insbesondere im Bereich von Zukunfts-

technologien explizit einen besonders hohen Gestaltungsspielraum für die Anordnung und Aus-

gestaltung einzelner Baugrundstücke ermöglichen. Der vorliegende Grünordnungsplan berück-

sichtigt diese Anforderungen, indem die Eckpunkte und die entsprechenden Maßnahmen und 

Festsetzungen bewusst so formuliert wurden, dass die Maßnahmenbausteine innerhalb einzel-

ner Baugebiete grundsätzlich flexibel skalierbar sind und über verschiedene Nutzungsszenarien 

hinweg ihre positive Wirkung entfalten können.  

Ansätze zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung sind konzeptionell integraler Bestandteil des 

Grünordnungsplans. Im Mittelpunkt des Grünordnungsplans stehen sogenannte „no-regret-

Maßnahmen“– „nicht bereuen“ bedeutet hier, dass Maßnahmen zum Klimaschutz und zur 

Klimaanpassung so ausgerichtet sind, dass sie absehbar unter verschiedenen zukünftigen Um-

weltbedingungen positiv wirken werden. 

Leitziele sind bei der Konzeption im Wesentlichen die funktionale Verzahnung der gewerblichen 

Großstrukturen mit einer leistungsfähigen grünen Infrastruktur sowie die Reduzierung visueller 

und ökologischer Beeinträchtigungen durch die Etablierung des dreiseitig umschließenden, mul-

tifunktionalen „Grünen Saums“. Entsprechend kann die Freiraumgestaltung wie folgt unterglie-

dert wer-den:  

- Grünen Saum (M1, M2, M3, P1): Flächen zur Biotopentwicklung, Erhalt der biologi-

schen Viel-falt, Eingrünung zur Reduzierung visueller Störungen und Räume zur Erho-

lungsnutzung 

- Grüne Keile: Multifunktionale Freiräume innerhalb der Gewerbeflächen, Sicherung der 

Durchlüftung, Vermeidung von Aufheizungseffekten und gestalterische Einbindung ei-

nes gewerblich genutzten Raumes  

- Innergewerbliche Durchgrünung: Gestalterische Einbindung stark versiegelter Flächen 

wie Parkplätze und Straßen mit naturschutzfachlich entlastender Wirkung  

Schutzgutbezogene Entwicklungsziele:  

Im Vordergrund steht der langfristige Erhalt, die funktionale Stärkung sowie die gezielte Ent-

wicklung von ökologisch hochwertigen Habitatstrukturen innerhalb des Plangebiets. Die Maß-

nahmenflächen sind als dauerhafte Kernzonen für die lokale Biodiversität zu entwickeln. Basie-

rend auf den herausgearbeiteten umweltbedingten Empfindlichkeiten im Plangebiet werden ne-

gative Umweltauswirkungen insbesondere durch die Flächeninanspruchnahme und Bebauung 
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verursacht. Demnach sind besonders Maßnahmen wirksam, die diese Versiegelung und Inan-

spruchnahme vermindern. 

Eine Minderung der beschriebenen Umweltauswirkungen wird durch die Integration von Grün-

strukturen erreicht. Die gemäß dem zulässigen Maß der Nutzung nicht überbaubaren Flächen 

werden in Form von grünen Keilen entlang der Planstraßen gebündelt, um möglichst große, zu-

sammenhängende Grünstrukturen erwirken zu können. Die grünen Keile, die sich in Ost-West-

Richtung durch das Plangebiet ziehen, fördern die Durchlüftung und ermöglichen den Eintrag 

von Kaltluftmassen. Gleichzeitig sichern sie eine Durchgrünung des Gebiets. Zudem wird im GE 

4 ein Grünstreifen entlang der B5 als Fläche zum Erhalt festgesetzt. Der südexponierte Teil dieses 

Streifens wird gemäß des Grünordnungskonzepts (Anlage IV) als Zauneidechsenfläche erhalten, 

der nördliche wird mit Bäumen bepflanzt, um als Sichtschutz zu fungieren.  

Es ist vorgesehen im Plangebiet möglichst dezentral vor Ort zu entwässern, dies ist auch durch 

das Brandenburgische Wassergesetz (BbgWG) geregelt. Dadurch wird die Reduzierung der 

Grundwasserneubildung begrenzt und die natürliche Wasserbilanz unterstützt. Hierfür notwen-

dige Maßnahmen wie Straßenbegrünungen durch Baumpflanzungen ermöglichen einen Regen-

wasserrückhalt und eine zeitverzögerte Einleitung in die Entwässerungsanlage. Diese Grünstruk-

turen tragen zudem zur Verbesserung des Mikroklimas bei. Durch die Begrünung von Dächern 

können darüber hinaus Beeinträchtigungen der beiden Schutzgüter innerhalb der zur Bebauung 

vorgesehenen Bereiche gemindert werden.  

Der Grünstreifen (B-Plan M2) entlang der westlichen Außengrenze des Plangebiets trägt mit sei-

ner Wegeverbindung zur Erholung und Erlebbarkeit des Raums bei und wird teilweise als Halb-

offenland ausgestaltet und teilweise mit Bäumen bepflanzt. Im Norden des Plangebiets werden 

Teile der im Bebauungsplan ausgewiesenen Ausgleichsfläche (M1) mit Bäumen und Sträuchern 

gestaltet, dies dient der Einbindung des Plangebiets in das Landschaftsbild. Ein weiterer Teil des 

Grünstreifens wird als Halboffenland gestaltet. Dieser Grünstreifen trägt, in Kombination mit 

der Grünfläche in der Baufläche BA 1, zur Schaffung eines Biotopverbunds und der Kaltluft-

schneise in Ost-West-Richtung bei und unterstützt somit die ökologische und klimatische Funk-

tion des Plangebietes. 

Durch die geplanten Grünstrukturen bleiben die Funktionen des Plangebietes hinsichtlich Klimas 

und Luft anteilig erhalten. Zudem wird durch die Ausgestaltung der Maßnahmenflächen höher-

wertige Biotope geschaffen, die verschiedenen Artengruppen als Lebensraum dienen und ein 

Biotopverbund mit den angrenzenden Maßnahmenflächen des Rechenzentrums und des BA1 

im Osten bilden. 

Hinweis: Im Rahmen des weiteren Planverfahrens wird das Grünordnerische Konzept nachfol-

gend konkretisiert. 
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7.2.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung der Planung 

7.2.3.1 Schutzgut Fläche 

Baubedingte Auswirkungen 

Bereits in der Bauphase erfolgt eine Flächeninanspruchnahme unter anderem für die Baufeld-

freimachung, Lagerung von Baumaterialien oder die Bereitstellung von Abstellflächen für die 

Baufahrzeuge. Diese baubedingte Beanspruchung von Böden sollte vor allem in Bereichen statt-

finden, die ohnehin im Zuge der Bauausführung versiegelt werden oder bereits verdichtet sind. 

In Verbindung mit der zeitlichen Begrenzung der Bauphase sind dann nur geringe baubedingte 

Beeinträchtigungen auf das Schutzgut im Plangebiet zu erwarten.  

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Der Neubau des Gewerbegebiets ist mit einer großflächigen anlagenbedingten Flächeninan-

spruchnahme im Plangebiet verbunden. Mit der B-Planausweisung werden 80 % der als Gewer-

begebiet ausgewiesen Flächen versiegelt. Mit den Festsetzungen im Bebauungsplan wird eine 

versiegelte Fläche von 22,2 ha ausgewiesen (hergeleitet anhand der im Bebauungsplan festge-

setzten Flächen und dem zulässigen Maß der baulichen Nutzung von 80 % sowie den geplanten 

Verkehrsflächen), dies entspricht einer Versiegelung von 63 % des Plangebiets. Demgegenüber 

stehen im Bestand 0,28 ha, welche versiegelt oder vollständig überprägt sind (Straßen), was 

knapp 1 % des Geltungsbereichs betrifft. Die Versiegelung durch Gebäude und Verkehrsflächen 

ist mit einer Überprägung offenen Bodens und der Zerstörung des Bodenkörpers verbunden. 

Dadurch wird die Regulierungsfunktion des Bodens für den natürlichen Wasser- und Stoffkreis-

lauf sowie dessen Lebensraumfunktion auf 22,2 ha (inklusive Teilversiegelungsflächen durch Ne-

ben-Grundfläche; ausgeschlossen ist Teilversiegelung durch Stellplatzflächen) eingeschränkt bis 

voll-ständig unterbunden. Das Plangebiet wird zwar schon im Bestand durch Landwirtschaft und 

eine Freiflächen-Photovoltaikanlage genutzt, stellt aber dennoch eine großflächige, unzerschnit-

tene Freifläche dar. Daher ist die anlagenbedingte Beeinträchtigung auf das Schutzgut Fläche als 

hoch einzustufen. 

Betriebsbedingte Auswirkungen  

Aufgrund der angestrebten Nutzung des Plangebietes als Standort für Gewerbe ist mit einer Zu-

nahme des Verkehrs zu rechnen und damit können Stoffeinträge auf die Flächen nicht von Vorn-

herein ausgeschlossen werden. Stoffeinträge durch Verkehr sind jedoch nur in einem geringen 

Ausmaß zu erwarten, sodass sich keine erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut erge-

ben. Die Ackerbrachen im Plangebiet sind zudem durch anthropogene Prozesse bereits vorbe-

lastet. 

Prognose gegenüber dem geltenden Planungsrecht 

Mit einer zulässigen Versiegelung von rund 80 % der Gewerbeflächen und der Errichtung von 

Hochbauten sind die Flächen bereits stark vorgeprägt. Die Situation im Plangebiet verändert sich 
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gegenüber dem planungsrechtlich zulässigen Zustand daher nur geringfügig. Im Zuge der Um-

setzung der Planung werden zusätzlich 2,5 ha neu versiegelt, wodurch es zu einem zusätzlichem 

Flächenverlust kommt (vgl. Kap. 7.2.7.2). Gleichzeitig werden mit den Maßnahmenflächen M3, 

M5 und P1 neue Offenlandflächen geschaffen. Die bau-, anlagen- und betriebsbedingte Beein-

trächtigung auf das Schutzgut Fläche ist gering. 

7.2.3.2 Schutzgut Boden 

Baubedingte Auswirkungen 

Bereits in der Bauphase erfolgt eine Flächeninanspruchnahme unter anderem für die Baufeld-

freimachung, Lagerung von Baumaterialien oder die Bereitstellung von Abstellflächen für die 

Baufahrzeuge. Dies kann zu einer Beeinträchtigung der Bodenfunktionen durch die Verdichtung 

von unversiegelten Böden führen. Das Rangieren mit Baufahrzeugen sowie die unsachgemäße 

Lagerung von Baumaterialien kann zudem den Eintrag von Schadstoffen in den Boden bewirken. 

Dies kann zu Schädigungen des Bodenhaushaltes und zur Gefährdung des Grundwassers führen. 

Eine falsche Zwischenlagerung des abgegrabenen Bodens kann beispielsweise bei der Durchmi-

schung von Ober- und Unterboden zu reduzierten ökologischen Eigenschaften bei Wiederver-

wendung führen. Eine unsachgemäße Wiederverwendung von schadstoffbelastetem Erdaushub 

kann zudem Beeinträchtigungen der Umwelt verursachen.  

Die beschriebenen baubedingten Beeinträchtigungen des Schutzgutes können durch Vermei-

dungsmaßnahmen jedoch auf ein nicht beeinträchtigendes Minimum reduziert werden.  

Das Rangieren der Baufahrzeuge ist so weit wie möglich auf den Flächen durchzuführen, die 

ohnehin im Zuge der Bauausführung versiegelt werden. Zum Schutz empfindlicher Bodenberei-

che sind die bereits angelegte Ausgleichsflächen sowie die Gehölzbestände auf den Erhaltungs-

flächen als Ausschlussflächen für baubedingte Inanspruchnahme festzulegen und durch geeig-

nete Maßnahmen (z.B. Kennzeichnung oder Abgrenzung) vor baubedingten Beeinträchtigungen 

zu sichern. Das Abstellen der Baufahrzeuge und das Lagern von Baumaterial ist in einer Weise 

vorzunehmen, die den Eintrag von Schadstoffen in den Boden ausschließt. Baufahrzeuge sind 

zudem regelmäßig auf Leckagen hin zu untersuchen. Flächen, auf denen der Boden im Zuge der 

Bautätigkeiten verdichtet wurde und der nicht anlagebedingt versiegelt wird, sind nach Ab-

schluss der Bauarbeiten aufzulockern, um die Regeneration der Bodenfunktionen zu unterstüt-

zen.  

Der Ausbau, die Lagerung und der Wiedereinbau von Boden hat getrennt nach Ober- und Un-

terboden zu erfolgen. Der humose, vegetationstaugliche Oberboden mit seinem Bodenleben ist 

separat in Mieten gemäß DIN 19731 und DIN 18915 zu lagern und bei längerer Lagerzeit mit 

einer Zwischenbegrünung zu schützen. Darüber hinaus sind für die ordnungsgemäße Behand-

lung und Wiederverwendung von Erdaushub die im Bundesland Brandenburg gültigen Gesetze, 

Verordnungen und Regelungen auch unter Beachtung einschlägiger Maßnahmen hinsichtlich 

möglicher Schadstoffbelastungen und Altlasten anzuwenden. Zur Ermittlung möglicher Schad-

stoffbelastungen sind rechtzeitig vor dem Ausbau Untersuchungen durchzuführen und auf den 
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Ergebnissen basierend gegebenenfalls Auflagen zum Umgang mit den anfallenden Massen fest-

zulegen, so dass schädliche Umweltauswirkungen in jedem Fall vermieden werden können.  

Die fach- und sachgerechte Umsetzung der beschriebenen Maßnahmen ist bedarfsorientiert 

und basierend auf den Ergebnissen der Schadstoffuntersuchungen durch eine Umweltbaube-

gleitung und Bauüberwachung sicherzustellen.  

Eine potenzielle Entlastung des Schutzgutes bewirkt die Planung während der Bauphase, wenn 

hierdurch bisher unentdeckte Altlasten saniert werden.   

Ein schonender Umgang mit dem Schutzgut während der Bauphase wird durch zahlreiche Vor-

schriften sichergestellt. Zu diesen gehört das Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG), die Bun-

desbodenschutzverordnung (BBodSchV) sowie die DIN 18300, 18320, 18915 und 19731 in Ver-

bindung mit dem Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) und Regelungen wie die Ersatzbaustoffver-

ordnung. Bei Beachtung dieser Vorschriften und Regelungen kann eine baubedingte nachhaltige 

Beeinträchtigung des Bodens insgesamt ausgeschlossen werden. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Die mit dem Bebauungsplan realisierbaren Anlagen für ein Gewerbegebiet führen zu einer groß-

flächigen Umstrukturierung und Flächeninanspruchnahme im Plangebiet. Mit den Festsetzun-

gen im Bebauungsplan wird eine versiegelte Fläche von 22,2 ha ausgewiesen (hergeleitet an-

hand der im Bebauungsplan festgesetzten Flächen und dem zulässigen Maß der baulichen Nut-

zung von 80 % und den geplanten Verkehrsflächen), dies entspricht einer Versiegelung von 63 

%. Demgegenüber stehen im Bestand 0,28 ha, welche versiegelt oder vollständig überprägt sind 

(Straßen), was knapp 1 % des Geltungsbereichs betrifft. Die Neuversiegelung verursacht eine 

erhebliche anlagenbedingte Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktionen durch Voll- und 

Teilversiegelung von bis zu 22, 2 ha (inklusive Teilversiegelungsflächen durch Neben-Grundflä-

che; ausgeschlossen ist Teilversiegelung durch Stellplatzflächen).  

Mit der baulichen Flächeninanspruchnahme ist die anlagenbedingte Versiegelung bisher offe-

nen Bodens verbunden. 

Demgegenüber ist das natürliche Gefüge der Böden im Plangebiet bereits im Bestand durch in-

tensive landwirtschaftliche Nutzung auch im Bereich der im Bestand unversiegelten Flächen 

überwiegend stark verändert, wodurch ihre Funktionsfähigkeit für den Naturhaushalt bereits 

eingeschränkt ist. Durch die Ausweisung von Maßnahmenflächen (M1-M5) werden hier die Bo-

denfunktionen innerhalb des Plangebiets aufgewertet. Zusätzlich werden 12 % der Grünflächen 

innerhalb der Gewerbeflächen als zusammenhängende Grünkeile mit höherwertigen Biotop-

strukturen angelegt, sodass innerhalb der Flächen ebenfalls die Bodenfunktionen verbessert 

werden. 

Aufgrund der hohen Zunahme an versiegelten Flächen im Plangebiet ist die Beeinträchtigung 

der Böden jedoch trotz ihrer Vorbelastung und den genannten Maßnahmen mit Minderungs-

wirkung als erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes einzustufen. Die Beeinträchtigung ist 

zugleich als Eingriff im Sinne der Eingriffsregelung zu bewerten. Für den Eingriff ist ein Ausgleich 
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auf Flächen außerhalb des Plangebietes erforderlich. Nähere Informationen zur Herleitung des 

Ausgleichsbedarfs, den hierfür vorgesehenen Maßnahmen sowie Flächen, auf denen diese um-

gesetzt werden, sind dem Kapitel 7.2.7.2 zu entnehmen. 

Bei den im Bestand großflächig vorhandenen Intensiväckern und Ackerbrachen handelt es sich 

zwar um offene und unversiegelte Flächen, ihre Wirkung auf die Bodenfunktionen ist aufgrund 

der flachen Durchwurzelung außerhalb der gehölzbestandenen Bereiche nur eingeschränkt po-

sitiv.  

Durch die vorgesehene Pflanzung von Gehölzen ist hingegen in den Maßnahmen- und Grünflä-

chen mit einer Verbesserung der Bodenfunktionen durch die Anregung des Bodenlebens und in 

Verbindung mit einer intensiveren Durchwurzelung auch eine Verbesserung des Bodengefüges 

zu rechnen. 

Zwar liegt das Plangebiet gemäß Landschaftsplan Wustermark (LP, 2023) innerhalb eines Berei-

ches mit Verdachtsflächen für Schwarzerden als schützenswerte Archivböden, im Rahmen der 

bisherigen Bodenuntersuchungen konnten jedoch keine Schwarzerden nachgewiesen werden. 

Eine erhebliche anlagenbedingte Beeinträchtigung besonders schützenswerter Archivboden-

funktionen ist daher nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwarten. 

Sofern innerhalb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen eine Entsiegelung stattfindet (an 

der „Straße am Umspannwerk“), kann dies bisher nicht identifizierte Altlasten freilegen. Eine 

erneute Mobilisierung der Schadstoffe kann die Folge hiervon sein. Unter Beachtung der Anfor-

derungen des BBodSchG i.V.m. der BBodSchV zum Umgang mit schädlichen Bodenveränderun-

gen und Altlasten im Rahmen der Baugenehmigung können derartige analgenbedingte Beein-

trächtigungen des Schutzgutes jedoch ausgeschlossen werden. Hiermit verbundene Sanierun-

gen von Altlasten sind zudem mit einer Entlastung des Bodens verbunden. 

Trotz der bereits vorhandenen Vorbelastung durch die bereits erfolgte intensive landwirtschaft-

liche Nutzung, weist das Schutzgut Boden aufgrund seiner allgemeinen Schutzwürdigkeit eine 

mittlere Empfindlichkeit auf. Daher ist die anlagenbedingte Beeinträchtigung des Schutzgutes 

als hoch bzw. erheblich einzustufen. 

Betriebsbedingte Auswirkungen  

Aufgrund der angestrebten Nutzung des Plangebietes als Standort für Gewerbe ist mit einer Zu-

nahme des Verkehrs zu rechnen und damit können Stoffeinträge in den Bodenkörper nicht von 

Vornherein ausgeschlossen werden. Stoffeinträge durch Verkehr sind jedoch nur in einem ge-

ringen Ausmaß zu erwarten, sodass sich keine erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut 

ergeben. Die Ackerbrachen und Intensiväcker im Plangebiet sind zudem durch anthropogene 

Prozesse bereits vorbelastet. 

Im Plangebiet sind keine Nutzungen mit Störfallrisiko vorgesehen. Die Ansiedlung von Nutzun-

gen mit einem Störfallrisiko, unterliegen den allgemeineren gesetzlichen Regelungen – hier ins-

besondere Umweltverträglichkeitsprüfungs-Pflicht gemäß dem Gesetz über die Umweltverträg-
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lichkeitsprüfung (UVPG) und Beachtung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie der Stör-

fall-Verordnung. Das Plangebiet befindet sich nicht im Bereich ausgewiesener oder geplanter 

Wasserschutzgebiete. Es ist daher nicht mit betriebsbedingten Beeinträchtigungen zu rechnen. 

Prognose gegenüber dem geltenden Planungsrecht 

Mit geltendem Planungsrecht ist der Versiegelungsgrad bereits hoch. Im Zuge der Umsetzung 

der Planung werden zusätzlich 2,5 ha neu versiegelt, wodurch es zu einem zusätzlichem Flächen-

verlust kommt (vgl. Kap. 7.2.7.2). Gleichzeitig werden mit den Maßnahmenflächen M3, M5 und 

P1 neue Offenlandflächen geschaffen. Die bau-, anlagen- und betriebsbedingte Beeinträchti-

gung auf das Schutzgut Boden ist damit gering. 

7.2.3.3 Schutzgut Wasser  

Baubedingte Auswirkungen 

Während der Bauphase wird eine umfangreiche Flächeninanspruchnahme unter anderem für 

die Baufeldfreimachung, Lagerung von Baummaterialien oder die Bereitstellung von Abstellflä-

chen für Baufahrzeuge erfolgen. Dies kann zu einer Verdichtung unversiegelter Böden führen 

und so deren Versickerungsfähigkeit reduzieren. Eine Erhöhung der Verdunstung und Verringe-

rung der Grundwasserneubildung auf diesen Flächen ist die Folge. Das Rangieren mit Baufahr-

zeugen sowie die unsachgemäße Lagerung von Baumaterialien kann zudem den Eintrag von 

Schadstoffen in den Boden und hierüber in das Grundwasser bewirken. 

Die beschriebenen baubedingten Beeinträchtigungen des Schutzgutes können durch Vermei-

dungsmaßnahmen jedoch auf ein nicht beeinträchtigendes Minimum reduziert werden. Zudem 

ist die Bauphase zeitlich begrenzt, so dass die bei Berücksichtigung der Maßnahmen verbleiben-

den baubedingten Belastungen nur temporär auftreten. 

Um Bodenverdichtungen auf den zukünftig nicht bebaubaren Grundstücksflächen so gering wie 

möglich zu halten, sind die Bauarbeiten, wenn möglich von Flächen aus durchzuführen, die oh-

nehin im Zuge der Bauausführung versiegelt werden. Um die Versickerung von Niederschlag 

nach Beendigung der Bauphase zu fördern und einen unkontrollierten Oberflächenabfluss zu 

verhindern, ist der Boden auf zukünftig unversiegelten Flächen, der während der Bauphase ver-

dichtet wurde, nach Abschluss der Bauarbeiten aufzulockern. Das Abstellen der Baufahrzeuge 

und das Lagern von Baumaterial ist darüber hinaus in einer Weise vorzunehmen, die den Eintrag 

von Schadstoffen in den Boden ausschließt. Baufahrzeuge sind zudem regelmäßig auf Leckagen 

hin zu untersuchen.  

Die fach- und sachgerechte Umsetzung der beschriebenen Maßnahmen ist bedarfsorientiert 

durch eine Umweltbaubegleitung und Bauüberwachung sicherzustellen. 

Eine Entlastung des Schutzgutes bewirkt die Planung während der Bauphase bei Sanierung bis-

her unentdeckter Altlasten. 
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Anlagenbedingte Auswirkungen 

Die mit dem Bebauungsplan realisierbaren Anlagen für ein Gewerbegebiet sind mit einer Neu-

versiegelung von bis zu 22,2 ha verbunden. Durch die anlagenbedingte Erhöhung des Versiege-

lungsgrades von 1 % im Bestand auf rund 63 % nach Umsetzung der Planung wird die Grundwas-

serneubildung im Geltungsbereich des Bebauungsplans damit potenziell deutlich reduziert. 

Zudem führt die zunehmende Versiegelung zu einer Veränderung der Verdunstungsprozesse in-

nerhalb des Plangebietes. Während auf vegetationsbestandenen Flächen auch eine Transpira-

tion erfolgt, findet auf versiegelten Flächen lediglich/hauptsächlich Evaporation statt. Dadurch 

geht Wasser dem lokalen Wasserhaushalt verloren, wodurch weniger Wasser dem Grundwasser 

zugeführt wird. 

Um den Wasserrückhalt zu fördern und eine Versickerung des im Plangebiet anfallenden Nie-

derschlag zukünftig zu unterstützen, ist die teilweise Begrünung von Dachflächen der Neubau-

ten (siehe TF 20) geplant.  

Durch die genannte Festsetzung in Verbindung mit der Niederschlagswasserentsorgungssatzung 

und der Verpflichtung zur Versickerung gemäß § 54 Abs. 4 BbgWG wird sichergestellt, dass das 

Regenwasser auch zukünftig vollständig im Plangebiet versickern wird. Eine anlagenbedingte 

Verringerung der im Geltungsbereich des Bebauungsplans gebildeten Grundwassermenge kann 

somit reduziert werden.  

Anlagenbedingte Beeinträchtigungen des Grundwassers sind punktuell durch die Freilegung von 

Altlasten möglich, wenn die nicht überbaubaren Grundstücksflächen zuvor versiegelt waren. 

Eine Mobilisierung und der Eintrag von Schadstoffen im Boden in das Grundwasser können die 

Folge hiervon sein. Unter Beachtung der Anforderungen des BBodSchG i.V.m. der BBodSchV zum 

Umgang mit schädlichen Bodenveränderungen und Altlasten im Rahmen der Baugenehmigung 

können derartige erhebliche analgenbedingte Beeinträchtigungen des Schutzgutes jedoch aus-

geschlossen werden. Hiermit verbundene Sanierungen von Altlasten sind zudem mit einer Ent-

lastung des Grundwassers verbunden. 

Durch die teilweise Begrünung von Dächern (TF 20) und die Beachtung der genannten Vorschrif-

ten und sonstigen Vorkehrungen wird trotz des deutlichen Anstieges des Versiegelungsgrades 

auch die Verdunstung und damit die Naturnähe des Wasserhaushaltes gefördert. Zudem ist eine 

erhebliche anlagebedingte Reduzierung der im Plangebiet gebildeten Grundwassermenge oder 

eine Beeinträchtigung ihrer Qualität nicht zu erwarten. Anlagenbedingt ist mit keiner erhebli-

chen Beeinträchtigung des Schutzgutes zu rechnen.  

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Die mit der 3. Änderung des Bebauungsplans angestrebte Nutzung des Plangebiets von Gewerbe 

ist nicht mit einer betriebsbedingten Entstehung grundwassergefährdender Substanzen verbun-

den. Damit ist nicht mit dem Eintrag von Schadstoffen in den Boden zu rechnen. Zudem ist ge-

plant, dass das auf dem Plangebiet anfallende Regenwasser vollständig dem Grundwasser zuge-

führt wird.  
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Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind die Anforderungen des Wasserhaushalts-

gesetz (WHG) sowie der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof-

fen (AwSV) zu erfüllen, sodass im ordnungsgemäßen Betrieb keine Auswirkungen auf das Schutz-

gut Wasser zu erwarten sind. 

Es ist mit keinen erheblichen betriebsbedingten Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu 

rechnen. 

Prognose gegenüber dem Geltenden Planungsrecht 

Mit geltenden Planungsrecht ist der Versiegelungsgrad bereits hoch. Im Zuge der Umsetzung 

der Planung werden zusätzlich 2,5 ha neu versiegelt, wodurch es zu einem zusätzlichem Flächen-

verlust kommt (vgl. Kap. 7.2.7.2). Gleichzeitig werden mit den Maßnahmenflächen M3, M5 und 

P1 neue Offenlandflächen geschaffen. Die bau-, anlagen- und betriebsbedingte Beeinträchti-

gung auf das Schutzgut Wasser ist damit gering.   

7.2.3.4 Schutzgut Klima und Luft 

Baubedingte Auswirkungen 

Baubedingte Beeinträchtigungen des Schutzgutes sind vor allem durch den Einsatz von Bauge-

räten, Baumaschinen und Transportfahrzeugen möglich. Hiermit sind insbesondere temporäre 

Emissionen von Luftschadstoffen und Treibhausgasen verbunden. Die ansonsten mit der Bau-

phase möglicherweise verbundenen Auswirkungen lassen schon aufgrund ihres zeitlich begrenz-

ten Auftretens keine nachhaltige Beeinträchtigung des Schutzgutes erwarten. Unter Beachtung 

einschlägiger Vorschriften zum Immissionsschutz sowie durch den Einsatz moderner und emis-

sionsarmer Baugeräte und Fahrzeuge können baubedingte Luftschadstoffemissionen auf ein ge-

ringes Maß begrenzt werden.  

Bei Umsetzung derartiger Maßnahmen sind erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes 

Klima und Luft während der Bauphase nicht wahrscheinlich. Die Notwendigkeit einzelner Maß-

nahmen ist bedarfsorientiert durch eine Umweltbaubegleitung und Bauüberwachung festzu-

stellen. 

Darüber hinaus können durch die Beseitigung von Vegetation und offenen Bodenflächen bereits 

während der Bauphase Veränderungen des Mikroklimas auftreten.   

Die Beeinträchtigung erfolgt hierbei vorrangig anlagenbedingt. Ein zusätzlicher Eingriff in vege-

tationsbestandene Flächen ist während der Bauphase zu vermeiden, um negative Auswirkungen 

auf das Mikroklima zu minimieren. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Die Umsetzung der Planung im Geltungsbereich des Bebauungsplans führt zu einer Zunahme 

der Versiegelung durch bauliche Anlagen und Verkehrsflächen von knapp 1 % der Gesamtfläche 

im Bestand auf bis zu 63 %. Durch die Flächeninanspruchnahme gehen großflächige Freilandbi-
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otope mit Entlastungspotenzial für das Umfeld verloren. Als Folge geht die Funktion des Plange-

biets als Kalt- und Frischluftentstehungsgebiet anlagenbedingt nahezu vollständig verloren. 

Auch wird die bioklimatische Belastung infolge einer verstärkten Aufheizung von versiegelten 

Flächen und baulichen Anlagen im Sommer zunehmen.  

Zugleich ist die teilweise Begrünung von Dachflächen und teilweise Fassadenbegrünung (siehe 

TF 20 und 21) vorgesehen. Diese Maßnahmen fördern die Verdunstung und damit auch die Küh-

lung des Plangebiets. Darüber hinaus werden die Maßnahmenflächen M1 und M2 so ausgestal-

tet, dass auf ihnen bis zu 50 % Gehölzstrukturen ausgebildet werden (siehe TF 13-18). Zudem 

sieht der Bebauungsplan vor, den Gehölzstreifen entlang der L202 im Osten des Plangebiets zu 

erhalten. Diese Maßnahmen leisten einen Beitrag zur Verbesserung des Klimas und der Lufthy-

giene im Plangebiet selbst und im Umfeld. Ergänzend sieht der Bebauungsplan auch ein Baum-

pflanzung an der südlichen Grenze des Geltungsbereichs vor, welche sich ebenfalls entlastend 

auf das Schutzgut auswirkt. Die Umsetzung der Baumpflanzung wird durch die Ausweisung einer 

Fläche zur Pflanzbindung im Zusammenhang mit der Festsetzung 9 gewährleistet.  

Durch die Lage des Plangebietes im klimatisch weitestgehend unbelasteten Außenbereich und 

der unmittelbaren Nähe zu großen Ackerflächen im Norden und Südosten bestehen günstige 

Voraussetzungen für den Luftaustausch. Die Sicherung der Durchlüftung und eine damit einher-

gehende Minderung von Zusatzbelastungen erfolgt gezielt über die in den textlichen Festset-

zungen ausgewiesenen „Grünkeile“ (siehe TF 5 und 6).  

Aufgrund des Verlusts großer Offenlandbereiche, die einen Beitrag zur Frisch- und Kaltluftent-

stehung zwischen zwei Siedlungen leisten, besteht für das Schutzgut Klima und Luft eine erhöhte 

Beeinträchtigung, wird jedoch durch die genannten Maßnahmen als nicht erheblich eingestuft. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Insgesamt weist das Plangebiet eine mittlere bis hohe Empfindlichkeit des Schutzgutes Luft auf, 

da die Luftqualität als gut zu bewerten ist. Lediglich der Verkehr auf den Straßen entlang des 

Plangebiets tritt als Emittent von Schadstoffen auf. Dieser begrenzt sich jedoch auf den Straßen-

raum selbst, Grenzwertüberschreitungen konnten nicht festgestellt werden. Durch die Planung 

steigt der Verkehr im Plangebiet deutlich an, wodurch auch die Schadstoffbelastung zunimmt. 

Insgesamt nimmt die Luftschadstoffbelastung zwar betriebsbedingt zu, aufgrund der grünord-

nerischen Festsetzungen, die die Durchlüftung sichern ist hierdurch insgesamt aber nicht von 

einer erheblichen planungsbedingten Mehrbelastung des Schutzguts zum Aspekt der Lufthygi-

ene auszugehen.  

Durch die Installation von PV-Dachanlagen auf einigen der Gebäude (siehe TF 20), in Verbindung 

mit einer effizienten Nutzung der Energie aus energetischer Rückgewinnung (Abwärme Rechen-

zentrum), wird das Gewerbegebiet mit erneuerbarer Energie versorgt. Eine betriebsbedingte 

Belastung des Klimas und der damit verbundene Beitrag zum Klimawandel kann hierdurch mini-

miert werden. 
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Unter Berücksichtigung der vorgesehenen Anlagenplanung und den genannten Festsetzungen 

mit Vermeidungs- und Minderungswirkung ist die Umsetzung des Bebauungsplans insgesamt 

nicht mit signifikanten betriebsbedingten Beeinträchtigungen des (Bio-)Klimas oder der Lufthy-

giene im Untersuchungsraum verbunden, die die Erblichkeitsschwelle überschreiten. 

Prognose gegenüber dem geltenden Planungsrecht 

Mit geltenden Planungsrecht ist der Versiegelungsgrad bereits hoch. Im Zuge der Umsetzung 

der Planung werden zusätzlich 2,5 ha neu versiegelt, wodurch es zu einem zusätzlichem Flächen-

verlust kommt (vgl. Kap 7.2.7.2). Gleichzeitig werden mit den Maßnahmenflächen M3, M5 und 

P1 neue Offenlandflächen geschaffen. Die vorgesehene Etablierung von Grünkeilen ermöglicht 

gegenüber dem planungsrechtlich zulässigen Zustand eine verbesserte Durchlüftung des Plan-

gebietes. Zusätzlich werden mit den Festsetzungen TF 20 und TF 21 Dach- und Fassadenbegrü-

nung gesichert. Die Maßnahmen haben einen weiteren positiven Effekt auf das Schutzgut. Die 

bau- und anlagenbedingte Beeinträchtigung auf das Schutzgut Klima und Luft ist damit gering. 

Betriebsbedingt entstehen positive Effekte für das Schutzgut.  

7.2.3.5 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

7.2.3.5.1 Pflanzen / Biotope 

Baubedingte Auswirkungen 

In der Bauphase wird eine umfangreiche Flächeninanspruchnahme im Plangebiet unter ande-

rem für die Lagerung von Baumaterialien oder die Bereitstellung von Abstellflächen für Baufahr-

zeuge erfolgen. Hierdurch kommt es zum Verlust von Biotopen, jedoch werden in der Bauphase 

keine zusätzlichen wertvollen Biotope beeinträchtigt. Um dies sicherzustellen die bereits ange-

legten Ausgleichsflächen sowie die Gehölzbestände auf den Erhaltungsflächen als Ausschlussflä-

chen für baubedingte Inanspruchnahme festzulegen und durch geeignete Maßnahmen (z.B. 

Kennzeichnung oder Abgrenzung) vor baubedingten Beeinträchtigungen zu sichern. 

Das Rangieren mit Baufahrzeugen sowie die unsachgemäße Lagerung von Baumaterialien kann 

auch zum Eintrag von Schadstoffen in den Boden führen und hierüber eine Schädigung von 

Pflanzen im Umfeld bewirken. Die Baufahrzeuge können zudem direkte Schäden bei angrenzen-

den Vegetationsbeständen verursachen. Eine Verdichtung des Bodens auf Flächen, die für eine 

Bepflanzung vorgesehen sind, kann zudem die angestrebte Vegetationsentwicklung nachhaltig 

einschränken. 

Nach Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) oder Anhang IV der FFH-RL geschützte Pflan-

zenarten wurden im Plangebiet nicht nachgewiesen. Eine planungsbedingte Beeinträchtigung 

solcher Arten kann daher von vorneherein ausgeschlossen werden.  

Durch geeignete Vermeidungsmaßnahmen können die beschriebenen Auswirkungen auf das 

Schutzgut jedoch auf ein nicht beeinträchtigendes Minimum reduziert werden. 
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Hierfür sind die umliegenden Maßnahmen- und Ausgleichsflächen sowie wertvolle Vegetations-

flächen zu Erhalt durch geeignete Maßnahmen wie Bauzäune vor einer versehentlichen Beschä-

digung zu schützen. Das Abstellen der Baufahrzeuge und das Lagern von Baumaterial ist in einer 

Weise vorzunehmen, die den Eintrag von Schadstoffen in den Boden ausschließt. Baufahrzeuge 

sind zudem regelmäßig auf Leckagen hin zu untersuchen. Flächen, auf denen der Boden im Zuge 

der Bautätigkeiten verdichtet wurde und der nicht anlagebedingt versiegelt wird, ist nach Ab-

schluss der Bauarbeiten aufzulockern, um die Lebensraumfunktion für die Vegetation zu verbes-

sern.  

Die im Einzelnen erforderlichen Maßnahmen sind unter Berücksichtigung der Vorschriften der 

DIN 18920 und R SBB zu ermitteln. Die fach- und sachgerechte Umsetzung der Maßnahmen ist 

bedarfsorientiert durch eine Umweltbaubegleitung und Bauüberwachung sicherzustellen.  

Eine Entlastung des Schutzgutes kann die Planung bewirken, wenn während der Bauphase ent-

deckte Altlasten saniert werden. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Durch die Planung werden die vegetationsbestandenen Flächen im Geltungsbereich großflächig 

durch bauliche Anlagen beansprucht. Auf den verbleibenden unversiegelten Freiflächen wird 

sich die Vegetation in ihrer Artenzusammensetzung deutlich verändern. Hierdurch geht der 

überwiegende Teil der existierenden naturnahen Biotope fast vollständig verloren. Gleichzeitig 

werden durch die festgesetzten Grünkeile, Maßnahmenflächen und Flächen zur Pflanzbindung 

neue, naturschutzfachlich hochwertige Biotopstrukturen entwickelt, die langfristig zur Aufwer-

tung des Plangebiets beitragen sollen (TF 5 – 9 und 13 – 20).  

Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes entsteht insbesondere durch den anlagenbedingten Ver-

lust von Biotopen mit mittlerer und hoher naturschutzfachlicher Bedeutung. Der Verlust wird 

durch die Festsetzung des im Osten befindlichen Laubgebüschbestands (07102) über 1.148 m² 

verringert. Zudem sieht der Bebauungsplan auch Ausgleichs-, Erhaltungs- und Pflanzbindungs-

flächen über ca. 7,5 ha entlang der Grenze des Plangebiets vor, deren Umsetzung durch die Aus-

weisung von Maßnahmenflächen im Zusammenhang mit den textlichen Festsetzungen 13 - 19 

gewährleistet wird (siehe Tabelle 6). Hier sollen sowohl Halboffenlandstandorte aus Gehölz-

strukturen, Trockenrasen und Rohbodenstandorte als auch Gehölzbestände entstehen. Die 

hohe Wertigkeit dieser Flächen wird durch die Verwendung von Pflanzlisten und genauen Be-

schreibungen zur Anlage gewährleistet, in der aus naturschutzfachlicher Sicht wertvolle Arten 

aufgeführt werden. Darüber hinaus werden innerhalb der Gewerbeflächen zusätzliche 5,3 ha an 

Grünkeilen als zusammenhängende Wiesenfluren mit Solitärbäumen und Trittsteinbiotope her-

gestellt. Insgesamt werden damit 12,8 ha an hochwertigen Biotopen geschaffen. Hierdurch kann 

im Plangebiet ein gleichwertiger Ausgleich für den Verlust dieser Biotope erfolgen. 
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Tabelle 6:  Übersicht zu den geplanten Grünflächen im Plangebiet 

Fläche Ausgestaltung Fläche in ha Fläche in ha 

M1 Halboffenlandschaft aus Trockenrasen, Roh-

bodenstandort und Sträuchern sowie Tot-

holzhaufen 

0,64  

 

2,3 
Halboffenlandschaft aus Trockenrasen, Roh-

bodenstandort und dornige Sträucher sowie 

Totholzhaufen 

0,72 

Gehölzfläche aus Bäumen und Sträuchern 0,9 

M2 Halboffenlandschaft aus Trockenrasen, Roh-

bodenstandort und Sträuchern sowie Tot-

holzhaufen 

1,6  

3,1 

Gehölzfläche aus Bäumen und Sträuchern 1,6 

M3 Halboffenlandschaft aus Trockenrasen, Roh-

bodenstandort sowie Totholzhaufen 

 0,9 

M4 Fläche zum Erhalt (Halboffenland und Gehölz-

flächen) 

 0,36 

M5 Halboffenlandschaft aus Trockenrasen, Roh-

bodenstandort und Sträuchern sowie Tot-

holzhaufen 

 0,67 

P1 Gehölzfläche aus Bäumen  0,26 

Grünkeile Zusammenhängende Wiesenflur mit Solitär-

bäumen 

 3,2 

Ausgestaltung von 

Trittsteinbiotopen 

Ausgestaltung von Trittsteinbiotopen  2,1 

 Summe Plangebiet   12,8 

 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Während der Betriebsphase ist mit keinen Beeinträchtigungen auf wertvolle Biotopstrukturen 

zu rechnen. Die geplanten Maßnahmenflächen wurden randlich angeordnet, damit sie nicht 

durch Befahrung beeinträchtigt werden. Um innerhalb der Flächen Schäden für die Biotope 

durch Betretung zu vermeiden, ist in den nördlich und westlich gelegenen Flächen ein wasser- 

und luftdurchlässiger Weg geplant (siehe TF 13-16). Auch höherwertige Biotope innerhalb der 

Gewerbeflächen z.B. „Grünkeile“ (TF 5 und 6) werden nur geringfügig von Arbeitenden zur Er-

holungsnutzung aufgesucht. Dies ist mit keiner erheblichen Beschädigung der Vegetationsstruk-

turen verbunden. 
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Die umliegenden vorhandenen Biotope bleiben unberührt, da durch die Nutzung Gewerbe keine 

Beeinträchtigungen während des Betriebs in angrenzende Bereiche zu erwarten sind. 

Maßgeblich für die Beeinträchtigungen des Schutzgutes ist somit in erster Linie der anlagenbe-

dingte Flächenentzug. Die betriebsbedingten Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut sind 

in der Folge als gering zu beurteilen.  

Prognose gegenüber dem geltenden Planungsrecht 

Mit geltendem Planungsrecht ist der Versiegelungsgrad bereits hoch. Im Zuge der Umsetzung 

der Planung werden zusätzlich 2,5 ha neu versiegelt, wodurch es zu einem zusätzlichem Bio-

topverlust kommt (vgl. Kap. 7.2.7.2). Gleichzeitig werden mit den Maßnahmenflächen M3, M5 

und P1 neue Biotopflächen geschaffen. Die vorgesehene Etablierung von Grünkeilen schafft zu-

sätzliche hochwertige Grünflächen innerhalb der Gewerbeflächen. Zusätzlich werden mit den 

Festsetzungen TF 20 und TF 21 Dach- und Fassadenbegrünung gesichert. Die Maßnahmen haben 

einen weiteren positiven Effekt auf das Schutzgut. Die zusätzliche bau- und anlagenbedingte 

Beeinträchtigung auf das Schutzgut ist damit gering. Betriebsbedingt entstehen positive Effekte 

für das Schutzgut. 

7.2.3.5.2 Tiere 

Baubedingte Auswirkungen 

Bereits in der Bauphase wird eine umfangreiche Flächeninanspruchnahme im Plangebiet unter 

anderem für die Lagerung von Baumaterialien oder die Bereitstellung von Abstellflächen für 

Baufahrzeuge erfolgen. Da die baubedingt beanspruchten Flächen nach Umsetzung der Planung 

großflächig für die baulichen Anlagen des Gewerbegebiets und Verkehrsflächen genutzt werden, 

stellt der Flächenentzug die maßgebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes dar. 

Der Baubetrieb ist auch mit erhöhten Reizen wie Lärm, Licht und Bewegungen verbunden, die 

Tiere insbesondere während ihrer Fortpflanzungs-, Aufzucht- und Mauserzeit stören. Dies kann 

eine Vergrämung von Tieren aus an das Plangebiet angrenzenden Habitaten bewirken. Indirekt 

führt der Baubetrieb somit zu einem Verlust von Lebensraum im Umfeld. Auch das Tötungsrisiko 

für Tiere ist im Zuge der Baufeldfreimachung signifikant erhöht.  

Die Intensität der beschriebenen Beeinträchtigungen kann durch Vermeidungs- und Minde-

rungsmaßnahmen reduziert werden.  

Daher ist die Baufeldfreimachung im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28./29. Februar und damit 

außerhalb der aktiven Zeit von Tieren durchzuführen, welche eng an die Vegetationsperiode 

gebunden ist (siehe AFB-V1, Anlage V). Die Bautätigkeiten sind möglichst auf die Tagesstunden 

zu begrenzen und die Ausleuchtungen für Arbeiten im Dunkeln eng auf das Arbeitsfeld zu be-

schränken. Nächtliche Beleuchtungen an und auf der Baustelle, vor allem zu Eigenwerbungszwe-

cken, sind möglichst zu vermeiden. Zudem sind potenzielle Niststätten von Höhlen- und Spalt-

enbrütern an Bäumen auf Besatz zu kontrollieren (siehe AFB-V5, Anlage V). 
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Für besonders und streng geschützte Tierarten ergibt sich darüber hinaus die Notwendigkeit zur 

Umsetzung weiterer Schutzmaßnahmen. Für nach Anhang IV der FFH-RL geschützte Tierarten 

und die europäischen Vogelarten wurden Maßnahmen im Artenschutzfachbeitrag zur 3. Ände-

rung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Wustermark Nord“ konzipiert. Die Maßnahmen kön-

nen dem Kapitel 7.3.1 entnommen werden. Der Artenschutzfachbeitrag ist als Anlage V Bestand-

teil der Bebauungsplanunterlagen.  

Für die im Plangebiet erfassten und nach Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) geschützten 

Tierarten werden im Folgenden Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen aufgezeigt, um eine 

planungsbedingte Beeinträchtigung ihrer lokalen Populationen durch Flächenentzug als maß-

gebliche Beeinträchtigung bestmöglich vermeiden zu können. Zu berücksichtigen sind hierbei 

die national geschützten Arten, die im Rahmen der faunistischen Erfassungen nachgewiesen 

wurden und über nachweislich reproduzierende Populationen im Plangebiet verfügen (vgl. Aus-

führungen im Kapitel 7.2.1.6.2 zu Tieren). Der Teichfrosch (Rana esculenta) und der Teichmolch 

(Lissotriton vulgaris) wurden aufgrund dieser Ausschlusskriterien nicht in die Konzipierung von 

Vermeidungsmaßnahmen einbezogen.   

Darüber hinaus wurden im Südosten des Plangebiets 2 Nester der Großen Wiesenameise (For-

mica pratensis) nachgewiesen, die nach der Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) Anlage I 

besonders geschützt ist. Zudem steht die Art auf der Vorwarnliste der Roten Liste Deutschland.  

Die Große Wiesenameise bevorzugt sonnenexponierte Standorte, die warm und trocken sind. 

Zudem sollten am Standort grobes pflanzliches Material für den Nestbau zur Verfügung stehen. 

Neue Lebensräume für diese Art wird auf den Maßnahmenflächen zum Bauantrag für das Re-

chenzentrums nordwestlich des Plangebiets zur Verfügung gestellt. Die Fläche bietet Standor-

teigenschaft wie einer erhöhten Exposition gegenüber Sonneneinstrahlungen, die günstig für 

die Entwicklung geeigneter neuer Lebensräume für die Art sind. Auf diesen Flächen wurden eine 

Halboffenlandschaft mit Holzhaufen, Blühstreifen mit artenreicher Krautschicht und vereinzel-

ten Sträuchern hergestellt.   

Die Maßnahmenflächen im Plangebiet selbst werden für die Brutvögel des Halboffenlandes und 

die Zauneidechse als Sandtrockenrasen mit spontanem Gehölzbewuchs (10 – 30 % Gehölzde-

ckung) ausgestaltet (siehe AFB-ACEF1, AFBACEF2 und AFB-AFCS3, Anlage V). So weit möglich, 

sind diese bereits in der Bauphase parallel zum Baufortschritt auf Teilen der Baustelleneinrich-

tungsfläche anzulegen, um eine frühestmöglich anteilige Bereitstellung der neuen Lebensräume 

zu gewährleisten. 

Die Bereitstellung der Lebensräume ist darüber hinaus bestmöglich mit einer Verbringung von 

Individuen der national geschützten Arten aus den Baufeldern im Plangebiet in die neuen Habi-

tate zu koordinieren. Maßnahmen zur Verbringung sind artspezifisch festzulegen und können 

z.B. die Umsiedlung von Ameisenhügeln (siehe Kapitel 7.2.4.4, UB-V1) und das Absammeln von 

Zauneidechsen (siehe AFB-V4, Anlage V) beinhalten. Zur Sicherung besagter Lebensräume ist 

zudem im Zeitraum zwischen dem 1. November und dem 28./29. Februar ein Reptilienschutz-

zaun aufzustellen, um eine Abwanderung zu verhindern (siehe AFB-V3, Anlage V).  
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Details zur Herstellung und Ausgestaltung der neuen Lebensräume, erforderliche Maßnahmen 

zur Verbringung und die Koordination der Maßnahmen mit der Baulogistik zur Sicherstellung 

eines reibungslosen Bauablaufs ist durch eine Umweltbaubegleitung zu gewährleisten. Die Maß-

nahmen sind durch die Umweltbaubegleitung zu überwachen und dokumentieren sowie eng 

mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Havelland abzustimmen.  

Unter Berücksichtigung der genannten Maßnahmen in Verbindung mit den zeitlich begrenzten 

Auswirkungen des Baubetriebes sind insgesamt keine erheblichen Beeinträchtigungen von Tie-

ren im Plangebiet während der Bauphase zu erwarten. 

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Durch die Planung werden die vegetationsbestandenen Flächen im Geltungsbereich großflächig 

durch bauliche Anlagen für das Gewerbegebiet und Verkehrsflächen beansprucht. Auf den ver-

bleibenden unversiegelten Freiflächen wird sich die Vegetation in ihrer Artenzusammensetzung 

deutlich verändern. Hierdurch geht ein Teil der existierenden naturnahen Biotope verloren. Da 

es sich bei den Biotoptypen im Bestand jedoch hauptsächlich um landwirtschaftlich genutzte 

Flächen handelt, ist dieser Anteil gering. Gleichzeitig werden durch die festgesetzten Grünkeile, 

Maßnahmenflächen und Flächen zur Pflanzbindung neue, naturschutzfachlich hochwertige Bio-

topstrukturen entwickelt, die langfristig zur Aufwertung des Plangebiets beitragen sollen (TF 5 

– 9 und 13 – 20).  Der Bebauungsplan sieht Ausgleichs- und Erhaltungsflächen über 7,3 ha ent-

lang der Grenze des Plangebiets vor. Ihre Umsetzung wird durch die Ausweisung einer Maßnah-

menfläche im Zusammenhang mit den textlichen Festsetzungen TF 13-19 gewährleistet. Hier 

sollen sowohl Halboffenlandstandorte aus Gehölzstrukturen, Trockenrasen und Rohbodenstan-

dorte als auch Gehölzbestände entstehen (siehe AFB-ACEF1, AFB-ACEF2 und AFB-AFCS3, Anlage V). 

Die hohe Wertigkeit dieser Flächen wird durch die Verwendung von Pflanzlisten und genauen 

Beschreibungen zur Anlage gewährleistet, in der aus naturschutzfachlicher Sicht wertvolle Arten 

aufgeführt werden. Zudem sollten Nistkästen für Höhlen- und Spaltenbrüter Nistkästen ange-

bracht werden (siehe AFB-ACEF3, Anlage V) 

Zu Förderung der Durchgrünung des Plangebietes sind zudem „Grünkeile“ geplant, die als Wie-

senfluren ausgestaltet werden (siehe TF 5 und 6). Zudem ist die teilweise Begrünung von Dach-

flächen (50 % der Büro- und Verwaltungsdachflächen, siehe TF 20) und Fassaden (10 % der Au-

ßenwandflächen, siehe TF 21) vorgesehen. Angestrebt wird eine Begrünung der Dächer mit in-

sektenfreundlichem Aufbau. Insbesondere ubiquitäre, ungefährdete und euryöke Tierarten pro-

fitieren von den Dachbegrünung, da sie gegenüber einer Präsenz des Menschen eher unemp-

findlich sind und als Kulturfolger in Siedlungsbereichen häufig annehmbare Lebensbedingungen 

vorfinden. 

Ergänzend sieht der Bebauungsplan auch die Erhaltung von Laubgehölze frischer Standorte von 

1.148 m² an der östlichen Grenze des Geltungsbereichs vor, deren Umsetzung durch die Aus-

weisung einer Fläche zur Pflanzbindung im Zusammenhang mit der textlichen Festsetzung 7 ge-

währleistet wird.  
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Zudem bergen Glasscheiben prinzipiell die Gefahr des Vogelschlags, wenn die Glasflächen von 

den Vögeln aufgrund ihrer Transparenz (Durchsicht auf Bäume, Himmel, Landschaftsausschnitt 

hinter der Glasscheibe), durch Spiegelungen oder bei Beleuchtung nicht wahrgenommen wer-

den. Nach Möglichkeit sind größere Glasscheiben zu vermeiden, falls dies nicht möglich ist, soll-

ten die Glasscheiben markiert, Gläser mit geringer Außenreflexion oder vorgehängte oder ein-

gelegte Strukturen verwendet werden (siehe AFB-V6, Anlage V).  

Wie unter den obenstehenden Ausführungen zu baubedingten Auswirkungen auf das Schutzgut 

und im Kapitel 7.3.1 dargelegt, sind für die wertgebenden besonders und streng geschützten 

Tierarten, die im Plangebiet nachgewiesen wurden, zusätzlich zu den oben genannten, Maßnah-

men zur Aufwertung und Herstellung von Lebensräumen auf Flächen außerhalb des Plangebie-

tes vorgesehen (siehe AFB-AFCS1 und AFB-AFCS2, Anlage V).   

Insgesamt werden somit Tierarten mit komplexeren Ansprüchen an Ihren Lebensraum durch die 

starke Reduzierung der Lebensraumeignung planungsbedingt aus dem Geltungsbereich des Be-

bauungsplans verdrängt. Unter Berücksichtigung der beschriebenen Maßnahmen können die 

hiermit verbundenen Beeinträchtigungen insbesondere für wertgebende Tierarten jedoch redu-

ziert und ausgeglichen werden. Die anlagebedingte Beeinträchtigung des Schutzgutes kann da-

her zusammengefasst als mittel eingestuft werden. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Nach Umsetzung der Planung treten zusätzliche Störreize durch Lärm, Licht und Bewegungen im 

Geltungsbereich des Bebauungsplans auf. Hierdurch nimmt die Lebensraumeignung des Plange-

biets betriebsbedingt vor allem für störungsempfindliche und stenöke Arten stark ab. Letztere 

sind auf ein bestimmtes Biotopspektrum als Lebensraum angewiesen, weisen deshalb häufig 

zugleich gefährdete Bestände auf und sind besonders oder streng geschützt. Diese Arten kom-

men jedoch bereits im Bestand nicht im Plangebiet vor. 

Anlagenbedingt wird die Lebensraumeignung jedoch bereits so stark für diese Arten reduziert, 

dass nach Umsetzung der Planung innerhalb der Gewerbegebietsflächen nur noch von einem 

nahezu vollständig ubiquitären, ungefährdeten und euryöken Tierartenspektrum auszugehen 

ist. Diese Tierarten sind eher unempfindlich gegenüber einer Präsenz des Menschen und den 

damit verbundenen Störreizen und finden als Kulturfolger in Siedlungsbereichen häufig an-

nehmbare Lebensbedingungen vor. Innerhalb der Maßnahmenflächen ist die Störung geringer, 

daher sind die Lebensbedingungen hier für ein breiteres Artenspektrum geeignet. 

Um die mit Licht verbundenen Störwirkungen zu vermeiden, wurde mit der Vermeidungsmaß-

nahme V7 im AFB (siehe Anlage V) Regelungen zur Beleuchtung festgelegt. Insbesondere ist 

Streulicht auf die Grün-, Erhaltungs- und Ausgleichflächen weitgehend zu vermeiden und die 

Beleuchtung der Grünzüge auf das notwendige Maß zu beschränken. Für beleuchtete und 

selbstleuchtende Flächen sind Leuchtdichten von maximal 5 cd/m² einzuhalten. Es sind abge-

schirmte Leuchtentypen zu verwenden, die so auszurichten sind, dass ihr Licht nach unten nur 

auf die Betriebsflächen fällt. Die Abstrahlungsgeometrie hat in einem steilen Winkel von oben 
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nach unten zu erfolgen. Das Licht ist nach oben und zu den Seiten hin abzuschirmen, sodass ein 

maximaler Ausstrahlungswinkel von 70° erreicht wird. Zu verwenden sind LED-Leuchtmateria-

lien mit einer Farbtemperatur von maximal 3.000 Kelvin. UV- und IR-Strahlung ist unzulässig. 

Maßgeblich für die Beeinträchtigungen des Schutzgutes ist somit in erster Linie der anlagenbe-

dingte Flächenentzug. Die betriebsbedingten Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut sind 

in der Folge als gering zu beurteilen.  

Zu beachten ist, dass diese Beurteilung nicht zwingend für im Plangebiet nachgewiesene Arten 

des Anhangs IV der FFH-RL oder europäische Vogelarten gilt. Diese Arten wurden daher in einem 

Artenschutzfachbeitrag zur 3. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Wustermark 

Nord“ gesondert betrachtet. Der Artenschutzfachbeitrag ist als Anlage V Bestandteil der Bebau-

ungsplanunterlagen. Eine Zusammenfassung der Inhalte des Fachbeitrages kann Kapitel 7.3.1 

entnommen werden. 

Prognose gegenüber dem geltenden Planungsrecht 

Mit geltendem Planungsrecht ist der Versiegelungsgrad bereits hoch. Im Zuge der Umsetzung 

der Planung werden zusätzlich 2,5 ha neu versiegelt, wodurch es zu faktischen zusätzlichen Ha-

bitatverlust kommt (vgl. Kap. 7.2.7.2). Die überplanten privaten Grünflächen haben jedoch ent-

sprechend der Festsetzung keine besondere Habitatfunktion. Gleichzeitig werden mit den Maß-

nahmenflächen M3, M5 und P1 neue Habitatflächen mit Schwerpunkt für die Zauneidechse ge-

schaffen. Zusätzlich werden mit den Festsetzungen TF 20 und TF 21 Dach- und Fassadenbegrü-

nung gesichert, die insbesondere Insekten als Lebens-, Nahrungs- und Rückzugsräumen dienen. 

Die Maßnahmen haben einen weiteren positiven Effekt auf das Schutzgut. Die zusätzliche bau- 

und anlagenbedingte Beeinträchtigung auf das Schutzgut ist damit gering. Betriebsbedingt ent-

stehen positive Effekte für das Schutzgut.   

7.2.3.5.3 Biotopverbund  

Baubedingte Auswirkungen  

In der Bauphase wird im Plangebiet eine umfangreiche Flächeninanspruchnahme unter ande-

rem für die Lagerung von Baumaterialien oder die Bereitstellung von Abstellflächen für Baufahr-

zeuge erfolgen. Da die baubedingt beanspruchten Flächen nach Umsetzung der Planung groß-

flächig für die baulichen Anlagen und Verkehrsflächen genutzt werden, würde der Lebensraum-

verlust durch Flächenentzug eine Beeinträchtigung darstellen. Die Wirkfaktoren können insge-

samt baubedingt zu einer zusätzlichen Einschränkung des lokalen Biotopverbundes führen. Je-

doch ist der Biotopverbund des Plangebiets aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nut-

zung bereits im Bestand stark eingeschränkt. 

Mit dem Verzicht auf zusätzliche Flächeninanspruchnahme, insbesondere die Vermeidung zu-

sätzlicher Eingriffe in höherwertige Biotope während der Bauphase und aufgrund der geringen 

Bedeutung des Plangebietes für den Biotopverbund im Bestand, ist damit auch die baubedingte 

Beeinträchtigung für das Schutzgut als sehr gering einzustufen. 
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Anlagenbedingte Auswirkungen 

Durch die Planung werden die vegetationsbestandenen Flächen im Geltungsbereich großflächig 

durch bauliche Anlagen für das Gewerbegebiet und Verkehrsflächen beansprucht. Auf den ver-

bleibenden unversiegelten Freiflächen wird sich die Vegetation in ihrer Artenzusammensetzung 

deutlich verändern. Hierdurch geht der überwiegende Teil der existierenden naturnahen Bio-

tope verloren. Wodurch auch die Biotopverbundfunktion des Plangebietes innerhalb der Gewer-

beflächen weiter eingeschränkt wird.  

Gleichzeitig werden durch die festgesetzten Grünkeile, Maßnahmenflächen und Flächen zur 

Pflanzbindung neue, naturschutzfachlich hochwertige Biotopstrukturen entwickelt, die langfris-

tig zur Aufwertung des Plangebiets beitragen (TF 5 – 9 und 13 – 20). Die Maßnahmenflächen 

M1, M2 und M3 werden als grüner Saum entlang der geplanten Gewerbeflächen angelegt und 

natur- und artenschutzfachlich aufgewertet. Zusammen mit Ausgleichsflächen des Rechenzent-

rums und des Baufeldes 1 östlich des Plangebiets wird damit ein Biotopverbund für ver-

schiedenste Artengruppen angelegt. Zusätzlich dienen die Grünkeile und Trittsteinbiotope in-

nerhalb der Gewerbeflächen für einen weiteren Anschluss von Grünflächen an den Biotopver-

bund. 

Der Bebauungsplan sieht Ausgleichs- und Erhaltungsflächen über 7,3 ha entlang des Grünen 

Saums sowie innerhalb der Gewerbeflächen vor. Ihre Umsetzung wird durch die Ausweisung von 

Maßnahmenflächen im Zusammenhang mit den textlichen Festsetzungen TF 13-19 gewährleis-

tet.  

Zudem ist die teilweise Begrünung von Dachflächen (50 % der Büro- und Verwaltungsdachflä-

chen, siehe TF 20) und Fassaden (10 % der Außenwandflächen, siehe TF 21) vorgesehen. Ergän-

zend sieht der Bebauungsplan auch die Erhaltung von Laugebüschen frischer Standorte von 

1.148 m² an der östlichen Grenze des Geltungsbereichs vor, deren Umsetzung durch die Aus-

weisung einer Fläche zur Pflanzbindung im Zusammenhang mit der textlichen Festsetzung TF 9 

gewährleistet wird.  

Durch die Maßnahmenflächen, in Zusammenspiel mit den angrenzenden Bauvorhaben, wird ein 

Biotopverbund als grüner Saum innerhalb des Plangebiets mit Umsetzung der Planung entste-

hen. Aufgrund der Ausgestaltung dieser Flächen ist mit einem divergenteren Arteninventar zu 

rechnen als im Bestand bisher zugegen. Trotz großflächiger Versiegelung wird damit die Bio-

topverbundfunktion im Plangebiet aufgewertet. 

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Nach Umsetzung der Planung treten zusätzliche Störreize durch Lärm, Licht und Bewegungen im 

Geltungsbereich des Bebauungsplans auf. Hierdurch nimmt die Lebensraumeignung innerhalb 

der Gewerbeflächen betriebsbedingt vor allem für störungsempfindliche und stenöke Tierarten 

sehr stark zu. Dies gilt jedoch nur für die Gewerbeflächen selbst. Durch die Festsetzung von 

Maßnahmenflächen wird ein Biotopverbund neu geschaffen. Hier wird die Lebensraumeignung 
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für ein breites Artenspektrum verbessert und die Störungseffekte durch den Gewerbebetrieb 

sind aufgrund der randlichen Lage gering. 

Prognose gegenüber dem geltenden Planungsrecht 

Mit geltendem Planungsrecht ist die Entwicklung eines Biotopverbunds durch die Maßnahmen-

flächen M6 und M7 bereits vorgesehen (vgl. Kap. 7.2.7.2). Diese werden im Rahmen der Ände-

rungsplanung (Flächen M1 und M2) in ihrer Ausgestaltung weiter differenziert und stehen einem 

breiten Arteninventar nachfolgend zur Verfügung. Gleichzeitig werden mit den Maßnahmenflä-

chen M3, M5 und P1 neue Habitatflächen geschaffen, der Biotopverbund wird gestärkt. Die zu-

sätzliche bau- und anlagenbedingte Beeinträchtigung auf das Schutzgut ist damit gering. Be-

triebsbedingt entstehen positive Effekte für das Schutzgut.   

7.2.3.5.4 Biologische Vielfalt 

Baubedingte Auswirkungen 

In der Bauphase wird im Plangebiet eine umfangreiche Flächeninanspruchnahme unter ande-

rem für die Lagerung von Baumaterialien oder die Bereitstellung von Abstellflächen für Baufahr-

zeuge erfolgen. Da die baubedingt beanspruchten Flächen nach Umsetzung der Planung groß-

flächig für die baulichen Anlagen des Gewerbegebiets und Verkehrsflächen genutzt werden, 

stellt der Lebensraumverlust durch Flächenentzug die maßgebliche Beeinträchtigung des 

Schutzgutes dar. Baubedingte Störreize bedingen zudem eine Vergrämung von Tieren auch in 

die an das Plangebiet angrenzenden Biotopen. Baugruben und Zäune sind für viele bodengebun-

dene Tierarten zudem mit Barriereeffekten verbunden.  

Durch Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen kann die Intensität diese Beeinträchtigungen zwar 

reduziert werden, insgesamt ist jedoch bereits die Bauphase mit einer sehr deutlichen Verringe-

rung der biologischen Vielfalt im Plangebiet verbunden. Vor dem Hintergrund der mittleren 

Empfindlichkeit des Plangebietes gegenüber einer Verringerung der biologischen Vielfalt im Be-

stand und der zeitlich begrenzten Bauphase ist die baubedingte Beeinträchtigung für das Schutz-

gut insgesamt als eher gering einzustufen.  

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Durch die Planung werden die vegetationsbestandenen Flächen im Geltungsbereich großflächig 

durch bauliche Anlagen für das Gewerbegebiets und Verkehrsflächen beansprucht. Auf den ver-

bleibenden unversiegelten Freiflächen wird sich die Vegetation in ihrer Artenzusammensetzung 

deutlich verändern. Hierdurch geht ein Teil der existierenden naturnahen Biotope verloren. 

Wodurch auch die biologische Vielfalt im Plangebiet herabgesetzt wird. Da es sich im Bestand 

jedoch hauptsächlich um landwirtschaftlich genutzte Flächen handelt, ist dieser Anteil gering. 

Gleichzeitig werden durch die festgesetzten Grünkeile, Maßnahmenflächen und Flächen zur 

Pflanzbindung neue, naturschutzfachlich hochwertige Biotopstrukturen entwickelt, die langfris-

tig zur Aufwertung des Plangebiets beitragen (TF 5 – 9 und 13 – 20). Damit wird sich auch die 

biologische Vielfalt im Plangebiet erhöhen.  
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Der Bebauungsplan sieht Ausgleichs- und Erhaltungsflächen über 7,3 ha entlang der Grenze des 

Plangebiets vor. Ihre Umsetzung wird durch die Ausweisung einer Maßnahmenfläche im Zusam-

menhang mit der textlichen Festsetzung TF 13-19 gewährleistet. Hier sollen sowohl Halboffen-

landstandorte aus Gehölzstrukturen, Trockenrasen und Rohbodenstandorte als auch Gehölzbe-

stände entstehen. Die hohe Wertigkeit dieser Flächen wird durch die Verwendung von Pflanzlis-

ten und genauen Beschreibungen zur Anlage gewährleistet, in der aus naturschutzfachlicher 

Sicht wertvolle Arten aufgeführt werden. 

Zu Förderung der Durchgrünung des Plangebietes sind zudem „Grünkeile“ geplant, die als Wie-

senfluren ausgestaltet werden (siehe TF 5). Zudem ist die teilweise Begrünung von Dachflächen 

(50 % der Büro- und Verwaltungsdachflächen, siehe TF 20) und Fassaden (10 % der Außenwand-

flächen, siehe TF 21) vorgesehen. Angestrebt wird eine Begrünung der Dächer mit insekten-

freundlichem Aufbau. Die Maßnahmen fördern unter anderem auch eine anlagenbedingte Er-

höhung der biologischen Vielfalt nach Umsetzung der Planung.   

Ergänzend sieht der Bebauungsplan auch die Erhaltung von Laubgebüsche frischer Standorte 

von 1.148 m² an der östlichen Grenze des Geltungsbereichs vor, deren Umsetzung durch die 

Ausweisung einer Fläche zur Pflanzbindung im Zusammenhang mit der textlichen Festsetzung 9 

gewährleistet wird.  

Anlagenbedingt entstehen hauptsächlich Biotope mit geringer bis mittlerer Lebensraumeignung 

innerhalb der Gewerbeflächen. Innerhalb der Gewerbegebietsflächen ist von einem reduzierten 

Artenspektrum an Tier- und Pflanzenarten auszugehen. In den Randbereichen entstehen Bio-

tope mit hoher und sehr hoher Lebensraumeignung, sodass sich auf 7,5 ha, die Lebensraum-

funktion verbessert. Aufgrund der mittleren Empfindlichkeit des Plangebietes gegenüber einer 

Verringerung der biologischen Vielfalt im Bestand und unter Berücksichtigung der genannten 

Maßnahmen ist die anlagenbedingte Beeinträchtigung für das Schutzgut als gering einzustufen.       

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Die Lebensraumeignung des Plangebiets wird innerhalb der Gewerbeflächen durch zusätzliche 

Störreize infolge von Lärm, Licht und Bewegungen betriebsbedingt deutlich verringert. Die hier 

anlagenbedingt entstehenden Biotope weisen zudem eine überwiegend geringen Lebens-

raumeignung auf. Allerdings werden auf 7,5 ha Flächen mit hoher Lebensraumeignung erhalten 

oder neue hergestellt. Insgesamt ist daher die Beeinträchtigung für das Schutzgut unter Berück-

sichtigung der aufgeführten Maßnahmen als gering einzustufen.    

Prognose gegenüber dem geltenden Planungsrecht 

Mit geltendem Planungsrecht ist die Entwicklung eines Biotopverbunds durch die Maßnahmen-

flächen M6 und M7 bereits vorgesehen (vgl. Kap. 7.2.7.2). Diese werden im Rahmen der Ände-

rungsplanung (Flächen M1 und M2) in ihrer Ausgestaltung weiter differenziert und stehen einem 

breiten Arteninventar nachfolgend zur Verfügung. Gleichzeitig werden mit den Maßnahmenflä-

chen M3, M5 und P1 neue Habitatflächen geschaffen, der Biotopverbund wird gestärkt. Die vor-

gesehene Etablierung von Grünkeilen sowie Dach- und Fassadenbegrünung (TF 20 und TF 21) 
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führt zur Erhöhung der biologischen Vielfalt. Die zusätzliche bau- und anlagenbedingte Beein-

trächtigung auf das Schutzgut ist damit gering. Betriebsbedingt entstehen positive Effekte für 

das Schutzgut.  

7.2.3.6 Schutzgut Mensch, menschliche Gesundheit und Erholung 

Baubedingte Auswirkungen 

Baubedingt können insbesondere durch Lärm und Stäube Belastungen für Menschen im Unter-

suchungsraum entstehen. Hinzu kommt eine erhöhte Unfallgefahr während der Bauphase. Auch 

Beeinträchtigungen des menschlichen Wohlbefindens oder der menschlichen Gesundheit durch 

Erschütterungen, grelle Ausleuchtungen und Gerüche können nicht von vorneherein ausge-

schlossen werden.  

Diese Beeinträchtigungen sind nach dem aktuellen Stand der Technik bestmöglich zu vermeiden. 

Bei Einsatz von lärmverursachenden Maschinen, z.B. für Rammungen, sind vorab schonendere 

Alternativen zu prüfen. Lärmverursachende Arbeiten sind zeitlich zu begrenzen und möglichst 

emissionsarme Baumaschinen und -fahrzeuge einzusetzen.  

Bei Beachtung der Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes, der Arbeitsstättenverordnung, der 

Betriebssicherheitsverordnung, der Baustellenverordnung und den Regeln zum Arbeitsschutz 

auf Baustellen i.V.m. dem BImSchG, der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen 

Baulärm und der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV) werden baube-

dingte Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch bestmöglich ausgeschlossen.  

Staubbelastungen und Straßenverschmutzungen im Zuge der Erdmassenbewegungen und -

transporte sind zu minimieren. Hierfür geeignet sind Maßnahmen zur Vermeidung von Erdar-

beiten bei ungeeigneter, feuchter Witterung sowie eine regelmäßige Straßenreinigung. Die Er-

richtung von undurchlässigen Zäunen zum Staubschutz entlang der westlichen Grenze des Plan-

gebiets hin zu der Siedlung am Umspannwerk trägt ebenfalls zur Minderung bei.  

Mögliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes durch Beleuchtungen, Gerüche und Erschütte-

rungen sind bedarfsorientiert im Zuge der Bautätigkeiten zu ermitteln und durch entsprechende 

Schutzmaßnahmen auf ein nicht schädigendes Maß zu reduzieren. 

Da die Flächen im Bestand der landwirtschaftlichen Nutzung unterliegen und auch unmittelbar 

angrenzend kein dauerhafter Aufenthalt von Menschen in Form von Wohnnutzung besteht, ist 

die mögliche Beeinträchtigung der Bauarbeiten auf die menschliche Gesundheit von Vornherein 

sehr gering. Durch die zeitliche Begrenzung der Bauphase zusammen mit den aufgezeigten Maß-

nahmen zum Schutz der menschlichen Gesundheit sind die baubedingten potenziellen Belastun-

gen für das Schutzgut als gering einzustufen.   

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Die Umsetzung der Planung im Geltungsbereich des Bebauungsplans führt zu einer Zunahme 

der Versiegelung durch bauliche Anlagen und Verkehrsflächen von knapp 1 % der Gesamtfläche 
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im Bestand auf bis zu 63 %. Durch die Flächeninanspruchnahme gehen großflächige und unzer-

schnittene Freiflächen mit Entlastungspotenzial für die Lufthygiene im Plangebiet verloren.  

Zugleich sieht der Bebauungsplan Ausgleichs- und Erhaltungsflächen über 7,3 ha entlang der 

Grenze des Plangebiets vor. Ihre wird Umsetzung durch die Ausweisung von Maßnahmenflächen 

im Zusammenhang mit der textlichen Festsetzung 13-19 gewährleistet. Zur Förderung der 

Durchgrünung des Plangebietes sind zudem „Grünkeile“ geplant, die als Wiesenfluren ausgestal-

tet werden (siehe TF 5 und 6) sowie die teilweise Begrünung von Dachflächen (50 % der Büro- 

und Verwaltungsdachflächen, siehe TF 20) und Fassaden (10 % der Außenwandflächen, siehe TF 

21). Diese Maßnahmen fördern die Durchgrünung und verbessern durch die Anreicherung der 

Luft mit Sauerstoff und der Filterung von Schadstoffen aus der Luft die Frischluftentstehung im 

Plangebiet. Darüber hinaus bleibt mit den umliegenden Freiflächen auch die Durchlüftungssitu-

ation im Plangebiet günstig.  

Insgesamt ist daher nicht von einer anlagenbedingten zusätzlichen Belastung der menschlichen 

Gesundheit infolge des Vegetationsverlustes auszugehen.   

Eine mögliche Belastung des Bioklimas durch die anlagenbedingte Versiegelung und Erhöhung 

der Baumassen wird im Kapitel 7.2.3.4 zur Prognose anlagenbedingter Auswirkungen auf das 

Schutzgut Klima und Luft dargelegt.  

Aufgrund der geringen Bedeutung der Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans für die 

landschaftsgebundene Erholung, ist die anlagenbedingte Flächeninanspruchnahme auch nur mit 

einer geringen zusätzlichen Einschränkung dieser Funktion im Plangebiet verbunden. Zudem 

werden die randlichen Bereiche im Norden und Westen des Plangebiets landschaftlich aufge-

wertet und durch eine Fußwegeverbindung erschlossen. Damit stehen die Flächen Spazierenden 

und Radfahrenden zur Verfügung und bieten eine Anbindung von Zeestow zum Ortsteil Wuster-

mark.  

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Aufgrund der angestrebten Nutzung des Plangebietes als Standort für Gewerbe ist mit keinen 

betriebsbedingten zusätzlichen stofflichen und nichtstofflichen Emissionen im Untersuchungs-

raum zu rechnen.  

Die Luftqualität im Plangebiet ist insgesamt als gut zu bewerten. Lediglich der Verkehr auf den 

Straßen entlang des Plangebiets tritt als Emittent von Schadstoffen auf. Dieser begrenzt sich 

jedoch auf den Straßenraum selbst, Grenzwertüberschreitungen konnten nicht festgestellt wer-

den. Durch die Planung steigt der Verkehr im Plangebiet deutlich an, wodurch auch die Schad-

stoffbelastung zunimmt. Insgesamt nimmt die Luftschadstoffbelastung zwar betriebsbedingt zu, 

aufgrund der Festsetzungen (TF 5 und 6), die die Durchlüftung sichern sollen, sowie der nur mä-

ßigen Belastung im Bestand ist hierdurch insgesamt aber nicht von einer erheblichen planungs-

bedingten Mehrbelastung des Schutzguts zum Aspekt der Lufthygiene auszugehen. 

Zusätzlich ist mit einer Zunahme der Lärmbelastung durch den betriebsbedingten Verkehr sowie 

die gewerblichen Nutzungen im Plangebiet zu rechnen. Die schalltechnische Untersuchung (vgl. 
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H+L, 2026) zeigt, dass im Umfeld des Plangebiets bereits eine deutliche akustische Vorbelastung 

besteht und insbesondere nachts die maßgeblichen Immissionsrichtwerte an mehreren Immis-

sionsorten nördlich des Plangebiets überschritten oder weitgehend ausgeschöpft werden. Für 

die Änderungsflächen des Bebauungsplans wurden daher Emissionskontingente sowie rich-

tungsabhängige Zusatzkontingente festgesetzt (TF 22). Hierdurch wird sichergestellt, dass die 

zusätzlichen Schallemissionen des Plangebiets mit den Anforderungen des Immissionsschutzes 

vereinbar sind und an den umliegenden schutzbedürftigen Nutzungen keine erheblichen zusätz-

lichen Beeinträchtigungen durch Lärm hervorgerufen werden. Durch die Planung nimmt die 

menschliche Präsenz innerhalb des Geltungsbereichs zu. Es entstehen zusätzliche Belastungen 

der menschlichen Gesundheit durch stoffliche und nichtstoffliche Emissionen infolge der Zu-

nahme des betriebsbedingten Quell- und Zielverkehrs. Da mit dem Bebauungsplan ausschließ-

lich Gewerbenutzungen realisiert werden sollen und die menschliche Präsenz überwiegend zu 

Arbeitszwecken erfolgt, ist die Sensibilität der geplanten Nutzungen im Plangebiet gegenüber 

Immissionen vergleichsweise gering. Zudem hat das Plangebiet selbst und dessen Umfeld für die 

landschaftsgebundene Erholung nur eine geringe Bedeutung. Unter Berücksichtigung der fest-

gesetzten Emissionskontingente sind durch betriebsbedingte Schallimissionen keine erhebli-

chen Beeinträchtigungen des Schutzgutes zu erwarten. 

Prognose gegenüber dem geltenden Planungsrecht 

Mit dem geltenden Planungsrecht ist der Versiegelungsgrad bereits hoch und eine hohe 

menschliche Präsenz durch Beschäftige zu den Tagesstunden wahrscheinlich. Eine zusätzliche 

Erhöhung der menschlichen Präsenz ist nicht ableitbar und hängt im Wesentlichen von der Nut-

zung der Gewerbeflächen ab. Die Erholungseignung der Grünflächen verbessert sich. Die bau-, 

anlagen- und betriebsbedingte Beeinträchtigung auf das Schutzgut sind damit höchstens gering. 

7.2.3.7 Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

Baubedingte Auswirkungen 

In der Bauphase wird eine umfangreiche Flächeninanspruchnahme im Plangebiet unter ande-

rem für die Lagerung von Baumaterialien oder die Bereitstellung von Abstellflächen für Baufahr-

zeuge erfolgen. Dies führt bereits während der Bauphase zu einer flächendeckenden Überprä-

gung des vorhandenen Ort- und Landschaftsbildes.  

Die verbleibenden höherwertigen Landschaftsbildelemente in Form des Laubgebüschbestandes 

entlang der östlichen Grenze des Plangebiets und der Vegetationsbestände angrenzend den 

Baugrenzen des Bebauungsplans können durch geeignete Maßnahmen wie Bauzäunen vor einer 

versehentlichen Beschädigung geschützt werden. Die im Einzelnen hierfür erforderlichen Maß-

nahmen sind unter Berücksichtigung der Vorschriften der DIN 18920 und R SBB festzulegen. Die 

fach- und sachgerechte Umsetzung der Maßnahmen ist bedarfsorientiert durch eine Umwelt-

baubegleitung und Bauüberwachung sicherzustellen.  
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Die mit der umfangreichen Flächeninanspruchnahme verbundene Veränderungen des Orts- und 

Landschaftsbildes bereits während der Bauphase sind auch unter Berücksichtigung der Maßnah-

men zum Vegetationsschutz als hoch zu bewerten.  

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Durch die Planung gehen im Plangebiet anlagenbedingt großflächig offene Bereiche verloren. 

Der Eindruck einer Offenlandschaft im Bestand wird mit den baulichen Anlagen des Gewerbe-

gebiets durch ein Ortsbild ersetzt, welches durch technische und funktionale Elemente einer 

menschlichen Nutzung bestimmt wird. Das Plangebiet ist daher zukünftig nicht mehr als Be-

standteil der Landschaft, sondern als Siedlungsteil wahrnehmbar.  

Im Osten schließen weitere gewerblich genutzte Siedlungsflächen an das Plangebiet an, im Wes-

ten befindet sich ein Umspannwerk. Damit ist die Fernwirkung des Gewerbegebiets bereits vor-

geprägt, durch die zusätzlichen Baukörper wird diese noch weiter erhöht. Im Norden und Süden 

liegen die Gemeinden Zeestow und Wustermark. Daher ist die Wahrnehmbarkeit aus Norden 

und Süden maßgeblich für die Beurteilung der anlagenbedingten Veränderungen des Land-

schaftsbildes. Vor allem aus dem im Norden anschließenden Landschaftsraum, der von großflä-

chigen Ackerflächen auf relativ ebenem Gelände bestimmt wird, ist das neue Gewerbegebiet 

deutlich wahrnehmbar. Damit wäre die Auswirkung auf das Landschaftsbild erheblich und die 

Beeinträchtigung des Schutzgutes hoch. 

Die Wahrnehmbarkeit des Gewerbegebietes wird durch mehrere Faktoren reduziert. So sieht 

der Bebauungsplan Maßnahmen vor, welche die Einbindung des Gewerbegebiets in die Umge-

bung verbessert. Hierzu gehört neben Festsetzungen zur Herstellung eines Gehölzbestands mit 

Hochstämmen an der nördlichen und südlichen Grenze des Plangebietes (siehe TF 9 und 15), 

auch die vorgesehene teilweise Begrünung von Dächern und Fassaden der Gebäude (siehe TF 

20 und 21) trägt zur Einbindung bei. Die L202 wird darüber hinaus von einem Baumbestand 

(siehe TF 7) begleitet, welcher die Sicht zusätzlich abschirmt. Nach Süden hin ist die Wahrnehm-

barkeit zudem durch die B 5 eingeschränkt.  

Unter Berücksichtigung der aufgeführten Maßnahmen und Faktoren mit reduzierender Wirkung 

auf die Wahrnehmung sowie der geringen Empfindlichkeit des Landschaftsbildes im Bestand, 

sind die anlagenbedingten Beeinträchtigungen des Schutzgutes insgesamt als mittel einzustu-

fen.  

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Das Landschaftserleben innerhalb des neu gestalteten Langschaftraums im Norden und Westen 

des Plangebiets kann durch betriebsbedingte Störreize wie Lärm, Licht und Gerüche beeinträch-

tigt werden. Der Erholungswert in diesen Bereichen wird aber insgesamt durch die Anlage hö-

herwertiger Biotope aufgewertet, welche die Gewerbeflächen zum angrenzenden Landschafts-

raum abschirmen. Zudem werden die Flächen über eine Wegeverbindung erlebbar gemacht. 

Darüber hinaus verfügen die nördlich angrenzenden großflächigen Ackerflächen über einen nur 

sehr geringen Erholungswert. Betriebsbedingte Störreize für die Erholungsnutzung ergeben sich 
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nur reduziert auf die neu angelegten Grünflächen, durch die Randlage sind diese Beeinträchti-

gungen als gering zu bewerten. 

Prognose gegenüber dem geltenden Planungsrecht 

Mit dem festgesetzten Hochbau ist das Landschaftsbild bereits stark vorgeprägt. Die zusätzliche 

bau-, anlagen- und betriebsbedingte Beeinträchtigung auf das Schutzgut ist damit gering.  

7.2.3.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Baubedingte Auswirkungen 

Im nördlichen Bereich des Plangebiets befindet sich ein Bodendenkmal. Hierbei handelt es sich 

um das Denkmal Nummer 50557 (vgl. Kapitel 7.2.1.8). Nördlich und östlich des Plangebiets fin-

den sich weitere Bodendenkmäler. Veränderungen und Teilzerstörungen an Bodendenkmalen 

bedürfen gem. §§ 9, 19/ § 20 Abs.1 einer denkmalrechtlichen Erlaubnis/ Baugenehmigung. Der 

Antrag auf Erteilung einer solchen Erlaubnis ist durch den Vorhabenträger gem. § 19 Abs. 1 

BbgDSchG schriftlich mit den zur Beurteilung der Maßnahme erforderlichen Unterlagen bei der 

unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Havelland zu stellen. Im Falle eines Baugeneh-

migungsverfahrens ist der Antrag an die untere Bauaufsichtsbehörde zu richten. Einzelheiten 

hierzu wer-den im Rahmen des denkmalrechtlichen Erlaubnisverfahrens geregelt. 

Ein weiteres Vorkommen von Kultur- und Sachgütern kann nicht ausgeschlossen werden. 

Unter Berücksichtigung der oben aufgeführten Vorgaben kann eine Beeinträchtigung des 

Schutzgutes im Plangebiet selbst ausgeschlossen werden.  

Anlagenbedingte Auswirkungen 

Da die einzigen bekannten Kultur- und Sachgüter im Plangebiet Bodendenkmale sind, sind für 

die Bewertung des Schutzgutes Kultur- und sonstige Sachgüter die baubedingten Auswirkungen 

entscheidend.  

Betriebsbedingte Auswirkungen 

Durch den Betrieb des Gewerbegebiets entstehen keine stofflichen oder nichtstofflichen Emis-

sionen, die eine Schädigung von Kultur- und sonstigen Sachgütern verursachen können. Eine 

betriebsbedingte Beeinträchtigung des Schutzgutes kann daher von vorneherein ausgeschlos-

sen werden.  

Prognose gegenüber dem geltenden Planungsrecht 

Da die Flächen nach geltendem Planungsrecht bereits überbaut sind und mit zusätzlicher Ver-

siegelung ebenfalls die entsprechende Denkmalschutzbehörde einzubinden ist, sind Beeinträch-

tigungen ausgeschlossen.  
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7.2.3.9 Wechsel- und Kumulationswirkungen 

Die Schutzgüter beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Maße und stehen in vielfäl-

tigen Wirkungsbeziehungen. Beispielsweise hat die Beschaffenheit des Bodens als Standort bzw. 

Lebensraum für Pflanzen und Tiere sowie als Grundlage der Landwirtschaft und als kulturhisto-

risches Archiv Einfluss auf die örtliche Vegetation und damit die Lebensgemeinschaften. Er steht 

durch seine Funktionen als Grundwasserfilter und Wasserspeicher in direkter Wechselbezie-

hung mit dem lokalen Wasserhaushalt, welcher seinerseits ebenfalls den Boden beeinflusst. Die 

Vegetationsausstattung ist neben den direkten Wechselbeziehungen mit der Tierwelt ebenfalls 

für das Mikroklima bedeutsam, da sie neben dem Relief die Frisch- und Kaltluftentstehung bzw. 

-strömung beeinflusst und den täglichen Temperaturverlauf vor Ort wesentlich mitbestimmt. 

Durch die künftig zulässige Überbauung und damit Versiegelung derzeit unversiegelter Böden 

im Plangebiet kommt es zu einem Verlust der Bodenfunktionen vor allem als Standort für Vege-

tation und damit als Lebensraum für Tiere. Die künstliche Befestigung von Flächen und die Er-

höhung der Baumasse wirken sich zugleich bioklimatisch belastend aus und bewirken eine Stö-

rung des natürlichen Wasserhaushaltes bezüglich seiner Abflussbildung. Nicht zuletzt geht mit 

der ansteigenden Versiegelung insbesondere durch die Errichtung neuer Gebäude im Land-

schaftsraum eine Veränderung des allerdings bereits diesbezüglich vorgeprägten Orts- und 

Landschaftsbildes einher. 

Unter Berücksichtigung der in den Prognosekapitel zu den Auswirkungen auf die einzelnen 

Schutzgüter aufgeführten Festsetzungen und Maßnahmen zur Vermeidung-, Verringerung und 

dem Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen, können auch Wechsel- und Kumulationswir-

kungen mit erhöhter Beeinträchtigungsintensität ausgeschlossen werden. 

Geltendes Planungsrecht 

Wechsel- und Kumulationswirkungen, die über die in den Prognosekapiteln beschriebenen hin-

ausgehen, sind nicht zu erwarten.  

7.2.4 Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung und zum Ausgleich nach-

teiliger Umweltauswirkungen 

Im Folgenden werden die erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringe-

rung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen aufgeführt, die sich aus der Prognose 

des Umweltzustandes nach Umsetzung des Bebauungsplans ergeben (vgl. Kapitel). Die Aufzäh-

lung der Maßnahmen erfolgt für jedes Schutzgut gegliedert nach ihrem Wirkzeitpunkt in bau-, 

anlagen- und betriebsbezogen. Hinter der jeweiligen Maßnahme wird in Klammern aufgeführt, 

auf welche Weise die Umsetzung sichergestellt wird (unterteilt in Baugenehmigung, ZF / TF: 

zeichnerische / textliche Festsetzung, V: Vermeidungsmaßnahme AFB, siehe Anlage V). 
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7.2.4.1 Schutzgut Fläche und Boden 

Baubezogene Maßnahmen  

Während der Bauphase sind die allgemeinen Vorschriften zum Baubetrieb einzuhalten, insbe-
sondere folgende Vorgaben: 

- Abstellen der Baufahrzeuge und Lagerung von Baumaterial in einer Weise, die Schad-
stoffeinträge in den Boden ausschließt 

- Regelmäßige Kontrolle der Baufahrzeuge auf Leckagen  
- Auflockerung von im Zuge der Bautätigkeiten verdichteten und nicht für eine anlage-

bedingte Versiegelung vorgesehenen Flächen nach Abschluss der Bauarbeiten  
- Ausbau, Lagerung und der Wiedereinbau von Boden getrennt nach Ober- und Unter-

boden  
- Lagerung von humosem, vegetationstauglichem Oberboden mit seinem Bodenleben 

separat in Mieten gemäß DIN 18915 und DIN 19731 und Zwischenbegrünungen bei 
längerer Lagerzeit  

- Ermittlung möglicher Schadstoffbelastungen rechtzeitig vor Erdausbau und auf den Er-
gebnissen basierend ggf. Festlegung von Auflagen zum Umgang mit den anfallenden 
Massen  

- Erkundung möglicher Bodenbelastungen und in Abhängigkeit der geplanten Nutzun-
gen ggf. Sanierung von Altlasten und Altablagerungen  

- Fach- und sachgerechte Umsetzung der bauzeitlichen Maßnahmen sowie bedarfsori-
entierte Festlegung weiterer bauzeitlicher Maßnahmen unter Beachtung existierender 
Vorschriften zum Bodenschutz durch Einsatz einer Umweltbaubegleitung und Bau-
überwachung  

- Baubedingte Beanspruchung von Böden vor allem in Bereichen, die ohnehin im Zuge 
der Bauausführung versiegelt werden  

- Beachtung einschlägiger Vorschriften wie dem BBodSchG i.V.m. der BBodSchV zum 
Umgang mit schädlichen Bodenveränderungen und Altlasten  

Anlagenbezogene Maßnahmen  

- Verringerung der Neuversiegelung und Schutz des Bodens durch die Herstellung von 
Erhaltungs- und Maßnamenflächen (M1 – M5, TF 13 – 19) 

- Schutz des Bodens durch die Herstellung von Grünkeilen und Flächen mit Pflanzbin-
dung (TF 5 – 7 und 9) 

- Erhalt von Laubgebüschen mit erhöhter ökologischer Bedeutung der Bodenfunktionen 
(TF 7) 

- Verringerung der Neuversiegelung durch Herstellung von Wegen in wasser- und luft-
durchlässigem Belag (TF 13-16) 

Betriebsbezogene Maßnahmen  

- Keine Maßnahmen erforderlich 

7.2.4.2 Schutzgut Wasser 

Baubezogene Maßnahmen  

Während der Bauphase sind die allgemeinen Vorschriften zum Baubetrieb einzuhalten, insbe-
sondere folgende Vorgaben: 
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- Abstellen der Baufahrzeuge und Lagerung von Baumaterial in einer Weise, die Schad-
stoffeinträge in den Boden ausschließt  

- Regelmäßige Kontrolle der Baufahrzeuge auf Leckagen  
- Auflockerung von im Zuge der Bautätigkeiten verdichteten und nicht für eine anlage-

bedingte Versiegelung vorgesehenen Flächen nach Abschluss der Bauarbeiten 
- Im Rahmen der Tag-, Schichten- und Grundwasserhaltung in den Baugruben und sons-

tigen Ingenieurbauwerke im Tiefbau sind anfallende Abwässer auf Kontaminierungen 
hin zu über-prüfen und sofern erforderlich vor ihrer Ableitung zu behandeln / reinigen  

- Erkundung möglicher Bodenbelastungen und Sanierung wassergefährdender Altlasten 
und Altablagerungen (Baugenehmigung) 

- Fach- und sachgerechte Umsetzung der bauzeitlichen Maßnahmen sowie bedarfsori-
entierte Festlegung weiterer bauzeitlicher Maßnahmen unter Beachtung existierender 
Vorschriften zum Schutz von Wasserkörpern gemäß BBodSchG, BbodSchV, KrWG, DIN 
18300, DIN 18320, DIN 18915, DIN 19731, ErsatzbaustoffV etc. durch Einsatz einer Um-
weltbaubegleitung und Bauüberwachung  

- Baubedingte Beanspruchung von Flächen vor allem in Bereichen, die ohnehin im Zuge 
der Bauausführung versiegelt werden  

Anlagenbezogene Maßnahmen  

- Anteiliger Aufrechterhaltung und Förderung eines natürlichen Wasserhaushaltes durch 
die Anlage von Grünkeilen und Maßnahmenflächen, Begrünung von Dächern, dem Er-
halt von Laubgebüschen und der Pflanzung von Gehölzen (TF 5 – 10 und 13 – 21) 

- Verringerung der Neuversiegelung durch Herstellung von Wegen in wasser- und luft-
durchlässigem Belag (TF 13-16) 

Betriebsbezogene Maßnahmen  

- Keine Maßnahmen erforderlich 

7.2.4.3 Schutzgut Klima und Luft 

Baubezogene Maßnahmen  

- Beachtung einschlägiger Vorschriften zum Immissionsschutz 

Anlagenbezogene Maßnahmen  

- Förderung naturnaher klimatischer Verhältnisse und Verbesserung der Lufthygiene 
durch die Begrünung von Dächern und Fassaden, der Etablierung von „Grünkeilen“ zur 
Sicherung der Durchlüftung, dem Erhalt von Laubgebüschen und der Pflanzung von 
Gehölzen einschl. Hochstämmen (TF 5 – 10 und 13 – 21) 

- Förderung naturnaher klimatischer Verhältnisse und Verbesserung der Lufthygiene 
durch die Anlage von Maßnahmenflächen und den Erhalt von Flächen (M1 – M5, TF 13 
– 19) 

- Verringerung der Neuversiegelung durch Herstellung von Wegen in wasser- und luft-
durchlässigem Belag (TF 13-16) 

Betriebsbezogene Maßnahmen  

- Förderung einer klimaneutralen Energienutzung durch die Anlage von Photovoltaik-
Anlagen auf Dachflächen (TF 20) 
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7.2.4.4 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Baubezogene Maßnahmen 

Während der Bauphase sind die allgemeinen Vorschriften zum Baubetrieb einzuhalten, insbe-
sondere folgende Vorgaben kommen dabei ebenfalls dem Schutzgut Tiere und Pflanzen zugute: 

- Abstellen der Baufahrzeuge und Lagerung von Baumaterial in einer Weise, die Beein-
trächtigungen durch Schadstoffe über den Wirkungspfad Boden-Pflanze ausschließt  

- Regelmäßige Kontrolle der Baufahrzeuge auf Leckagen zur Vermeidung von Schädigun-
gen der Vegetation über den Wirkungspfad Boden-Pflanze  

- Vermeidung einer Befahrung oder sonstigen Beschädigung wertvoller Vegetationsbe-
stände und Einzelbäume durch geeignete Maßnahmen zur Abgrenzung wie Bauzäunen 
und Bohlen- bzw. Gummiummantelung von Stämmen unter Berücksichtigung der Vor-
schriften der DIN 18920 und R SBB  

- Beschränkung der Bautätigkeiten möglichst auf die Tagesstunden, Fokussierung der 
Ausleuchtungen für Arbeiten im Dunkeln eng auf das Arbeitsfeld und Vermeidung 
nächtlicher Beleuchtungen an und auf der Baustelle vor allem zu Eigenwerbungszwe-
cken 

Zusätzlich ergeben sich aus der artenschutzrechtlichen Prüfung weitere Vermeidungsmaßnah-
men, welche über den städtebaulichen Vertrag zu sichern sind: 

- Durchführung der Baufeldfreimachung außerhalb der aktiven Zeit von Tieren im Zeit-
raum vom 1. Oktober bis 28./29. Februar (AFB-V1) 

- Sicherstellung einer fach- und sachgerechten Umsetzung der Maßnahmen und be-
darfsorientierte Festlegung weiterer Maßnahmen zum Schutz von Tieren und Pflanzen 
unter Beachtung existierender Vorschriften durch Einsatz einer Umweltbaubegleitung 
und Bauüberwachung (Baugenehmigung, AFB-V2) 

- Aufstellen von Schutzzäunen im Zeitraum zwischen 1. November und 28./29. Februar 
(AFB-V3) 

- Absammeln von Zauneidechsen (AFB-V4) 
- Umsiedeln von Ameisennestern (UB-V1): Die Nester sind im Zuge der bauvorbereiten-

den Maßnahmen im Frühjahr in die Maßnahmenflächen umzusetzen. Der beste Zeit-
punkt hierfür ist Mitte März bis Mitte Mai. Der neue Standort sollte dem alten mög-
lichst ähnlich sein und mindestens 300 m vom Altstandort entfernt liegen. An dem 
neuen Standort sollten keine an-deren Ameisenvölker leben. Lange Transportwege 
sollten vermieden werden. Der neue Standort sollte vor der Umsiedlung entsprechend 
vorbereitet werden z.B. unter der Verwendung dürrer Zweige und Äste für den Ne-
staufbau. Die Umsiedlung sollte nicht maschinell erfolgen, da dies meist nicht erfolg-
reich ist.  

- Kontrolle von potenziellen Niststätten von Höhlen und Spaltenbrütern an Bäumen auf 
Besatz und Ermittlung ganzjährig geschützter Lebensstätten (AFB-V5) 

Anlagenbezogene Maßnahmen  

- Umsetzung von Ausgleichsmaßnahmen (AFB-ACEF1, AFB-ACEF2, AFB-ACEF3, AFB-AFCS1, 
AFB-AFCS2) 

- Entwicklung neuer Brut- und Nahrungshabitate für Brutvögel des Halboffenlandes 
(AFB-ACEF1, TF 13-14 und 16-18) 

- Entwicklung von Halboffenlandbereichen im übergeordneten Planungsraum (AFB-
ACEF2, TF 13-14 und 16-18) 

- Anbringung von Nistkästen für Höhlen- und Spaltenbrüter (AFB-ACEF3) 
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- Habitatherstellung für die Zauneidechse und Verbesserung des Nahrungsangebots für 
Vogel-arten des Halboffenlandes (AFB-AFCS1, TF 13-14 und 16-19) 

- Herstellung neuer Brut- und Nahrungshabitate für die Vogelarten Feldlerche, Grauam-
mer, Braunkehlchen (AFB-AFCS2) 

- Vermeidung von Vogelkollision an Glas (AFB-V6) 
- Angepasste Beleuchtung für nachtaktive Tiere (Begrenzung der Lichtausbreitung in be-

nachbarte sensible Räume) (AFB-V7) 
- Anteilige Förderung der Lebensraumeignung des Plangebietes durch die Begrünung 

von Dächern und Fassaden und der Pflanzung von Gehölzen (TF 20 und 21) 

Betriebsbezogene Maßnahmen  

- Angepasste Beleuchtung für nachtaktive Tiere (Begrenzung der Lichtausbreitung in be-
nachbarte sensible Räume) (AFB-V7) 

7.2.4.5 Schutzgut Mensch, menschliche Gesundheit und Erholung 

Baubezogene Maßnahmen 

- Reduzierung der Unfallgefahr durch Beachtung einschlägiger Vorschriften wie dem Ar-
beitsschutzgesetz, der Arbeitsstättenverordnung, der Betriebssicherheitsverordnung, 
der Baustellenverordnung und den Regeln zum Arbeitsschutz auf Baustellen  

- Beachtung einschlägiger Vorschriften wie der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Schutz gegen Baulärm und der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung (32. BIm-
SchV)  

- Verringerung von Staubbelastungen der Luft u.a. durch Wasserberieselung oder einer 
Absaugung bei Abbruch- und Sägearbeiten und das Aufstellen von Zäunen Richtung 
der Siedlung am Umspannwerk (städtebaulicher Vertrag) 

- Beschränkung der Bautätigkeiten in Richtung der Siedlung zum Umspannwerk mög-
lichst auf die Tagesstunden, Fokussierung der Ausleuchtungen für Arbeiten im Dunkeln 
eng auf das Arbeitsfeld und Vermeidung nächtlicher Beleuchtungen an und auf der 
Baustelle vor allem zu Eigenwerbungszwecken (städtebaulicher Vertrag) 

- bedarfsorientierte Festlegung weiterer Maßnahmen zum Schutz baubedingter Belas-
tungen durch Staub, Licht oder Schall unter Beachtung existierender Vorschriften 
durch Einsatz einer Umweltbaubegleitung und Bauüberwachung  

- Erkundung möglicher Bodenbelastungen und in Abhängigkeit der geplanten Nutzun-
gen ggf. Sanierung von Altlasten und Altablagerungen bei Bedarf (Bauüberwachung)  

- Bedarfsorientierte Festlegung weiterer Maßnahmen zum Schutz vor baubedingten Be-
einträchtigungen des menschlichen Wohlbefindens und der menschlichen Gesundheit 
beispielsweise durch Erschütterungen, Licht, Gerüche oder Erschütterungen unter Be-
achtung existierender Vorschriften durch Einsatz einer Umweltbaubegleitung und Bau-
überwachung  

Anlagenbezogene Maßnahmen  

- Förderung ausgeglichener klimatischer Verhältnisse und Verbesserung der Lufthygiene 
durch Begrünung von Dächern und Fassaden, der Anlage von „Grünkeilen“, dem Erhalt 
von Laubgebüschen und der Pflanzung von Gehölzen (TF 5 – 10 und 13 – 21) 

- Aufwertung von Biotopflächen mit Erholungsfunktion (M1, M2, M5, TF 13 – 16 und 19) 
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Betriebsbezogene Maßnahmen  

- Förderung einer klimaneutralen Energienutzung durch die Anlage von Photovoltaik-
Anlagen auf Dachflächen (TF 20) 

7.2.4.6 Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

Baubezogene Maßnahmen 

- Keine Maßnahmen erforderlich 

Anlagenbezogene Maßnahmen  

- Förderung der Durchgrünung durch die Anlage von „Grünkeilen“ und Begrünung von 
Dächern und Fassaden und (TF 5, 6, 20 und 21) 

- Abschirmung der Sicht auf das Gewerbegebiet durch die Anlage eines Gehölzstreifens 
entlang der L202 (TF 7)  

- Anlage von Grünflächen zur Eingrünung des Gewerbegebiets (M1, M2, M3 und M5, TF 
13 – 17 und 19) 

- Erhalt von Laubgebüschen als Element mit erhöhtem Wert für das Landschaftsbild (TF 
7) 

- Pflanzung von Gehölzbeständen mit Hochstämmen im Norden und Süden des Plange-
biets zur Eingrünung (TF 9 und 15) 

- Begleitung der L202 durch einen Baumbestand zur Abschirmung der Sicht (TF 7) 
 
Betriebsbezogene Maßnahmen  

- Keine Maßnahmen erforderlich 

7.2.4.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Baubezogene Maßnahmen 

Einholung einer denkmalrechtlichen Erlaubnis/ Baugenehmigung zur Veränderung und Teilzer-
störung von Bodendenkmalen (Baugenehmigung) 

Anlagenbezogene Maßnahmen  

- Keine Maßnahmen erforderlich 
 
Betriebsbezogene Maßnahmen  

- Keine Maßnahmen erforderlich 

7.2.5 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Hinweis: Wird im weiteren Verfahren bearbeitet. 

7.2.6 Nachteilige Auswirkungen aufgrund der Anfälligkeit für schwere Unfälle und Kata-

strophen 

Hinweis: Wird im weiteren Verfahren bearbeitet. 
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7.2.7 Gesamtbewertung der Umweltauswirkungen 

Hinweis: Inhalte dieses Kapitels und der Unterkapitel werden im weiteren Verfahren bearbeitet. 
 

7.2.7.1 Übersicht der erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen und geplanter Gegen-

maßnahmen  

7.2.7.2 Eingriffs-/ Ausgleichs-Bilanzierung (Eingriffsregelung § 1a Abs. 3 BauGB) 

Mit der 3. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Wustermark Nord“ in der Gemeinde 

Wustermark können erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft nicht von Vorn-

herein ausgeschlossen werden. Entsprechend sind die Anforderungen der naturschutzrechtli-

chen Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu berücksichtigen. Hie-

raus ergibt sich die Verpflichtung zur Vermeidung, dem Ausgleich und Ersatz von Beeinträchti-

gungen der Leistungs- und Funktionsfähigkeit von Natur und Landschaft. Dies gilt auch für Ein-

griffe, die aufgrund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen 

oder von Satzungen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB hervorgerufen werden. Nach § 18 

Absatz 1 BNatSchG ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen für den Fall, dass Eingriffe in Natur 

und Landschaft zu erwarten sind, über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den 

Vorschriften des Baugesetzbuchs zu entscheiden. Bei der Kompensationsermittlung wird sich 

daher auf das zulässige Nutzungsmaß des bestehenden Baurechts bezogen. 

Der B-Plan GE Wustermark Nord wurde im Jahr 2001 mit Satzung beschlossen (Anlage I). Mit der 

3. Änderung werden nun Teilbereiche im Umfang von ca. 35 ha überplant. Damit besteht auf 

den Änderungsflächen bereits Baurecht. 

Hieraus folgt, dass die Eingriffsbewertung innerhalb des Plangebiets nicht anhand des Zustands 

von Natur und Landschaft im Bestand vorgenommen wird, sondern sich aus einem Vergleich der 

Inhalte des mit Satzung beschlossenen Bebauungsplan und der 3. Änderung für die entsprechen-

den Teilbereiche ergeben. Nur die zusätzliche, über das bestehende Nutzungsmaß des Bebau-

ungsplans „Gewerbegebiet Wustermark Nord“ hinausreichende, bauliche Inanspruchnahme 

durch die Änderung des Bebauungsplanes ist Gegenstand der Eingriffsbewertung und Ermittlung 

eines zusätzlichen Ausgleichserfordernisses. 

Zu diesem Zwecke wurde eine Eingriffsbilanzierung vorgenommen. Zusätzlich ist zu prüfen, wel-

che Ausgleichsmaßnahmen des geltenden Planungsrechts bereits umgesetzt wurden und wel-

che Flächen nicht mehr für eine Kompensation innerhalb des B-Plangebiets GE Wustermark 

Nord zur Verfügung stehen. 

Methodisches Vorgehen 

Die Eingriffsregelung zum B-Plan GE Wustermark Nord wird im Kapitel 6.7 „Grünordnung“ der 

Begründung des Bebauungsplans (2001) dargelegt. Mit dem geltenden Planungsrecht wurden 

ausgewiesene Ausgleichsflächen im Plangebiet festgesetzt. Zusätzlich konnte eine externe Aus-
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gleichsfläche „Buchow-Karpzow“ gesichert werden. Die Art der Kompensation sowie die Aus-

gleichsflächen (A5 - A11) wurden den zu erwartenden Eingriffen der einzelnen Baugebiete zuge-

wiesen.  

Mit Aufstellung des Bebauungsplans GE Wustermark Nord im Jahr 2001 sind die Hinweise zum 

Vollzug der Eingriffsregelung (HVE, 2009), wie sie heute für die Abarbeitung der Eingriffsrege-

lung für brandenburgische Bebauungsplanverfahren maßgeblich sind, noch nicht als Arbeitshilfe 

verfügbar. Entsprechend beruht die Eingriffsermittlung auf einer Methodik, die nicht mehr der 

gängigen Praxis entspricht, jedoch den gesetzlichen Anforderungen zur Ermittlung des Kompen-

sationsbedarfs Rechnung trägt.  

Für die Ermittlung des Eingriffs im Rahmen der 3. Änderung wird auf die in der Begründung des 

B-Plans (Kap. 6.7) beschriebenen Methodik zurückgegriffen, um eine Vergleichbarkeit der Ein-

griffsintensitäten zu erzielen, da nur das zusätzliche Ausgleichserfordernis des bestehenden Nut-

zungsmaßes zur Ermittlung des Eingriffs relevant ist.  

Mit geltendem Planrecht wird der Eingriff durch Neuversiegelung von vorher als Intensivacker 

genutzten Flächen über einen Versiegelungsansatz berechnet. Für die Ausgleichflächen wird die 

Aufwertung von Intensiväckern zu verschiedenen naturschutzfachlich höherwertigen Biotopen, 

die gleichzeitig eine Aufwertung für das Bodengefüge mit sich bringen, bewertet. Grundlegend 

wird ein Ausgleichsfaktor von 1:1 für die Aufwertung von Biotopen im Gegenzug zur Neuversie-

gelung berechnet. Die Ausgleichsflächen sollen extensiviert werden, zusätzlich sind Gehölz- und 

Baumpflanzungen zu integrieren, sodass naturschutzfachlich hochwertige Biotope entwickelt 

werden. 

Mit der 3. Änderung werden jedoch auch Flächen überplant, die nach geltendem Planungsrecht 

als private Grünflächen ausgewiesen wurden. Diese Flächen gelten als zusätzliche Eingriffsflä-

chen, die nach den aktuellen Methodenstandards zur Ermittlung von Eingriffen zu bilanzieren 

sind (Hinweis der Unteren Naturschutzbehörde vom 20.07.2026). Diese Flächen werden somit 

nach der HVE 2009 und mit einem Kompensationsfaktor von 1:2 in die Bilanz eingestellt. 

Darlegung geltendes Planungsrecht 

Durch das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg wurde mit Urteil vom 24.02.2006 ein 

Teilbereich des Bebauungsplans für unwirksam erklärt. Dieser Bereich ist nicht mehr Teil des 

Änderungsbereichs und die im Teilbereich befindlichen Ausgleichsflächen stehen nicht mehr für 

einen Ausgleich zur Verfügung (Fläche A9). Unabhängig davon bleiben andere Teilbereiche un-

berührt und befinden sich bereits im Baugenehmigungsverfahren bzw. in der Ausführung. Diese 

Flächen werden im Weiteren als „BA1“ und „Rechenzentrum“ bezeichnet und sind nicht Be-

standteil des 3. Änderungsverfahrens zum Bebauungsplan. 

Der Bebauungsplan GE Wustermark Nord setzt im Geltungsbereich der 3. Änderung Gewerbe-

gebiete, Straßenverkehrsflächen, öffentliche Grünflächen und private Grünflächen fest.  
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Der rechtskräftige Bebauungsplan sieht durch die Ausweisung von Ausgleichsflächen (A5 - A11) 

im Plangebiet, auf denen keine Versiegelung zulässig ist, zunächst eine Reduzierung von negati-

ven Auswirkungen auf den Boden und den Grundwasserhaushalt vor. Gleichzeitig werden diese 

Ausgleichsflächen auch als Kompensationsflächen angesehen. Mit der Sicherung einer zusätzli-

chen externen Ausgleichsfläche in „Buchow-Karpzow“ konnte damals das notwendige Aus-

gleichserfordernis vollumfänglich im Rahmen der B-Planaufstellung sichergestellt werden.  

Das Ausgleichserfordernis wurde entsprechend dem geltenden Planungsrecht wie folgt ausge-

wiesen3: 

Nicht-überbaubare Grundstücksflächen 

Die nicht-überbaubaren Grundstücksflächen in den festgesetzten Gewerbegebieten werden 

zum einen nicht versiegelt, zum anderen sind sie gärtnerisch anzulegen. Zur Durchgrünung sind 

die Flächen mit standortheimischen Gehölzen und extensiven Wiesen zu begrünen. Durch die 

Gewerbegebiete ist eine GRZ von 0,8 festgesetzt, sodass 20 % nicht-überbaubare Grundstücks-

fläche anteilig an den Gewerbegebieten vorliegt. Die nicht-überbaubaren Grundstücksflächen 

wurden mit einem Faktor von 1:2 in die Bilanz eingestellt.  

Private Grünflächen (Vorzonen) 

Zur Gliederung und einheitlichen städtebaulichen Gestaltung der Straßenräume und Baugebiete 

und zur Sicherung von Luftaustauschprozessen werden entlang der Erschließungsstraßen sowie 

der Außengrenzen der Gewerbegebiete Grünzüge mit abgestufter Breite festgesetzt.  

Der Bebauungsplan legt an den Rändern der Gewerbegebiete private Grünflächen fest, die mit 

lockeren Gehölzen zu bepflanzen sind. Die Zwischenflächen sind als Rasenflächen zu gestalten. 

Die Vorzonen werden mit einem Ausgleichsfaktor von 1:2 in die Bilanz eingestellt.  

Ausgleichsflächen A5 – A11 

Die Ausgleichsflächen A5, A6 und A7 sind als Gehölzflächen auszugestalten. Für den nördlichen 

Grenzsaum ist eine abgestufte Gehölzanpflanzung mit einer Außenrandzone aus Sträuchern und 

Stauden und einer Rückzone aus höherwachsenden Sträuchern und Bäumen anzulegen. Im ge-

samten Grünzug ist ein Fuß/Radweg zu integrieren. 

Die Maßnahmenflächen A8, A9 und A10 sind als artenreiche Feuchtwiesen nährstoffarmer 

Stand-orte zu entwickeln und wurden als Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung 

von Natur und Landschaft festgesetzt. 

Die Maßnahmenfläche A11 ist aufgelockert mit Gehölzinseln und extensiven Rasenflächen zu 

bepflanzen. Der maximal zu erreichende Ausgleichsfaktor auf den Ausgleichsflächen beläuft sich 

auf eine 1:1 Kompensation.  

 

 

3 Aufgeführt werden die nach B-Plan ausgewiesenen Ausgleichsflächen. Eine Umsetzung ist damit nicht zwingend erfolgt.  
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Ausgleichsfläche Buchow-Karpzow 

Zusätzlich zu den ausgewiesen Ausgleichsflächen innerhalb des B-Plangebiets wurde eine 8,51 

ha große Fläche den Eingriffsfolgen des B-Plans zugeordnet, die sich in Buchow-Karpzow befin-

det. Diese Fläche wurde im Planfeststellungsbeschluss der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Ost 

zum Ausbau des Havelkanals planfestgestellt.  Zusätzlich sind sämtliche Erschließungsstraßen im 

B-Plangebiet mit großkronigen Bäumen als Alleen zu bepflanzen. 

Bilanzierung zur 3. Änderung des Bebauungsplans 

Der Änderungsbereich der 3. Änderung umfasst nicht den gesamten Geltungsbereich des Be-

bauungsplans, es sind die Flächen westlich der Zeestower Straße betroffen. Der Änderungsbe-

reich umfasst ca. 35 ha. Die Karte 3 (Anlage VII) zeigt die Zuordnung des geltenden Planungs-

rechts zu den Ausgleichsflächen sowie die Flächen im Geltungsbereich der 3. Änderung. 

Rechenzentrum 

Die Flächen des „Rechenzentrums“, die sich ebenfalls westlich der Zeestower Straße befinden, 

sind dabei nicht Teil des Änderungsbereichs. Hierfür wurde bereits ein Bauantrag gestellt. Es 

handelt sich um eine Fläche von ca. 18 ha, die aus der Bilanz herauszustellen ist. Der Ausgleich 

für das Rechenzentrum erfolgt vollumfänglich auf den Ausgleichsfläche A6 (anteilig) und A5 (an-

teilig) und ist damit entsprechend dem geltenden Planungsrecht abgedeckt. Gleiches gilt für die 

Flächen des BA1. Auch hier wurde der Bauantrag bereits gestellt und der Ausgleich wird über 

die Ausgleichsflächen A7 und A8 (anteilig) sichergestellt.   

Ausgleichsflächen A9 -A11 

Die Ausgleichsflächen A10 und A11 stehen nicht mehr als Ausgleichsflächen zur Verfügung. Die 

Ausgleichsfläche A9, ist aufgrund der beschriebenen Aufhebung des B-Plan Bereiches, ebenfalls 

nicht mehr zu belegen, die externe Ausgleichsfläche Buchow-Karpzow kann ebenfalls nicht mehr 

für das Ausgleichserfordernis herangezogen werden. 

Verfügbare Ausgleichsflächen 

Für den Ausgleich des 3. Änderungsbereichs stehen somit die Flächen A5 (anteilig) und A6 (an-

teilig) zur Verfügung. Diese Flächen sind im Entwurf der 3. Änderung als M1 und M2 Flächen 

bezeichnet.   Im Zuge der Aufstellung von Ausgleicherfordernissen zeigte sich somit, dass nur die 

Flächen innerhalb des Geltungsbereichs der 3. Änderung als Kompensationsflächen zur Verfü-

gung stehen. Damit ist auch nachgewiesen, dass bisher noch kein Ausgleich für die im 3. Ände-

rungsbereich befindlichen Flächen erfolgt ist. Der Ausgleich, der im Rahmen der B-Planaufstel-

lung vorgesehen wurde und noch nicht erfolgte, ist entsprechend zu berücksichtigen. Damit 

ergibt sich ein erhöhtes Ausgleichserfordernis extern. 

In Tabelle 7 bis Tabelle 9 wird die Eingriffsbilanz abgebildet. Es sind alle neuversiegelten Flächen 

vollumfänglich in die Bilanz einzustellen. Ausgegangen wird von einem maximal zu erreichenden 

Ausgleichsfaktor von 1:2 in Anlehnung an die HVE 2009. Für die Maßnahmenflächen werden die 
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textlichen Festsetzungen TF 13-19 sowie die Flächen M1-M5 in ihrer Ausprägung herangezogen, 

sodass sie äquivalent zum geltenden Planungsrecht im Faktor 1:1 Ausgleichsfläche generieren. 

Tabelle 7:  Ausgleichserfordernis nach geltendem Planungsrecht 

Fläche 3. 
Änd. B-Plan 

Fläche in 
ha 

Anteil Bebaubare 
Fläche nach 

GRZ 0,8 in ha 

Neuversie-
gelung in 

ha 

Grünflächen 
innerhalb GE 
(20%) in ha 

verbleibendes 
Ausgleichsbe-
darf (Kompen-

sationsfaktor 1) 

GE 1a 3,3 10 % 2,7 2,7 0,7 2 

GE 1b 2,6 7 % 2,1 2,1 0,5 1,6 

GE 2 4,4 13 % 3,5 3,5 0,9 2,6 

GE 3a 1,4 4 % 1,1 1,1 0,3 0,8 

GE 3b 4,1 12 % 3,3 3,3 0,8 2,5 

GE 4 10,7 31 % 8,6 5* 2,1 2,9 

Planstraße 
3 

0,9 3 % 0,9 0,9 0 0,9 

Summe  82,6% 22,2 18,6 5,3 13,3 
* Die LPG-Anlage, die sich bis 2004 im Süden des Plangebiets befunden hat, wurde zwischenzeitlich abgerissen; vermutlich im Zeit-
raum zwischen 2004 und 2009. Dabei handelt sich um eine 3,6 ha große Fläche, die im Bestand des geltenden Planungsrecht ver-
siegelt war und bei der es sich nicht um eine Neuversiegelungsfläche handelt. 

 

Tabelle 8:  Zusätzliches Erfordernis durch Überplanung von privaten Grünflächen nach geltendem Planungsrecht 

(nach HVE, 2009) 

Fläche 3. Änd. B-Plan Fläche in ha Überplanung von Pri-
vatgrünflächen in ha 

Zusätzlicher Aus-
gleichsbedarf (Kom-
pensationsfaktor 2) 

GE 1a 3,3 0,5 1,1 

GE 1b 2,6 0,2 0,3 

GE 2 4,4 0,7 1,4 

GE 3a 1,4 0,01 0,03 

GE 3b 4,1 0,4 0,8 

GE 4 10,7 0,7 1,5 

Summe 26,5 2,5 5,1 

 

Tabelle 9:  Ausgleichsflächen innerhalb des Plangebiets des 3. Änderungsbereichs (Kompensationsfaktor 1:1) 

Fläche 3.Änd. B-Plan Fläche in ha 

M1 2,3 

M2 1,3* 

M3 0,9 

M4 / 

M5 0,7 

P1 (Fläche für Pflanzbindung) 0,3 

Summe 5,5 
*Übrige Ausgleichsfläche von M2 abzüglich Flächen, die bereits für die angrenzenden Flächen Rechenzentrum (18.500 m²) zum 
Ausgleich zur Verfügung stehen. 

 
In der Bilanz ergibt sich ein Gesamtdefizit von 12,9 ha, welches extern auszugleichen ist.  
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7.2.7.3 Prüfung externe Ausgleichsflächen 

Da das Ausgleicherfordernis nicht vollumfänglich im Plangebiet gewährleistet werden kann, 

wurden zunächst Flächen im Eigentum der Vorhabenträgerin im direkten Umfeld der Planung 

auf ihre Eignung als Ausgleichsflächen geprüft. Da der Eingriffsausgleich und der artenschutz-

rechtliche Ausgleich (vgl. Kap. 7.3.1 und Anlage IV; AFB FJP) multifunktional auf den gleichen 

Flächen umgesetzt werden sollen, fließen die Anforderungen beider Belange in die Prüfung mit 

ein (siehe Tabelle 10). Für den Eingriffsausgleich muss die Fläche eine Größe von 12,9 ha auf-

weisen. Für den artenschutzrechtlichen Ausgleich müssen Abstände zu Vertikalstrukturen ein-

gehalten werden, da es sich bei den extern auszugleichenden Arten um Vogelarten des Offen-

landes handelt. Für die Grauammer muss ein Brutpaar ausgeglichen werden, wofür eine zusam-

menhängende Fläche von 2,2 ha benötigt wird, zudem sollte ein Abstand von 100 m zu Feldge-

hölzen und Hecken und 200 m Abstand zu Siedlungen eingehalten werden (LANUK 2025) (siehe 

Abbildung 17). Bei der Feldlerche müssen 2 Brutpaare mit jeweils einem ha ausgeglichen wer-

den, dabei sollte zu Feldgehölzen und lückigen Baumreihen ein Abstand von 50 m und zu ge-

schlossenen Baumreihen oder Strommasten ein Abstand von 100 m eingehalten werden (siehe 

Abbildung 18). Für das Braunkehlchen muss ebenfalls ein Brutpaar mit 1,8 ha ausgeglichen wer-

den, es meidet Strukturen mit Kulissenwirkung wie etwa Hecken, Baumreihen und Feldgehölze.  

Nach Berücksichtigung der Kulissenwirkung der Vertikalstrukturen eignet sich aufgrund der ver-

bleibenden Flächengröße kein Flurstück für den Ausgleich der Grauammer und des Braunkehl-

chens im Eigentum der Vorhabenträgerin im Umfeld zum Plangebiet. Das Flurstück 554 eignet 

sich für den Ausgleich eines Brutpaars der Feldlerche und auch die zusammenhängenden Grund-

stücke 237, 236, 235, 1334, 233/2, 232, 231/2, 230/2, 229/2 und 974 eignen sich für den Aus-

gleich eines Brutpaares der Feldlerche. Keine Fläche im direkten Umfeld der Planung eignet sich 

für sowohl den gesamten externen Artenschutz als auch den Eingriffsausgleich.  
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Tabelle 10: Prüfung der möglichen externen Ausgleichsflächen im direkten Umfeld der Planung 

Flurstück 

Nr. 

Fläche Eignung Eingriffs-

ausgleich 

Eignung Artenschutzausgleich Eignung der Fläche für Brutvögel des Offenlandes 

554 27.794 m² Angrenzend an 

135/2; auch mit 

dieser gemeinsam 

keine Eignung auf-

grund der Größe 

 

Angrenzend an 135/2. Es befinden sich Feldgehölze im 

Osten und ein Strommasten im Süden.  

Nach Abzug der Abstandfläche für die Grauammer (Feld-

gehölze und Baumreihen 100 m, Siedlungsbereiche 200 

m) hat die verbleibende Fläche von 135/2 und 554 noch 

14.329 m2. Davon sind 11.715 m2 Flurstück 554. 

Nach Abzug der Abstandfläche für die Feldlerche (Feldge-

hölze 50 m, Strommasten 100 m) hat die verbleibende 

Fläche von 135/2 und 554 noch 16.037 m2.  

Nach Berücksichtigung der Kulissenwirkung der Verti-

kalstrukturen aufgrund der verbleibenden Flächen-

größe keine Eignung für Grauammer und Braunkehl-

chen.  

Eignung für 1 Brutpaar der Feldlerche. 

 

135/2 

(anteilig) 

4.648 m² 

135/3 3.146 m² Keine Eignung auf-

grund der Größe 

Mit Gehölzen bestanden Keine Eignung aufgrund der Strukturen.  

134/3 214 m² Keine Eignung auf-

grund der Größe 

Mit Gehölzen bestanden  Keine Eignung aufgrund der Strukturen. 

135/6 804 m² Keine Eignung auf-

grund der Größe 

Mit Gehölzen bestanden Keine Eignung aufgrund der Strukturen. 

553 3.348 m² Keine Eignung auf-

grund der Größe 

Mit Gehölzen bestanden Keine Eignung aufgrund der Strukturen. 

153/5 3.399 m² Keine Eignung auf-

grund der Größe 

Abstand zu Baumreihe zu gering (Abstand: max. 20 m) Keine Eignung aufgrund der Strukturen im Umfeld. 
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Flurstück 

Nr. 

Fläche Eignung Eingriffs-

ausgleich 

Eignung Artenschutzausgleich Eignung der Fläche für Brutvögel des Offenlandes 

156 33.685 m² Keine Eignung auf-

grund der Größe 

Es befinden sich Baumreihen und lückige Baumreihen im 

Norden und ein Strommasten im Osten. 

Die Fläche liegt vollständig innerhalb der Abstandsflä-

chen für die Grauammer (Feldgehölze und Baumreihen 

100 m, Siedlungsbereiche 200 m). 

Nach Abzug der Abstandfläche für die Feldlerche (lückige 

Baumreihen: 50 m, Baumreihen und Strommasten: 100 

m) hat die verbleibende Fläche noch 7.733 m2. 

Nach Berücksichtigung der Kulissenwirkung der Verti-

kalstrukturen aufgrund der verbleibenden Flächen-

größe keine Eignung für Grauammer, Feldlerche und 

Braunkehlchen.  

1038 2.825 m² Keine Eignung auf-

grund der Größe 

Größe der Fläche ist nicht ausreichend. Keine Eignung aufgrund der Größe. 

237 7.331 m² Zusammenhängend 

mit 236, 235, 1334, 

233/2, 232, 231/2, 

230/2, 229/2 und 

974; auch mit die-

ser gemeinsam 

keine Eignung auf-

grund der Größe 

 

Zusammenhängend mit 236, 235, 1334, 233/2, 232, 

231/2, 230/2, 229/2 und 974. Im Westen der Fläche be-

findet sich ein Gebäude mit umliegenden Baumreihen 

und Feldgehölzen. Im Südwesten befinden sich ebenfalls 

Feldgehölze.  

Nach Abzug der Abstandfläche für die Grauammer (Feld-

gehölze und Baumreihen 100 m, Siedlungsbereiche 200 

m) hat die verbleibende Fläche der zusammenhängen-

den Flurstücke noch 12.569 m2. 

Nach Abzug der Abstandflächen für die Feldlerche (lü-

ckige Baumreihen und Feldgehölze: 50 m, Baumreihen: 

Nach Berücksichtigung der Kulissenwirkung der Verti-

kalstrukturen aufgrund der verbleibenden Flächen-

größe keine Eignung für Grauammer und Braunkehl-

chen.  

Eignung für 1 Brutpaar der Feldlerche gemeinsam mit 

236, 235, 1334, 233/2, 232, 231/2, 230/2, 229/2 und 

974  

 

236 5.676 m² 

235 5.647 m² 

1334 5.654 m² 

233/2 3.466 m² 

232 5.690 m² 

231/2 3.409 m² 

230/2 3.402 m² 

229/2 3.452 m² 
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Flurstück 

Nr. 

Fläche Eignung Eingriffs-

ausgleich 

Eignung Artenschutzausgleich Eignung der Fläche für Brutvögel des Offenlandes 

974 41.033 m²  100 m) hat die verbleibende Fläche der zusammenhän-

genden Flurstücke noch eine Fläche von 15.893 m2.  

 

1171 3.808 m² Keine Eignung auf-

grund der Größe 

Größe der Fläche ist nicht ausreichend. Keine Eignung aufgrund der Größe. 

1162 2.481 m² Keine Eignung auf-

grund der Größe 

Größe der Fläche ist nicht ausreichend. Keine Eignung aufgrund der Größe. 

1141 7.509 m² Keine Eignung auf-

grund der Größe 

Größe der Fläche ist nicht ausreichend. Keine Eignung aufgrund der Größe. 

1056 

 

9.484 m² Keine Eignung auf-

grund der Größe 

Größe der Fläche ist nicht ausreichend. Abstand zu 

Baumreichen und Feldgehölzen ist zu gering. 

Keine Eignung aufgrund der Größe und Strukturen im 

Umfeld. 
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Abbildung 17:  Eignung externer Ausgleichsflächen im Eigentum der DIBAG im direkten Umfeld für die Grauammer 

 

Abbildung 18:  Eignung externer Ausgleichsflächen im Eigentum der DIBAG im direkten Umfeld für die Feldlerche 
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Da in unmittelbarer Nähe des Plangebiets keine Flächen zur Verfügung stehen, wurden externe 

Ausgleichsflächen in der Gemeinde Märkisch-Luch gesichert. Es handelt sich um Ackerflächen 

im selben Naturraum. Die Flächen befinden sich in der Gemarkung Barnewitz Flur 7, Flurnum-

mern 90/3 und Flurnummer 3 (Abbildung 19) und haben Flächenumfänge von 15,3 ha und 9,5 

ha. Das Ausgleichserfordernis kann damit vollständig durch die Aufwertung von externen Aus-

gleichsflächen gewährleistet werden. 

 

 

Abbildung 19:  externe Ausgleichsflächen Märkisch Luch (rotbraun markiert); Landkreis Havelland, Gemeinde Mär-

kisch Luch, Gemarkung Barnewitz, Flur 7; I: Flurnummer: 3, 9,5 ha; II: Flurnummer 90/3, 15,3 ha 

Fazit 

Das erhöhte Kompensationserfordernis mit Umsetzung der 3. Änderung des Bebauungsplans 

ergibt sich zum einen aus den Anpassungen für die Flächenkulissen mit der 3. Änderung: Im 

Änderungsbereich sind keine grünen Vorzonen innerhalb der Gewerbegebietsflächen vorgese-

hen. Dies ergibt ein Grünflächendefizit von circa 5 ha. Anderseits stehen Ausgleichsflächen nicht 

mehr innerhalb des Plangebiets zur Verfügung, sodass auf externe Ausgleichsflächen ausgewi-

chen werden muss. Das Ausgleichserfordernis kann vollständig durch interne und externe Aus-

gleichsmaßnahmen gewährleistet werden. 
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7.3 Zusätzliche Angaben 

7.3.1 Europäischer Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG 

Im Rahmen der Planung für die 3. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Wustermark 

Nord“ wurde eine artenschutzrechtliche Prüfung für die Untersuchungsraum kartierte Fauna 

durchgeführt. Die Ergebnisse wurden in einem Artenschutzfachbeitrag dokumentiert (vgl. An-

lage V, FJP, 2026). Hier wurden zwischen bau-, anlagen- und betriebsbedingten Störwirkungen 

unterschieden.  

Für den Geltungsbereich und seine Umgebung wurde 2024 eine faunistische Kartierung zur 

Avifauna, Herpetofauna und Ameisen durchgeführt (Jabczynski 2024, vgl. Anlage III). Ein Vor-

kommen von Fledermäusen wurde aufgrund der fehlenden Strukturen und Quartierseignung 

ausgeschlossen und deswegen im Weiteren nicht näher untersucht. Im Rahmen der Faunakar-

tierung wurden im Untersuchungsgebiet4 37 besonders und streng geschützte Arten kartiert. 

Von 23 dieser Arten konnten Brutreviere und Brutplätze zugeordnet werden, davon lagen 18 im 

Untersuchungsraum5. Innerhalb des Plangebiets wurden 16 Arten kartiert. Das Plangebiet hat 

aufgrund seiner Strukturen eine besondere Bedeutung für Boden- und Freibrüter. Mit der Um-

setzung des Vorhabens werden Bruthabitate bzw. Niststätten der Arten Amsel, Blaumeise, Blut-

hänfling, Braunkehlchen, Dorngrasmücke, Feldlerche, Goldammer, Grauammer, Haussperling, 

Mönchsgrasmücke, Nachtigall, Schafstelze, Schwarzkehlchen und Stieglitz überprägt. Zudem ge-

hen potenzielle bzw. tatsächliche Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Zauneidechse verloren. 

Damit keine artenschutzrechtlichen Verbote nach § 44 BNatSchG ausgelöst werden, sind Maß-

nahmen zur Vermeidung wie auch vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 

vorgesehen. Europäisch geschützte Pflanzenarten wurden im Untersuchungsraum nicht nach-

gewiesen und sind aufgrund der vorhandenen Biotope auch nicht zu erwarten. 

Im Artenschutzfachbeitrag kann festgestellt werden, dass Betroffenheiten europarechtlich ge-

schützter Tier- und Pflanzenarten i.S. der Verbote des § 44 BNatSchG fachgutachterlich unter 

Berücksichtigung der im Beitrag vorgeschlagenen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

(siehe Tabelle 11) hinsichtlich der Arten Feldlerche, Braunkehlchen und Grauammer sowie der 

Zauneidechse nicht ausgeschlossen werden können. Infolgedessen ist eine Ausnahme gemäß § 

45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich. Hierfür sind kompensatorische Maßnahmen (FCS-Maßnah-

men) vorgesehen. Durch diese kann der Erhaltungszustand der Population der Zauneidechse 

sowie der betroffenen Vogelarten Feldlerche, Braunkehlchen und Grauammer in der kontinen-

talen biogeographischen Region voraussichtlich aufrechterhalten werden. Durch die Durchfüh-

rung eines Monitorings wird die Wirksamkeit der Maßnahme sichergestellt. 

 

4 Untersuchungsgebiet bezieht sich auf das Untersuchungsgebiet der Kartierung zur Avifauna, Herpetofauna und Ameisen  
5 Untersuchungsraum: siehe Kapitel 4.1.4.3  
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Tabelle 11:  Auflistung der Maßnahmen zur Vermeidung und der Kompensation von artenschutzrechtlichen Ver-

botstatbeständen 

Nr.  Maßnahmenkurzbeschreibung betroffene Tiergruppen  

Maßnahmen zur Vermeidung 

V1 Baufeldfreimachung inkl. Vegetationsberäumung außer-

halb der Brutzeit (1. Oktober bis 28./29. Februar) 

Vögel 

V2 Umweltbaubegleitung Vögel, Zauneidechse 

V3 Aufstellen eines Reptilienschutzzauns während der Win-

terruhe der Zauneidechse (1. November bis 28./29. Feb-

ruar) 

Zauneidechse 

V4 Absammeln von Zauneidechsen  Zauneidechse 

V5 Kontrolle von potenziellen Niststätten von Höhlen und 

Spaltenbrütern an Bäumen auf Besatz und Ermittlung 

ganzjährig geschützter Lebensstätten 

Höhlen- und Spaltenbrüter  

V6 Vermeidung von Vogelkollision an Glas Vögel 

V7 Angepasste Beleuchtung für nachtaktive Tiere (Begren-

zung der Lichtausbreitung in benachbarte sensible Räume) 

Fledermäuse, Insekten, Vögel 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) 

ACEF1 Entwicklung neuer Brut- und Nahrungshabitate für Brutvö-

gel des Halboffenlandes 

Bluthänfling, Dorngrasmücke 

ACEF2 Entwicklung von Halboffenlandbereichen im übergeordne-

ten Planungsraum 

Tiere des Halboffenlandes  

ACEF3 Anbringung von Nistkästen für Höhlen- und Spaltenbrüter Blaumeise 

Kompensatorische Maßnahmen (FCS-Maßnahmen) 

AFCS1 Habitatherstellung für die Zauneidechse und Verbesse-

rung des Nahrungsangebots für Vogelarten des Halboffen-

landes 

Zauneidechse, (Bluthänfling, 

Dorngrasmücke) 

AFCS2 Herstellung neuer Brut- und Nahrungshabitate für die Vo-

gelarten Feldlerche, Grauammer, Braunkehlchen 

Feldlerche, Grauammer, Braun-

kehlchen 

7.3.2 Vereinbarkeit der Planung mit den Bewirtschaftungszielen gemäß § 27 und § 47 

WHG 

Hinweis: Wird im weiteren Verfahren bearbeitet. 

7.3.3 Vereinbarkeit der Planung mit umliegenden Schutzgebieten gemäß § 23 und § 26 

BNatSchG 

Hinweis: Wird im weiteren Verfahren bearbeitet. 
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7.3.4 Verwendete technische Verfahren bei der Umweltprüfung / Schwierigkeiten bei der 

Zusammenstellung der Angaben 

Hinweis: Wird im weiteren Verfahren bearbeitet. 

7.3.5 Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen 

Hinweis: Wird im weiteren Verfahren bearbeitet. 

7.3.6 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Hinweis: Wird im weiteren Verfahren bearbeitet. 
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8 VERFAHREN  

8.1 Aufstellungsbeschluss 

Am 27.05.2025 hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Wustermark die 3. Änderung des 

Bebauungsplans Nr. W 5 „Gewerbegebiet Nord“ Teil 1 beschlossen.  

8.1.1 Ergebnisse der frühzeitigen Auslegung des Vorentwurfes  

Die frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf wird durch die nun vorlie-

gende Begründung und Planzeichnung hiermit vorbereitet.  

8.1.2 Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange 

Die frühzeitige Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf wird durch die nun vorlie-

gende Begründung und Planzeichnung hiermit vorbereitet. 

8.1.3 Ergebnisse der öffentlichen Auslegung des Entwurfs  

Wird im weiteren Verfahren ergänzt. 

8.1.4 Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  

Wird im weiteren Verfahren ergänzt. 

8.2 Abwägungsbeschluss 

Wird im weiteren Verfahren ergänzt. 

8.3 Satzungsbeschluss 

Wird im weiteren Verfahren ergänzt. 

 



Gemeinde Wustermark                      Seite   152 

 

 

                                     Begründung Bebauungsplan „Gewerbegebiet Nord“ 3. Änderung / Stand: Vorentwurf  12.10.2026 

 

9 RECHTSGRUNDLAGEN 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes vom 23. Juli 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 226) geändert worden ist 

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
geändert worden ist. 

• Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. 
August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist 

• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183) geändert worden ist 

• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. Juli 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 224) geändert worden ist 

• Bundes-Bodenschutzgesetz (BBordSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. | S. 502), das zu-
letzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. | S. 306) geändert wor-
den ist  

• Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 09. Juli 2021 (BGBl. | 
S. 2598, 2716)  

• Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. | S. 212), das zuletzt 
durch Artikel 17 des Gesetzes vom 22. Juli 2026 (BGBl. | Nr. 224) geändert worden ist  

• Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. | S. 2585), das zuletzt durch 
Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Juli 2026 (BGBl. 2026 | Nr. 224) geändert worden ist  

• Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (BbgNatSchAG) 
vom 21. Januar 2013 (GVBl. I/13 Nr. 3), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 24. Juli 2025 (GVBl.I/25, [Nr. 17]) 

• Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. 
November 2018 (GVBl. I/18, Nr. 39), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
29. Juni 2026 (GVBl.I/26, [Nr. 20], S. 22) 

• Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 20. April 2004 (GVBl.I/04, [Nr. 06], 
S.137) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juni 2024 (GVBl.I/24, [Nr. 
24], S.16, ber. [Nr. 40]) 

• Brandenburgisches Straßengesetz (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. März 2005 (GVBl.I/92, [Nr. 11], S.186) zuletzt geändert durch Artikel 20 des Geset-
zes vom 23. September 2009 (GVBl.I/08, [Nr. 12], S.202, 208)  

• Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
02. März 2012 (GVBI. I/12, [Nr. 20]) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
24. Juli 2025 (GVBl.I/25, [Nr. 17])  

• Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBl.I/04, 
[Nr. 09], S.215) zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 5. März 2024 
(GVBl.I/24, [Nr. 9], S.9)  
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